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Beschluss 
des Bundesrates 

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 
Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und 
den Ausschuss der Regionen: Für eine faire, effiziente und 
wettbewerbsfähige auf dem Urheberrechtsschutz beruhende 
europäische Wirtschaft im digitalen Binnenmarkt 

COM(2016) 592 final; Ratsdok. 12253/16 

Der Bundesrat hat in seiner 952. Sitzung am 16. Dezember 2016 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

1. Der Bundesrat begrüßt die in der Mitteilung skizzierten Bestrebungen der 

Kommission zur Anpassung des EU-Urheberrechts an die veränderten 

Rahmenbedingungen des digitalen Zeitalters als einen wichtigen und 

überfälligen Vorstoß auf dem Weg zu einem digitalen Binnenmarkt mit neuen 

Chancen für die europäische Wirtschaft und die europäischen Verbrauche-

rinnen und Verbraucher sowie für alle sonstigen Marktbeteiligten. 

2. Er unterstreicht die überragende Bedeutung eines zeitgemäßen Urheber-

rechtsschutzes für die Attraktivität und Qualität kreativer und kultureller 

Betätigung. Der Schutz der Urheber ist die wirtschaftliche Basis aller Kultur-

und Kreativschaffenden. 
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3. Der Bundesrat erkennt an, dass die Kommission sowohl den mit dem Ur-

heberrecht verknüpften Branchen in Europa zur Prosperität im Binnenmarkt 

verhelfen als auch europäische Urheber und ausübende Künstlerinnen und 

Künstler bei der Erschließung neuer Publikumsschichten unterstützen und 

gleichzeitig den europäischen Bürgerinnen und Bürgern europäische Werke 

umfassend - auch grenzüberschreitend - zugänglich machen möchte. Er betont 

in diesem Zusammenhang, dass die kulturelle Vielfalt in den Mitgliedstaaten 

weiterhin zu sichern und auf einen angemessenen Ausgleich zwischen den 

Interessen der Urheber, Verwerter, Produzenten, Rundfunkveranstalter und 

Verbraucher zu achten ist. 

4. Der Bundesrat begrüßt, dass die Kommission digitale Inhalte als Haupt-

wachstumskräfte der digitalen Wirtschaft und als Beitrag zur Erhaltung des 

kulturellen Erbes anerkennt. Er weist darauf hin, dass sich eine beständige 

Vielfalt an Meinungen, Kultur und kommerziellem Angebot im digitalen 

Bereich nur dann entfalten kann, wenn die wirtschaftlichen Grundlagen der 

Schöpfer von digitalen Inhalten gesichert sind.

5. Der Bundesrat hält es für erforderlich, bei den Einzelmaßnahmen stets zu 

prüfen und darzulegen, inwieweit die wirtschaftlichen Grundlagen der Kultur- 

und Kreativschaffenden erhalten oder besser gesichert werden. 

6. Er stellt jedoch mit Bedauern fest, dass die dazu in der Mitteilung ange-

kündigten Reformbestrebungen der Kommission weit hinter seinen Er-

wartungen an eine konsistente, verbraucherfreundliche Reform des Urheber-

rechts zurückbleiben. In diesem Zusammenhang erinnert der Bundesrat an sei-

ne Stellungnahme vom 18. März 2016 (BR-Drucksache 15/16 (Beschluss)), 

insbesondere an die aus Verbraucherschutzsicht relevanten Ziffern 4 und 5, 

mit der er zentrale Aspekte des Reformbedarfs konkret aufgezeigt hat, die von 

der Kommission vorliegend aber unberücksichtigt geblieben sind. 

7. Er begrüßt grundsätzlich die mit dem zweiten Urheberrechtspaket der EU 

verfolgte Zielsetzung, einen umfassenderen Online-Zugang zu Inhalten in der 

EU zu gewährleisten. Im digitalen Zeitalter und einem vernetzten Europa 

besteht die grundsätzlich nachvollziehbare Erwartung von Verbraucherinnen 

und Verbrauchern, dass sie Online-Dienste auch grenzüberschreitend nutzen 
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können. Vor diesem Hintergrund setzt sich der Bundesrat dafür ein, dass den 

Verbraucherinnen und Verbrauchern unter bestimmten Voraussetzungen auch 

Zugangsrechte zu diesen Diensten eingeräumt werden, und erinnert daran, 

dass es dazu insbesondere auch einer verbraucherfreundlichen Ausgestaltung 

der vorgeschlagenen sogenannten Portabilitäts-Verordnung (BR-Drucksache 

612/15) bedarf. 

Er ist der Auffassung, dass auch in diesem Zusammenhang die Notwendigkeit 

eines Interessensausgleichs besteht. 

8. Eine wirksame Bekämpfung vor allem von gewerbsmäßigen Urheberrechts-

verletzungen ist dem Bundesrat ein besonderes Anliegen. Er begrüßt daher die 

Ankündigung der Kommission, nach Abschluss der entsprechenden Evaluie-

rung Änderungsvorschläge zur Richtlinie 2004/48/EG des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 29. April 2004 zur Durchsetzung der Rechte des 

geistigen Eigentums vorzulegen. 

9. Der Bundesrat begrüßt, dass die Kommission sich unverzüglich mit allen Be-

troffenen gemeinsam um einen Mechanismus zur Nachverfolgung der Geld-

flüsse auf Selbstregulierungsbasis bemühen möchte. Ebenso bewertet er 

Initiativen, die es der Werbewirtschaft ermöglichen, gemeinsam auf Werbe-

schaltungen auf Online-Seiten zu verzichten, die strukturell darauf aus-

gerichtet sind, mit Urheberrechtsverletzungen Einnahmen zu erzielen, grund-

sätzlich positiv. Dabei ist sicherzustellen, dass entsprechende Vereinbarungen 

Transparenz und Überprüfbarkeit gewährleisten und der Anwendungsbereich 

klar definiert ist, um negativen Folgen für die Meinungsfreiheit und für 

innovative neue Dienstleistungen entgegenzuwirken. Der Bundesrat ermutigt 

die Kommission, im weiteren Verfahren gegebenenfalls flankierende Maß-

nahmen auf legislativer Ebene vorzuschlagen, um entsprechende Verein-

barungen auf eine rechtssichere und überprüfbare Grundlage zu stellen. Er 

unterstützt die Kommission ferner bei dem Ansatz, im weiteren Verfahren 

auch die verstärkte Mitwirkung der Anbieter von Vermittlungsdiensten am 

Schutz von Rechten des geistigen Eigentums zu prüfen. 
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10. Der Bundesrat erinnert an seine der Kommission bereits übermittelten 

Stellungnahmen vom 10. Juli 2015 (BR-Drucksache 212/15 (Beschluss)), 

18. März 2016 (BR-Drucksache 15/16 (Beschluss)) und 22. April 2016 (BR-

Drucksache 167/16 (Beschluss)). 

11. Er begrüßt die nachdrückliche Empfehlung der Kommission an alle Mit-

gliedstaaten, die Ausnahmeregelung für das Abbilden von im öffentlichen 

Raum befindlichen Werken wie Gebäuden oder Skulpturen ("Panorama-

freiheit") umzusetzen. 

12. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission. 
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Beschluss 
des Bundesrates 

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und 
des Rates über das Urheberrecht im digitalen Binnenmarkt 

COM(2016) 593 final; Ratsdok. 12254/16 

Der Bundesrat hat in seiner 952. Sitzung am 16. Dezember 2016 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

Zur Vorlage insgesamt 

1. Der Bundesrat begrüßt, dass sich die Kommission des Urheberrechts im 

digitalen Binnenmarkt annimmt. Er begrüßt ferner die grundsätzliche 

Zielrichtung des Vorschlags der Kommission, die Unterschiede zwischen den 

nationalen Urheberrechtssystemen zu verringern und den Nutzern EU-weit 

einen umfassenderen Online-Zugang zu geschützten Werken zu ermöglichen. 

Der Bundesrat betont, dass durch die Vorschläge die kulturelle Vielfalt in den 

Mitgliedstaaten jedoch nicht beeinträchtigt werden darf und ein angemessener 

Ausgleich zwischen den Interessen der Urheber, Verwerter, Produzenten, 

Rundfunkveranstalter, Kultureinrichtungen und Verbraucher zu gewährleisten 

ist. Zu Fragen des Urheberrechts erinnert der Bundesrat insoweit an seine der 

Kommission bereits übermittelten Stellungnahmen vom 10. Juli 2015 (BR-

Drucksache 212/15 (Beschluss)), 18. März 2016 (BR-Drucksache 15/16 (Be-

schluss)) und 22. April 2016 (BR-Drucksache 167/16 (Beschluss)). 

2. Der Bundesrat stellt mit Bedauern fest, dass die Reformbestrebungen der 

Kommission weit hinter seinen Erwartungen an eine konsistente, verbraucher-

freundliche Reform des Urheberrechts zurückbleiben. In diesem Zusammen-

hang erinnert er an seine obige Stellungnahme vom 18. März 2016, insbe-
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sondere an die aus Verbraucherschutzsicht relevanten Ziffern 4 und 5, mit der 

er zentrale Aspekte des Reformbedarfs konkret aufgezeigt hat. 

3. Der Bundesrat stellt fest, dass nach Angaben der Kommission von den im 

Internet angebotenen audiovisuellen Werken, trotz wachsender Bedeutung von 

Plattformen für Videoabruf et cetera, nur ein Drittel aller angebotenen Werke 

aus der EU stammen. 

4. Er begrüßt die mit der vorgeschlagenen Richtlinie angestrebte Erleichterung 

des grenzübergreifenden Zuganges zu urheberrechtlich geschützten Inhalten, 

die im Sinne der Verbraucherinnen und Verbraucher ist. 

5. Die Kommission greift mit dem zweiten Urheberrechtspaket wichtige und 

drängende Themen der digitalen Wissensgesellschaft auf. Der Bundesrat 

begrüßt das Ziel des Richtlinienvorschlags, angesichts der Entwicklung der 

digitalen Technologien die Rechtmäßigkeit bestimmter Nutzungsarten in den 

Bereichen Bildung, wissenschaftliche Forschung und Erhaltung des 

kulturellen Erbes unter klar definierten Voraussetzungen zu gewährleisten. 

Insbesondere der verfolgte Ansatz, die Schrankenregelungen zu harmonisieren 

und sie vertragsfest auszugestalten, wird im Grundsatz begrüßt. Der Bundesrat 

sieht hierin einen wichtigen Schritt zu einem europäischen Wissenschafts- und 

Bildungsraum. 

6. Er verfolgt das Ziel, den für Bildung und Wissenschaft sowie kulturelle 

Einrichtungen notwendigen Zugang zu digitalen Werken unter angemessenen 

und für alle Seiten fairen Bedingungen zu gewährleisten sowie die Nutzung 

der digitalen Potenziale in der Breite zu ermöglichen. Die breite Nutzung der 

entsprechenden digitalen Potenziale verspricht aus Sicht des Bundesrates eine 

nachhaltige gesamtgesellschaftliche Rendite - unter anderem durch effektivere 

sowie effizientere Lern- und Forschungsumgebungen und eine dadurch 

verbesserte europäische Innovationsfähigkeit. 

7. Der Bundesrat stellt fest, dass Wissenschaft und Bildung von einem möglichst 

freien Austausch von und Zugang zu Informationen und Publikationen leben. 

Viele Informationen sind in Form von Werken urheberrechtlich geschützt und 

können daher nicht ohne weiteres im Bildungs- und Wissenschaftsbereich 

genutzt werden. Vor diesem Hintergrund begrüßt er geeignete Schranken-
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regelungen auf europäischer Ebene, die einen fairen Ausgleich zwischen 

Urhebern und Nutzern beinhalten, verständlich formuliert, leicht handhabbar 

sind und sich an den Nutzungsrealitäten in entsprechenden Einrichtungen 

orientieren. 

8. Der Bundesrat muss feststellen, dass sich die Harmonisierung von 

Schrankenbestimmungen des Urheberrechts auf lediglich ausgewählte 

Bereiche beschränkt, während weitere praxisrelevante und konfliktträchtige 

Fragestellungen, wie beispielsweise der Umgang mit der Privatkopieausnahme 

sowie weiteren Formen angemessener, nicht kommerzieller Nutzungen, ausge-

klammert bleiben. 

9. Er bittet die Bundesregierung, im Zuge der weiteren Beratungen des 

Richtlinienvorschlags in geeigneter Weise sicherzustellen, dass auch nach 

europäischem Recht die Anlage und Pflege von Datenbanken mit Infor-

mationen, die für eine geordnete Rechtspflege unerlässlich sind, urheber-

rechtlich weiterhin unbedenklich bleibt. Insoweit geht der Bundesrat davon 

aus, dass die Bereitstellung einer Datenbank, wie sie etwa in Form von 

"Asylfact" für den Bereich der Asylverfahren in Deutschland als für eine 

schnelle und geordnete Durchführung dieser Verfahren notwendige Infor-

mationsquelle zur Verfügung steht, der Schrankenregelung des § 45 

Urheberrechtsgesetz - Rechtspflege und öffentliche Sicherheit - unterfällt. Da 

dies auch für die Zukunft gesichert sein muss, erscheint es sinnvoll, im 

europäischen Sekundärrecht auch für den Bereich der Rechtspflege und 

öffentlichen Sicherheit eine entsprechende Ausnahmeregelung vorzusehen. 

10. Aus Sicht des Bundesrates bleiben - wie beispielhaft Erwägungsgrund 36 

zeigt - die vorgeschlagenen Regelungen noch zu sehr in alten Verwertungs-

und Wertschöpfungsmodellen verhaftet und rezipieren bislang nur unzu-

länglich die Realität digitaler Mediennutzung an Hochschulen, Forschungsein-

richtungen und den Einrichtungen des Kulturerbes. 

11. Er stellt kritisch fest, dass der Vorschlag bisher Ergebnisse ökonomischer 

Studien unberücksichtigt lässt (zum Beispiel die Studie des Düsseldorf 

Institute for Competition Economics (DICE 2016): Ökonomische Aus-

wirkungen einer Bildungs- und Wissenschaftschranke im Urheberrecht, Juli 

2016), wonach Schrankenregelungen für Bildung und Forschung generell 
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keine Auswirkungen auf den Primärmarkt haben, und dass hieraus keine 

entsprechenden Schlüsse für die Vergütungspflicht und den Vorrang von 

Verlagsangeboten gezogen worden sind. 

12. Der Bundesrat stellt mit Bedauern fest, dass der Vorschlag seinen Anforde-

rungen an eine Harmonisierung des Urheberrechts im Bereich von Bildung 

und Forschung, wie in seiner obigen Stellungnahme vom 18. März 2016 

dargelegt, noch nicht gerecht wird, um verlässlich die europarechtlichen 

Voraussetzungen für die Einführung der von ihm geforderten allgemeinen 

Bildungs- und Wissenschaftsschranke zu schaffen (vergleiche BR-Drucksache 

643/13 (Beschluss) vom 20. September 2013). 

13. Aus Sicht des Bundesrates sollten Bestimmungen aufgenommen werden, die 

es Gedächtnisinstitutionen erlauben, frei zugängliche Netzdokumente im 

Wege des sogenannten Web-Harvestings zu sammeln. Die vorgesehene Be-

stimmung in Artikel 5 setzt voraus, dass sich die Inhalte bereits in den 

Sammlungen der Gedächtnisinstitutionen befinden. Hier bedarf es einer 

weiteren Grundlage dafür, ein kulturelles Gedächtnis der sogenannten born 

digitals aufbauen zu können. Dieses Regelungsdefizit widerspricht den 

Empfehlungen der Kommission zur Digitalisierung und Online-Zugäng-

lichkeit kulturellen Materials und dessen digitaler Bewahrung vom 

27. Oktober 2011 (K(2001) 7579 endgültig). 

14. Der Bundesrat verweist bezüglich der Vollharmonisierung des Kopien-

versands durch Bibliotheken auf negative Erfahrungen mit der nationalen 

Regelung des § 53a Urheberrechtsgesetz, die praktisch ins Leere läuft. Eine 

europäische Regelung sollte sich von daher nicht an dieser Regelung orien-

tieren, da eine Klausel, die die elektronische Lieferung nur erlaubt, wenn keine 

offensichtlichen und "angemessenen" Verlagsangebote existieren, zwingend 

zu einer Verschlechterung der Literaturversorgung führt, zu entsprechenden 

Beeinträchtigungen des Lehr- und Forschungsbetriebes und zu Umgehungs-

versuchen seitens der Betroffenen. 

15. Er plädiert dafür, in Artikel 4 eine klarstellende Regelung über die 

Zulässigkeit von Annexnutzungen in Forschung und Lehre aufzunehmen, die 

es den Nutzenden gestattet, die ins jeweilige Intranet eingestellten Inhalte 

abzuspeichern, auszudrucken sowie im gleichen Lernkontext öffentlich 
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wiederzugeben und auch als Papierkopien verteilen zu dürfen. Hierbei handelt 

es sich um notwendige Rechte um an Bildungs- und Forschungseinrichtungen 

angemessen mit urheberrechtlich geschütztem Material arbeiten und die 

großen diesbezüglichen Potenziale der Digitalisierung nutzen zu können. 

16. Aus Sicht des Bundesrates lässt die vorgeschlagene Legaldefinition der "Ein-

richtungen des Kulturerbes" eine Einbeziehung der Theater in öffentlicher 

Trägerschaft vermissen. Aufgrund der dort vorhandenen umfassenden Doku-

mentationen - unter anderem von Uraufführungen, Premieren und Auf-

führungen, gerade auch in digitaler Form - sollten sie, entsprechend der 

Einrichtungen des Film- und Tonerbes, grundsätzlich in den Kanon der 

"Einrichtungen des Kulturerbes" aufgenommen werden. 

17. Er plädiert für eine Überprüfung der Schrankenfestigkeit von Regimen der 

Digitalen Rechteverwaltung (Digital-Rights-Management-Regime (DRM)). 

Schrankenregelungen sollten nach Möglichkeit nicht generell, sondern nur 

unter besonderen Voraussetzungen durch DRM außer Kraft gesetzt werden: 

Technische Schutzmaßnahmen dürfen aus Sicht des Bundesrates nicht dazu 

führen, dass urheberrechtliche Schranken unterlaufen werden. 

18. Der Bundesrat setzt sich weiterhin für eine Einführung eines Weiterver-

äußerungsrechts für rechtmäßig erworbene digitale Güter ein. Die gegen-

wärtige Rechtslage führt zu einer Ungleichbehandlung körperlicher Werke 

(zum Beispiel Bücher) gegenüber digitalen Werken (zum Beispiel e-Books), 

indem Verbraucherinnen und Verbrauchern beim Erwerb von digitalen Gütern 

häufig durch Allgemeine Geschäftsbedingungen sowie durch technische 

Schutzmaßnahmen (sogenanntes Digitales Rechtemanagement) untersagt be-

ziehungsweise verwehrt wird, ein erworbenes Produkt etwa weiter zu 

verkaufen oder zu verschenken. Die rechtliche Absicherung eines allgemeinen 

Weiterveräußerungsrechtes für ordnungsgemäß erworbene digitale Güter unter 

der Voraussetzung, dass der Weiterveräußerer keine Kopien des digitalen 

Werks zurückbehält, ist deshalb geboten. 

Im Einzelnen 

19. Erwägungsgrund 16 ist aus Sicht des Bundesrates problematisch zu bewerten, 

da er über den Umweg des Urheberrechts Eingriffe in die von Artikel 5
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Absatz 3 Grundgesetz geschützte Lehr- und Forschungsfreiheit eröffnet. In 

Erwägungsgrund 16 sollte vielmehr klargestellt werden, dass die Nutzung von 

entsprechenden Inhalten den Zwecken von Forschung und Lehre dient, um 

auszuschließen, dass in den nationalstaatlichen Regelungen eine Vorrang-

klausel möglich ist. 

In diesem Zusammenhang ist generell darauf hinzuweisen, dass enge 

Schranken zur Folge haben, dass die privilegierten Einrichtungen nur auf 

wenige Lizenzangebote zurückgreifen, sich im Übrigen der vorhandenen 

freien Ressourcen im Netz bedienen oder über Linklisten und den Verweis auf 

die Privatkopie behelfen. Dies widerspricht nicht nur dem Paradigma der 

"Digitalen Wissensgesellschaft", sondern führt im Ergebnis dazu, dass 

verlegerische Inhalte gegenüber freien Ressourcen weniger attraktiv für die 

digitale Nutzung werden und daher mittelfristig massiv an Relevanz und damit 

auch Absatz einbüßen. Damit wird das Ziel verfehlt, die Tragfähigkeit des 

Verlagswesens angesichts des digitalen Wandels zu stärken. Schließlich hat 

eine Schranke ohne Lizenzvorrang den Vorteil, dass sie die Allgemeinheit vor 

unverhältnismäßigen Preisen schützt. 

20. Der Bundesrat regt an, in den Erwägungsgründen 33 bis 35, in Artikel 2 

Absatz 4 und in Artikel 11 klarzustellen, dass das Anknüpfungskriterium für 

den Anwendungsbereich der Schutzrechte die journalistisch-redaktionelle 

Leistung ist. Damit soll klargestellt werden, dass diese Schutzrechte nicht 

allein Presseverlagen zustehen, sondern allen Anbietern journalistisch-

redaktioneller Leistungen. 

Zu Titel II 

21. In Artikel 3 begrüßt der Bundesrat die in den Absätzen 1 und 2 getroffenen 

Regelungen. Sie sind aus seiner Sicht geeignet, bestehende Rechtsunsicher-

heiten zu beseitigen. Text- und Data-Mining ist eine zentrale Methode der 

Gewinnung neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse in der digitalen 

Wissensgesellschaft und es sind geeignete Rahmenbedingungen erforderlich, 

um im weltweiten Wettbewerb der Forschungseinrichtungen erfolgreich 

teilnehmen zu können. Der Bundesrat befürchtet, dass bei Beibehaltung der 

Absätze 3 und 4 die Anwendbarkeit der Absätze 1 und 2 sich ins Gegenteil 

wenden könnte. Insbesondere Absatz 4 ist mit zusätzlicher Bürokratie und 
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Kosten verbunden und könnte dazu führen, dass die Anwendung der Text- und 

Data-Schranke erst nach einer Einigung zwischen einer unter Umständen 

Vielzahl von Beteiligten zum Tragen kommen kann. Es sollte von daher - wird 

von den Absätzen 3 und 4 nicht Abstand genommen - in unmissverständlicher 

Weise klargestellt werden, dass die Anwendung der Absätze 1 und 2 nicht 

vom tatsächlichen Abschluss der in Absatz 4 vorgesehenen Vereinbarung 

abhängig ist. 

22. Der Bundesrat sieht die rechtsdogmatischen Folgen der Ausnahmeregelung in 

Artikel 3 in Form einer expliziten Erlaubnis betreffend das Text- und Data-

Mining durch Einrichtungen der Wissenschaft und Forschung kritisch. Im 

Umkehrschluss folgt daraus, dass Unternehmen und Start-ups, die innovative 

Big-Data-Anwendungen oder Suchtechnologien anbieten, für ihre Web-

analysen mit sämtlichen Urhebern von Inhalten im Internet Lizenzen 

abschließen müssten. Das ist nicht nur unpraktikabel, sondern würde das Ende 

für viele Anbieter von Datenanalysen in Europa bedeuten. Zu berücksichtigen 

ist, dass auch Unternehmen nicht unwesentliche Forschungs- und Innovations-

leistungen mit gesellschaftlichem Nutzen erbringen, oftmals auch in Ko-

operation mit wissenschaftlichen Einrichtungen. Text- und Data-Mining ist als 

eine dem Lesen nachgeordnete Nutzung anzusehen, bei dem auf Daten und 

Texte zurückgegriffen wird, zu denen bereits rechtmäßiger Zugriff besteht. 

Daher sollte es insgesamt (einschließlich der Verbreitung der Analyseergeb-

nisse) unter die Ausnahmeregelung fallen. Für alle Anwendungsformen und -

zwecke des Text- und Data-Mining einschließlich der Forschung ist es überaus 

wichtig, die erzielten Analyseresultate mit Hilfe von Stichproben zum Beispiel 

gegenüber Auftraggebern nachvollziehbar machen zu können. Hierfür ist die 

Offenlegung sogenannter "De-minimis"-Teile der analysierten Texte be-

ziehungsweise Daten in Form von "Snippets" in der Praxis sehr bedeutsam. 

23. Der Bundesrat plädiert dafür, in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b die Wörter 

"nicht als unmöglich" durch die Wörter "mit vertretbarem Aufwand" zu 

ersetzen. Damit soll ein unverhältnismäßiger Aufwand für mit der Regelung 

verbundene und vermeidbare Bürokratiekosten ausgeschlossen werden. 
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24. Aus Sicht des Bundesrates ist die Vorrangklausel des Absatzes 2 in Artikel 4 

zu streichen, da sie in der Praxis für den Rechteinhaber zu einer ihn 

benachteiligenden Unternutzung der Schranke führen würde. Ferner zeigen die 

Erfahrungen mit dem nationalen § 52a Urheberrechtsgesetz, dass die Suche 

nach angemessenen Lizenzen zu einem hohen bürokratischen Aufwand führt, 

der die gesellschaftlich wünschenswerte Nutzung einer entsprechenden 

Schranke unattraktiv macht und eine prohibitive Wirkung entfalten kann. Die 

im Erwägungsgrund 17 enthaltenen Annahmen lassen sich aus Sicht des 

Bundesrates empirisch nicht halten, da sie unter anderem durch die Ergebnisse 

der DICE-Studie widerlegt wurden. 

25. Die Regelung in Artikel 4 Absatz 4 ist zu streichen, da aufgrund der DICE-

Studie primärmarktrelevante Auswirkungen von Schrankenregelungen nicht 

feststellbar sind. Hochschulen, Forschungseinrichtungen und die Ein-

richtungen des kulturellen Erbes sind für Verlagsprodukte entgeltfrei als 

Werbefläche nutzbar. Ferner finanzieren die Träger dieser Einrichtungen 

Personal und Infrastruktur und schaffen damit die Voraussetzungen dafür, dass 

- publizierbare - Forschungsergebnisse generiert und das kulturelle Erbe er-

weitert und bewahrt wird. Insbesondere die Vergütungspflicht für die gemein-

wohlorientierte Nutzung urheberrechtlich geschützter Werke aus der Wissen-

schaft sollte daher einer Neubewertung zugeführt werden. Dabei muss dem 

Umstand Rechnung getragen werden, dass der Begriff der "angemessenen 

Vergütung" auch das Verbot einer Doppelvergütung umfassen sollte. 

26. Aus Sicht des Bundesrates sollte klargestellt werden, dass die vorgesehene 

Vergütung pauschaliert zu erfolgen hat, da eine Einzelerfassung weder hoch-

schuladäquat ist noch mit vertretbarem Aufwand umgesetzt werden kann. 

Entsprechend sollte Artikel 4 Absatz 4 um folgenden Satz 2 ergänzt werden: 

"Der faire Ausgleich erfolgt pauschal." 

27. Aus seiner Sicht greift Artikel 5 in seiner Beschränkung auf Ver-

vielfältigungen zu kurz. Der Bereich der Vermittlung des kulturellen Erbes 

sollte hier aus Sicht des Bundesrates einbezogen werden. Um dies zu er-

möglichen, bedarf es einer tragfähigen Regelung für die öffentliche Zugäng-

lichmachung des kulturellen Erbes im Rahmen der Aufgabenstellung der 

jeweiligen Gedächtnisinstitution. Er schlägt hierfür vor, in der Überschrift 
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nach dem Wort "Erhalt" die Wörter "und Zugänglichkeit" einzufügen. Ferner 

sollten nach dem Wort "vervielfältigen" die Wörter "und über ein gesichertes 

elektronisches Netz zum Zwecke der Kulturvermittlung und der 

wissenschaftlichen Auswertung öffentlich zu nichtgewerblichen Zwecken 

zugänglich zu machen" eingefügt werden. 

Diese Erweiterung des Anwendungsbereichs von Artikel 5 ist aus Sicht des 

Bundesrates zwingend erforderlich, da nationale Portale, wie die Deutsche 

Digitale Bibliothek und das Archivportal-D, sowie europäische Portale, wie 

die Europeana oder das "Archives Portal Europe", Inhalte nicht nur zum 

Zweck der Kulturvermittlung, sondern gerade auch zum Zweck der wissen-

schaftlichen Auswertung bereitstellen und sich zu einer umfassenden und 

allgemein zugänglichen Quelle des Wissens über das kulturelle Erbe Europas 

weiterentwickeln sollen. 

28. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, sich im weiteren Verfahren dafür 

einzusetzen, durch eine geeignete Ergänzung in Artikel 5 Museen eine 

gesetzliche Erlaubnis einzuräumen, ihre Bestände über das Internet öffentlich 

zugänglich zu machen, um dadurch einer breiten Öffentlichkeit besseren 

Zugang zu urheberrechtlich geschützten Kulturgütern im Bestand der Museen 

zu ermöglichen. 

Zu Titel III 

29. Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich die in Artikel 7 an das deutsche Recht 

angelehnte Regelung. Allerdings sollte hier von der geplanten Erstreckung auf 

Übersetzungen abgesehen und klargestellt werden, dass der Antiquariats-

buchhandel nicht zu den üblichen Vertriebswegen gehört. 

Zu Titel IV 

30. Er weist darauf hin, dass sich unter den in Titel IV der vorgeschlagenen 

Richtlinie genannten Maßnahmen, die sich ausweislich der Begründung 

"mittelfristig positiv auf die Produktion und die Verfügbarkeit von Inhalten 

und auf den Medienpluralismus auswirken" werden, auch eine erweiterte 

Variante des sogenannten Leistungsschutzrechtes befindet. Ein solches ist im 

nationalen Recht bereits am 1. August 2013 in Kraft getreten und diente 
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ausweislich der damaligen Begründung im Wesentlichen dem Schutz der 

Presseverlage vor systematischen Zugriffen auf die verlegerische Leistung 

durch die Anbieter von Suchmaschinen. Eine Änderung der Nutzungsmöglich-

keiten für Verbraucherinnen und Verbraucher sollte damit ausdrücklich nicht 

verbunden sein (vergleiche BR-Drucksache 514/12 vom 12. Oktober 2012). 

Vor diesem Hintergrund bittet der Bundesrat die Bundesregierung um Prü-

fung, ob und gegebenenfalls inwieweit nach den bisherigen Erfahrungen mit 

dem nationalen Leistungsschutzrecht dieses seit 2013 dazu beigetragen hat, 

sich positiv auf die Produktion und die Verfügbarkeit von Inhalten auszu-

wirken, und ob dieses Instrument wirklich geeignet ist, Verbraucherinnen und 

Verbrauchern einen grenzübergreifenden Zugang zu urheberrechtlich 

geschützten Inhalten zu erleichtern, und der Kommission entsprechend 

darüber zu berichten. 

31. Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich die in Artikel 11 enthaltene Einführung 

eines Leistungsschutzrechts auf europäischer Ebene. Hierdurch können 

redaktionelle, journalistische Leistungen und deren redaktionelle Aggregation 

gegenüber Plattformen geschützt und Verwerterrechte gestärkt werden. 

Er fordert die Kommission auf, eine De-minimis-Grenze (für sogenannte 

Snippets beziehungsweise kleinste Textausschnitte) für das Leistungsschutz-

recht in Artikel 11 des Richtlinienvorschlags einzuführen. 

Der Bundesrat regt darüber hinaus an, die in Erwägungsgrund 33 enthaltene 

Klarstellung in Bezug auf Hyperlinks in Artikel 11 aufzunehmen. 

Er empfiehlt, in Artikel 11 eine angemessene Beteiligung der Urheber an den 

Erlösen aus der Verwertung das Leistungsschutzrechts wie in § 87 h Urheber-

rechtsgesetz vorzusehen. 

Der Bundesrat hebt hervor, dass es den Schutzrechtsinhabenden auch zu-

künftig möglich bleiben muss, unter Beachtung des Grundsatzes der Ver-

tragsfreiheit auf ihr Schutzrecht ganz oder teilweise zu verzichten. 

Die Schutzdauer von 20 Jahren erscheint überzogen. Der Bundesrat bittet die 

Kommission deshalb um Überprüfung, ob die in Artikel 11 Absatz 4 gewählte 

Schutzdauer von 20 Jahren sachgerecht oder einzuschränken ist. 
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32. Bezüglich Artikel 12 weist er darauf hin, dass nach ökonomischen Studien 

urheberrechtlichen Schrankenregelungen faktisch keine Primärmarktrelevanz 

zukommt (vergleiche Studie "DICE 2016"). Von der Beteiligung der Verlage 

an den notwendigen Vergütungen für Urheber wissenschaftlicher Werke, die 

unter anderem auch der BGH auf nationaler Ebene negativ bewertet hat, im 

Rahmen einschlägiger Schrankenbestimmungen sollte daher Abstand 

genommen werden. Verlage beeinflussen - im Gegensatz zu Urhebern - ihre 

Erlöse durch die Kalkulation ihrer Produkte. Angemessen weit gefasste 

Schrankenregelungen führen zu einer schnelleren Diffusion neuen Wissens 

und regen damit die Generierung neuen Wissens an. 

33. Der Bundesrat begrüßt, dass die Kommission mit Artikel 13 des Richtlinien-

vorschlags Diensteanbieter, die große Mengen der von ihren Nutzern hoch-

geladenen Werke und sonstigen Schutzgegenstände speichern oder öffentlich 

zugänglich machen, bezüglich der Einhaltung von Schutzrechten und ent-

sprechenden Nutzungsvereinbarungen stärker in die Pflicht nehmen möchte. 

Er weist in dem Zusammenhang jedoch darauf hin, dass die insoweit er-

lassenen Maßnahmen sowohl die Interessen von Rechteinhabern als auch von 

Diensteanbietern wahren müssen und nicht dazu führen dürfen, dass Inno-

vationshemmnisse im Bereich von Diensteanbietern entstehen. Der Bundesrat 

bittet die Kommission daher, zu überprüfen, ob in Ergänzung zum Kriterium 

der "große(n) Mengen" von hochgeladenen Werken und sonstigen Schutz-

gegenständen im Wortlaut des Artikels 13 eine Bagatellschwelle definiert 

werden sollte, um Hemmnisse für Innovationen und Unternehmensgrün-

dungen zu vermeiden. 

34. Er bittet die Kommission außerdem, bestehende Unterschiede zwischen den 

unterschiedlichen Sprachfassungen von Artikel 13, insbesondere zwischen der 

deutschen und der englischen Sprachfassung des Richtlinienvorschlags, auf-

zulösen. 
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35. Er begrüßt die Einführung von Transparenzpflichten in Artikel 14 des 

Richtlinienvorschlags zum Nutzen von Urhebern und ausübenden Künstlern, 

die künftig einen Informationsanspruch hinsichtlich der Verwertung ihrer 

Werke und der damit erzielten Einnahmen erhalten. 

Der Bundesrat bittet die Kommission sicherzustellen, dass in Artikel 14 

Absatz 1 die Urheber und ausübenden Künstler einen Auskunftsanspruch nur 

hinsichtlich solcher Informationen haben, die im Rahmen des ordnungs-

gemäßen Geschäftsbetriebs üblicherweise vorhanden sind, um unnötigen 

bürokratischen Aufwand zu vermeiden. 

Er bittet zudem, die Beschränkung des Anwendungsbereichs in Artikel 14 

Absatz 1 des Richtlinienvorschlags auf "diejenigen, denen sie Lizenzrechte 

erteilt oder an die sie Rechte übertragen haben" noch einmal zu überprüfen. 

Dadurch, dass die Ansprüche sich ausschließlich auf diese Vertragspartner 

beziehen, können beispielsweise die Mitwirkenden in Auftragsproduktionen 

dieses Auskunftsrecht nicht nutzen. Dies gilt umso mehr, als der Vertrags-

partner weder verpflichtet ist, sich Informationen zur weiteren Nutzung bei 

dem Dritten, der das Werk nutzt, zu beschaffen, noch der Dritte auskunfts-

pflichtig ist, wenn seinem Vertragspartner nicht selbst ein Auskunftsrecht 

zusteht. 

36. Der Bundesrat bittet zugleich, die Formulierung "nicht erheblich" in Artikel 14 

Absatz 3 zu präzisieren, um Rechtsklarheit zu schaffen und der Gefahr der 

Umgehung zu begegnen. 

37. Er begrüßt außerdem, dass die Notwendigkeit von Streitschlichtungsmechanis-

men in Artikel 16 des Richtlinienvorschlags erkannt wurde, um die vorge-

schlagenen Maßnahmen zur Stärkung der Urheber durchzusetzen. Es sollte 

nach einer angemessenen Frist evaluiert werden, ob das vorgeschlagene 

freiwillige Verfahren zur effektiven Rechtsdurchsetzung ausreicht. 

Direktzuleitung an die Kommission 

38. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission. 
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Beschluss 
des Bundesrates 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates mit Vorschriften für die Wahrnehmung von 
Urheberrechten und verwandten Schutzrechten in Bezug auf 
bestimmte Online-Übertragungen von Rundfunkveranstaltern und 
die Weiterverbreitung von Fernseh- und Hörfunkprogrammen 

COM(2016) 594 final; Ratsdok. 12258/16 

Der Bundesrat hat in seiner 952. Sitzung am 16. Dezember 2016 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

1. Der Bundesrat begrüßt die grundsätzliche Zielrichtung des Vorschlags der 

Kommission, Online-Übertragungen von Rundfunkveranstaltern und die 

Weiterverbreitung von Fernseh- und Hörfunkprogrammen grenzüber-

schreitend zu ermöglichen. 

2. Er erkennt grundsätzlich das Ziel an, dass mit dem Verordnungsvorschlag 

Probleme im Zusammenhang mit der Klärung und dem Erwerb von Rechten 

ausgeräumt werden sollen, um damit die Voraussetzung zu schaffen, dass 

Rundfunkveranstalter und Betreiber von Weiterverbreitungsdiensten einen 

breiteren Zugang zu Fernseh- und Hörfunkprogrammen gewährleisten können. 

Er betont in diesem Zusammenhang, dass die kulturelle Vielfalt in den Mit-

gliedstaaten dadurch aber nicht beeinträchtigt werden darf und ein 

angemessener Ausgleich zwischen den Interessen der Urheber, Verwerter, 

Produzenten, Rundfunkveranstalter sowie Verbraucherinnen und Verbraucher 

sicherzustellen ist. Der Bundesrat verweist insoweit zudem insbesondere auf 

Ziffer 5 seiner der Kommission bereits übermittelten Stellungnahme vom 

22. April 2016 (BR-Drucksache 167/16 (Beschluss)). 
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3. Der Bundesrat kann grundsätzlich nachvollziehen, dass die Kommission den 

Anwendungsbereich der obligatorischen kollektiven Rechtewahrnehmung auf 

IPTV-Weiterverbreitungsdienste und andere Weiterverbreitungsdienste, die 

über "geschlossene" elektronische Kommunikationsnetze bereitgestellt wer-

den, begrenzen möchte. Dies hält die Auswirkungen auf die Rechteinhaber 

geringer als bei einer Erstreckung auch auf andere Dienste des "offenen 

Internets" und auf Over-the-top-Weiterverbreitungsdienste, sofern sie für eine 

bestimmte Anzahl an Nutzern bereitgestellt werden. Die Kommission selbst 

geht in ihrem Vorschlag davon aus, dass bei einer solchen Erstreckung des 

Anwendungsbereichs das Risiko bestünde, dass die exklusiven Online-Rechte 

und Vertriebsstrategien der Rechteinhaber ausgehöhlt und damit die Lizenz-

einnahmen schrumpfen würden. Diese Nachteile für die Rechteinhaber sind 

aus Sicht des Bundesrates tatsächlich zu vermeiden. 

4. Der Bundesrat begrüßt, dass gemäß Erwägungsgrund 19 ausdrücklich auf 

Regelungen verzichtet worden ist, die Rundfunkveranstalter und Betreiber von 

Weiterverbreitungsdiensten dazu verpflichten, die einschlägigen Dienste unter 

bestimmten Voraussetzungen grenzüberschreitend bereitzustellen. Er erinnert 

insoweit an die Ziffern 8 und 9 seiner der Kommission bereits übermittelten 

Stellungnahme vom 22. April 2016 (BR-Drucksache 167/16 (Beschluss)). 

5. Der Bundesrat bittet die Kommission, bestehende Unterschiede zwischen den 

unterschiedlichen Sprachfassungen, insbesondere zwischen der deutschen und 

der englischen Fassung, innerhalb des gesamten Verordnungsvorschlags 

aufzulösen. 

6. Er bittet die Kommission um Überprüfung, ob das mit der vorgeschlagenen 

Verordnung verfolgte Ziel nicht besser durch eine Überarbeitung der bereits 

bestehenden Richtlinie 93/83/EWG des Rates vom 27. September 1983 zur 

Koordinierung bestimmter urheber- und leistungsschutzrechtlicher 

Vorschriften betreffend Satellitenrundfunk und Kabelweiterverbreitung 

erreicht werden könnte. So könnten Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen 

den beiden Rechtsakten minimiert und der Grundsatz der Vertragsfreiheit 

besser gewahrt werden. Dies gilt gleichermaßen in Bezug auf den Vorschlag 

der Kommission für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 

Rates zur Gewährleistung der grenzüberschreitenden Portabilität von Online-

Inhaltediensten im Binnenmarkt, BR-Drucksache 612/15. Der Bundesrat 
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verweist zudem insbesondere auf Ziffer 6 seiner der Kommission bereits 

übermittelten Stellungnahme vom 22. April 2016 (BR-Drucksache 167/16 

(Beschluss)). 

7. Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich den Ansatz der Kommission, die unter-

schiedlichen Interessen von Urhebern, Verwertern, Rundfunkveranstaltern, 

Produzenten, Verwertungsgesellschaften sowie Verbraucherinnen und Ver-

brauchern durch relativ eng gefasste Begriffsbestimmungen ("ergänzender 

Online-Dienst" und "Weiterverbreitung") in Artikel 1 des Verordnungsvor-

schlags miteinander in Einklang zu bringen. Diesbezüglich bittet er die 

Kommission um Überprüfung, ob die dem Verordnungsvorschlag zugrunde-

liegenden Erwägungen in Bezug auf die Verringerung der Transaktionskosten 

im Zusammenhang mit grenzüberschreitenden Übertragungen und die somit 

angenommenen Vorteile für Rundfunkveranstalter, ihre Online-Dienste über 

Grenzen hinweg anzubieten, in der Sache zutreffend sind und die Interessen 

von Rechteinhabern tatsächlich ausreichend berücksichtigen. 

8. Der Bundesrat bittet die Kommission ferner um genauere Darlegung, ob die 

von der Kommission zum Beispiel in Erwägungsgrund 11 angenommene 

Möglichkeit für Rechteinhaber und Rundfunkveranstalter, gemäß dem 

Grundsatz der Vertragsfreiheit weiter Lizenzen gebietsweise vergeben zu 

können, tatsächlich unberührt bleibt. Denn die Kommission selbst weist im 

Rahmen ihrer Ausführungen zur Folgenabschätzung pauschal auf möglicher-

weise entgegenstehende Vorschriften des Unions- und des nationalen Rechts 

hin, ohne jedoch auf konkret laufende wettbewerbsrechtliche Verfahren bei 

der Kommission einzugehen, die zukünftig eine erhebliche Einschränkung des 

Grundsatzes der Vertragsfreiheit bedeuten könnten. 

9. Er bittet die Kommission außerdem um Überprüfung, ob die hinter Artikel 2 

des Verordnungsvorschlags stehenden Erwägungen bezüglich der Anwendung 

des Ursprungslandprinzips auf ergänzende Online-Dienste tatsächlich zu-

treffend sind und die Interessen der Rechteinhaber tatsächlich ausreichend 

berücksichtigt werden. Insbesondere im Zusammenspiel mit kartellrechtlichen 

Vorschriften und Entscheidungen könnten exklusive Online-Rechte und 

Vertriebsstrategien der Rechteinhaber sowie der Grundsatz der Vertrags-

freiheit ausgehöhlt und damit die Lizenzeinnahmen verringert werden. 
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10. Der Bundesrat bittet die Kommission zudem um Überprüfung, ob die in 

Artikel 2 Absatz 2 enthaltenen Bestimmungen zur Festsetzung der Vergütung 

mit dem Grundsatz der Vertragsfreiheit in Einklang zu bringen sind und ob 

vor diesem Hintergrund nicht auf weitere zu berücksichtigende Kriterien für 

die Berechnung der Vergütung in der Vorschrift verzichtet werden sollte. 

11. Er bittet darüber hinaus um Überprüfung, ob die Dauer der in Artikel 5 des 

Verordnungsvorschlags gewählten Übergangsbestimmung ausreichend ist. 

12. Zu Fragen des Urheberrechts erinnert er an seine der Kommission bereits 

übermittelten Stellungnahmen vom 10. Juli 2015 (BR-Drucksache 212/15 

(Beschluss)), 18. März 2016 (BR-Drucksache 15/16 (Beschluss)) und 22. 

April 2016 (BR-Drucksache 167/16 (Beschluss)). 

13. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission. 
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Beschluss 
des Bundesrates 

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 
Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und 
den Ausschuss der Regionen: Konnektivität für einen 
wettbewerbsfähigen digitalen Binnenmarkt - Hin zu einer 
europäischen Gigabit-Gesellschaft 

COM(2016) 587 final 

Der Bundesrat hat in seiner 952. Sitzung am 16. Dezember 2016 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

1. Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich die Ausrichtung der strategischen Ziele 

der Kommission an einer umfassenden Konnektivität mit dem Ziel der Giga-

bit-Gesellschaft. Schnelle und flächendeckende Breitbandnetze sind eine 

wichtige Grundlage für wirtschaftliches Wachstum und soziale Entwicklung. 

Ein flächendeckender Ausbau von Netzen mit sehr hoher Kapazität und be-

darfsgerechter Qualität ist auch - gestützt auf einen wirksamen Wettbewerb im 

Telekommunikationsmarkt - eine notwendige Voraussetzung für die Realisie-

rung des Nutzens, den die Menschen, die Gesellschaft und die Wirtschaft 

durch den digitalen Wandel in einem digitalen Binnenmarkt generieren 

können. Hochleistungsfähige Netze und funktionierende Telekommuni-

kations-Märkte bilden die Grundlage für die Entwicklung und den Einsatz 

innovativer Produkte und Dienstleistungen und die umfassende digitale Trans-

formation. Die beispielsweise im Rahmen des Internets der Dinge erfolgende 

Vernetzung von verschiedensten Objekten, die Entwicklung des autonomen 

Fahrens, die Gesundheitsversorgung im ländlichen Raum und die Vernetzung 

entlang der Wertschöpfungsketten in einer "Wirtschaft 4.0" erfordern neben 

einer umfassenden Konnektivität auch erhebliche Kapazitäten und bedarfs-

gerecht bereitgestellte Qualitäten des Internetzugangs. 
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2. Der Bundesrat unterstreicht die Bedeutung des Ziels der Kommission, allen 

sozioökonomischen Schwerpunkten wie zum Beispiel Schulen, Anbietern 

öffentlicher Dienste und stark digitalisierten Unternehmen bis 2025 die 

Anbindung mit einer hochleistungsfähigen Telekommunikationsinfrastruktur 

(Gigabit-Anbindung) zu ermöglichen. Diese Zielsetzung der Kommission 

nimmt hierbei den Ansatz der Bedarfsorientierung auf, da die genannten 

Sonderstandorte gegenüber Privathaushalten besondere, erhöhte Bedarfe auf-

weisen. 

3. Er unterstreicht auch die Bedeutung der Bemühungen um eine verbesserte 

Netznutzung in ländlichen Gebieten. Das strategische Ziel einer flächen-

deckenden Bereitstellung von mindestens 100 Mbit/s mit gigabit-fähiger 

Infrastruktur bis zum Jahr 2025 für alle europäischen Privathaushalte stärkt 

insbesondere die ländlichen Gebiete. 

4. Der Bundesrat ist aber darüber hinaus der Auffassung, dass eine weitgehend 

flächendeckende Verfügbarkeit hochleistungsfähiger Internetzugangsdienste 

auf Gigabit-Basis unerlässlich ist, um soziale Gerechtigkeit und Teilhabe zu 

ermöglichen, eine digitale Spaltung zwischen Stadt und Land zu verhindern 

und die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen zu sichern. Allerdings stellt er 

in Frage, ob das Ziel der Kommission, bis 2025 für alle europäischen 

Privathaushalte Zugang zu einem Internetanschluss mit mindestens 100 Mbit/s 

zu schaffen, der auf Gigabit-Geschwindigkeit aufgerüstet werden kann, dafür 

ausreicht. Der Bundesrat bittet deshalb um Überprüfung der Zieldefinition, 

insbesondere unter Berücksichtigung weiterer geeigneter Indikatoren: 

Qualitätsparameter eines Internetzugangs (wie Latenzzeiten, Symmetrie oder 

Upgradefähigkeit), weitere Zielgruppen wie Unternehmen und die dynamische 

technologische Entwicklung. Er bittet in diesem Zusammenhang auch um 

Prüfung, ob die Definition eines Infrastrukturziels besser als die Definition 

eines auf die Geschwindigkeit von Internetzugängen für Privathaushalte 

fokussierten Ziels geeignet ist, um den größtmöglichen Nutzen durch 

Konnektivität zu generieren. 
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5. Der Bundesrat erkennt die Bemühungen um die Entwicklung der 5G-

Konnektivität an. 

Als strategische Ziele für die 5G-Funkverbindung sind in der Kommissions-

mitteilung Stadtgebiete und Landverkehrsverbindungen vorgesehen. Nach 

Auffassung des Bundesrates müssen zur Erreichung einer flächendeckenden 

Breitbandversorgung jedoch auch weniger dicht besiedelte Regionen stärker in 

den Fokus genommen werden, da auch dort durch eine 5G-Konnektivität ein 

deutlicher Mehrwert für die wirtschaftliche Entwicklung zu erwarten ist. Die 

Digitalisierung bietet zusammen mit Robotik, Satellitentechnologie und "big 

data" insbesondere erhebliche Vorteile für die Entwicklung der Landwirtschaft 

und den Schutz der Umwelt. Auch außerhalb von Stadtgebieten und Land-

verkehrsverbindungen ist daher von einem Bedarf an einer durchgängigen 5G-

Konnektivität im Jahr 2025 auszugehen. Die ländlichen Gebiete sollten als 

strategisches Ziel für die 5G-Konnektivität bis zum Jahr 2025 (Seite 7 des 

Berichts) zusätzlich berücksichtigt werden, da diese Netztechnik für die 

Realisierung von "smart rural areas" zwingend notwendig ist. 

Als strategisches Ziel für 5G ist in der Kommissionsmitteilung die Versorgung 

aller Stadtgebiete und wichtiger Landverkehrsverbindungen bis 2025 vor-

gesehen. Der Bundesrat hält dieses Ziel allerdings insbesondere vor dem 

Hintergrund der frühestens für 2020 erwarteten Marktreife von 5G-Produkten 

für ambitioniert. Er bittet angesichts der erheblichen Investitionen, die seitens 

der Telekommunikationsunternehmen diesbezüglich zu leisten sind, um Über-

prüfung der Realisierbarkeit dieser Zielsetzung im Dialog mit den Tele-

kommunikationsunternehmen. 

6. Der Bundesrat betont, dass der Breitbandausbau und vor allem der Ausbau 

von Netzen mit sehr hoher Kapazität ("very high capacity"/VHC-Netze) 

primär von der Privatwirtschaft geleistet werden müssen. Es ist aber absehbar, 

dass die begrüßenswerten Anstrengungen der Unternehmen nicht ausreichen 

werden, um die von der EU angestrebten Ziele zu erreichen, so dass ein 

Einsatz öffentlicher Fördermittel gerechtfertigt und notwendig ist. Er hat 

allerdings erhebliche Zweifel, ob die von der Kommission zur Förderung von 

Breitbandinvestitionen vorgesehenen Instrumente und Volumen geeignet und 

ausreichend sind, um der erheblichen volkswirtschaftlichen Bedeutung des 

Breitbandausbaus gerecht zu werden. 
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7. Der Bundesrat ist der Auffassung, dass die beihilferechtlichen Grundlagen und 

die "Leitlinien der EU für die Anwendung der Vorschriften über staatliche 

Beihilfen im Zusammenhang mit dem schnellen Breitbandausbau" den neu zu 

definierenden beziehungsweise in der Mitteilung formulierten Zielen ange-

passt und zusätzlich vereinfacht werden müssen. Das betrifft insbesondere die 

Anhebung der Aufgreifschwelle für staatliche Fördermaßnahmen, die derzeit 

bei 30 Mbit/s liegt. Diese Aufgreifschwelle ist insbesondere zu überprüfen und 

zu ändern. Die Aufgreifschwellenfestsetzung beschränkt eine dynamische 

Nachbesserung bestehender Infrastrukturen, die bereits 30 Mbit/s gewähr-

leisten, sowie eine bedarfsgerechte Versorgung von Sonderstandorten und 

sozioökonomischen Schwerpunkten wie beispielsweise Schulen mit Gigabit-

geschwindigkeiten. Um das strategische Ziel bis 2025 zu erreichen, hält es der 

Bundesrat für notwendig, dass Beihilfen auch dort gewährt werden können, 

wo bereits eine Versorgung mit 30 Mbit/s oder 50 Mbit/s vorliegt. Der 

Maßnahmenkatalog sollte daher um eine Überarbeitung der Leitlinien ergänzt 

werden, die eine Erhöhung der Aufgreifschwelle auf 100 Mbit/s vorsieht und 

die dynamische, schrittweise Optimierungen ebenso ermöglicht wie die 

bedarfsgerechte, qualitätsorientierte Anbindung von Sonderstandorten. 

8. Der Bundesrat bittet um Prüfung, wie die verbindliche Wirkung eines Markt-

erkundungsverfahrens (MEV) beihilferechtlich mit dem Ziel abgesichert 

werden kann, bei fehlender, falscher oder unvollständiger Meldung eines TK-

Unternehmens in einem MEV den öffentlich geförderten Ausbau in seiner 

wirtschaftlichen Tragfähigkeit abzusichern. 

9. Der Bundesrat bittet die Kommission, den zunehmenden Energiebedarf der 

elektronischen Kommunikation zu berücksichtigen und aufgrund der Klima-

relevanz, insbesondere vor dem Hintergrund der aktuellen Beschlüsse zum 

Klimaschutz, geeignete Strategien, Maßnahmen und Instrumente zur Redu-

zierung des spezifischen Energieverbrauchs in der elektronischen Kommuni-

kation zu entwickeln und umzusetzen. 

10. Der Bundesrat weist darauf hin, dass neue digitale Anwendungen - wie 

virtuelle Realität, neue Lehr- und Lernformen, automatisiertes und vernetztes 

Fahren oder künstliche Intelligenz - nur durch Breitbandnetze mit sehr hoher 

Kapazität bereitgestellt werden können. Neue digitale Anwendungen bergen 

jedoch auch stets neue Risiken für Verbraucherinnen und Verbraucher. Er ist 
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daher der Auffassung, dass flankierend zu den vorgeschlagenen Maßnahmen 

auch Maßnahmen zur Stärkung des Datenschutzrechts und seiner Durch-

setzung sowie zur Förderung der Medienkompetenz vorgenommen werden 

müssen, damit Verbraucherinnen und Verbraucher in die Lage versetzt 

werden, diese neuen Anwendungen geschützt, kompetent und sicher über das 

Breitbandnetz zu nutzen. 

11. Der Bundesrat betont, dass neben dem Ausbau neuer und leistungsstarker 

Netze auch der einfache und grundlegende Netzzugang weiterhin möglich sein 

muss. Er begrüßt, dass die Kommission den Bedarf von Mitgliedern schutz-

bedürftiger sozialer Gruppen erkennt und ihnen den Zugang zu erschwing-

lichen Basisdiensten weiterhin gewährleisten möchte. 

12. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission. 



Bundesrat Drucksache 538/16 (Beschluss) 

16.12.16 

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln 
Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de 

ISSN 0720-2946

Beschluss 
des Bundesrates 

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 
Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und 
den Ausschuss der Regionen: 5G für Europa - ein Aktionsplan 

COM(2016) 588 final 

Der Bundesrat hat in seiner 952. Sitzung am 16. Dezember 2016 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

1. Der Bundesrat stimmt der Kommission zu, dass ein frühzeitiger Aufbau von 

5G-Netzen eine strategische Chance für Europa beinhaltet. Insofern begrüßt 

der Bundesrat den Vorschlag für einen 5G/Aktionsplan für Europa. 

2. Er stimmt der Kommission ebenfalls zu, dass die europaweite Nutzung der 

Chancen des künftigen Mobilfunkstandards 5G nicht nur eine zügige, sondern 

eine weitgehend koordinierte Einführung von 5G-Netzen in Europa voraus-

setzt. 

Der Bundesrat ist allerdings der Auffassung, dass sich die Neuregelungen im 

Bereich der Frequenzpolitik auf die zeitliche Vorgabe von Umsetzungsfristen 

innerhalb der EU, die Vorgabe von qualitativen Mindestanforderungen für die 

Frequenzvergabeverfahren und die Implementierung von entsprechenden 

Durchsetzungsvorschriften und -befugnissen für die Kommission beschränken 

sollten. 

3. Er sieht dementsprechend keine Notwendigkeit für eine zentralisierte grenz-

überschreitende Planung, die über die Formulierung von Umsetzungsfristen, 

qualitativen Mindestanforderungen und entsprechenden Durchsetzungs-

vorschriften hinausgeht. 
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4. Die Ermächtigung der Kommission zur operativen Umsetzung einer Reihe 

von Durchführungsvorschriften würde nach Auffassung des Bundesrates eine 

Zusammenführung der rechtsetzenden mit der Recht ausführenden Institution 

bedeuten; dies wird vom Bundesrat abgelehnt. 

5. Er hat zudem erhebliche Zweifel, ob eine freiwillige Koordinierung der 

Durchführungspläne öffentlicher und privater Akteure für Investitionen in 

zelluläre Basisstationen und Glasfaserinfrastrukturen zielführend ist und dem 

wettbewerbsorientierten marktwirtschaftlichen Charakter der Telekommuni-

kationsmärkte entspricht. 

6. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission. 
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Beschluss 
des Bundesrates 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1316/2013 
und (EU) Nr. 283/2014 im Hinblick auf die Förderung der 
Internetanbindung in Kommunen 

COM(2016) 589 final; Ratsdok. 12259/16 

Der Bundesrat hat in seiner 952. Sitzung am 16. Dezember 2016 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

Kontext sowie Gründe und Ziele des Vorschlags 

1. Der Bundesrat begrüßt im Grundsatz den Verordnungsvorschlag im Hinblick 

auf die Förderung der Internetanbindung in Kommunen mit dem Ziel, künftig 

kostenlos drahtlose Internetverbindungen mit hoher Kapazität bereitzustellen. 

Er unterstützt ebenfalls die Auffassung, dass solche Zugangsmöglichkeiten 

Bürgerinnen und Bürgern einen beträchtlichen Nutzen bieten und sowohl 

digitale Kompetenzen als auch das Interesse an Breitbandangeboten steigern. 

2. Der Bundesrat unterstützt überdies, dass jeder EU-Bürger und jede EU-

Bürgerin das Recht auf eine funktionale und erschwingliche Internetanbindung 

haben soll. Die Schaffung von kostenlosen Wi-Fi-Zugangspunkten in 

Kommunen hält auch der Bundesrat für ein zielführendes Mittel, um eine 

digitale Gesellschaft voranzutreiben. Dies zeigt sich darin, dass viele Länder 

bereits mit eigenen Initiativen diesen Weg gehen. 
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Ergebnisse der Ex-Post-Bewertung, der Konsultation der Interessenträger und der 

Folgenabschätzung 

3. Die Mitteilung zitiert das Ergebnis der öffentlichen Konsultation der 

Kommission zur Überprüfung des Rechtsrahmens für die elektronische 

Kommunikation: Demzufolge wünschen sich zahlreiche Behörden und private 

Interessenträger, die die Einrichtung von Wi-Fi-Netzen in öffentlichen 

Räumen grundsätzlich unterstützen, einen angemessenen Rechtsrahmen für 

Fragen wie die Haftung des Zugangsanbieters. Auch der Bundesrat ist der 

Auffassung, dass offene Netze eine Voraussetzung für die Entwicklung der 

digitalen Gesellschaft sind und für eine flächendeckende Verbreitung von 

offenen Wi-Fi-Zugängen die Schaffung von Rechtssicherheit für deren Be-

treiber von grundlegender Bedeutung ist. Er bekräftigt insoweit seine unter 

anderem in BR-Drucksache 440/15 (Beschluss) dargelegte Haltung, dass 

Maßnahmen wie eine Vorschaltseite oder eine Verpflichtung zur 

Verschlüsselung und Registrierung der Nutzer eine flächendeckende Ver-

breitung und Nutzung von WLAN-Zugängen hemmen beziehungsweise 

verhindern. Dies steht dem begrüßenswerten Ziel der Kommission entgegen, 

das Interesse möglichst vieler Bürgerinnen und Bürger an den Chancen der 

digitalen Gesellschaft durch offene Wi-Fi-Zugänge zu fördern. Aus Sicht des 

Bundesrates könnte eine Verschlüsselungs- und Registrierungspflicht - wie sie 

der EuGH in seiner Entscheidung vom 15. September 2016 zur Rechtssache 

C-484/14 als geeignete Schutzmaßnahme beschreibt - gerade diejenigen 

Bürgerinnen und Bürger von der Nutzung offener Wi-Fi-Zugänge abhalten, 

die den digitalen Möglichkeiten bislang wenig aufgeschlossen gegenüber-

stehen. Er regt daher auch mit Blick auf die notwendige Rechtssicherheit an, 

klarzustellen, dass Maßnahmen wie eine Vorschaltseite oder eine Ver-

schlüsselung und Registrierung von Anbietern öffentlicher Wi-Fi-Zugänge 

gerade nicht gefordert werden. 

4. Das Ziel der Kommission, für eine schnelle und flächendeckende Verbreitung 

offener Wi-Fi-Zugänge zu sorgen, würde erheblich beschleunigt, wenn Be-

treiber offener Wi-Fi-Zugänge ein vollumfängliches Access-Provider-Privileg 

erhalten. Dies würde viele öffentliche Einrichtungen, gewerbliche Anbieter 

und Privatleute ermutigen, solche Netzzugänge anzubieten. Eine solche 

Regelung sollte unter anderem verhindern, dass Access-Provider Haftungs-
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risiken ausgesetzt sind und beispielsweise auch die Kosten für Unter-

lassungsverfügungen tragen müssen. 

5. Der Bundesrat hat allerdings ernsthafte Zweifel, ob die vorgesehene Mittel-

ausstattung der Maßnahme und die Ausrichtung der Förderung allein auf 

Erstinvestitionen, ohne Berücksichtigung von Betriebs- und Folgekosten, 

einen ausreichenden Fördereffekt bewirken werden. Er bittet daher, im 

weiteren Verfahren die Mittelausstattung und die eng gefasste Ausrichtung der 

Förderung kritisch zu überprüfen. 

6. Der Bundesrat bittet sicherzustellen, dass die Maßnahme keine marktgetrie-

benen Investitionen, Angebote und Dienste im Bereich Telekommunikation 

behindert. Er bittet daher, Regelungen vorzusehen, die unangemessene Wett-

bewerbsverzerrungen und Beeinträchtigungen des Wettbewerbs verhindern. 

Zu Artikel 2 Nummer 6 - Drahtlose Internetanbindung in Kommunen 

7. Der Bundesrat empfiehlt eine Prüfung und Präzisierung der in Artikel 2 

Nummer 6 beschriebenen Voraussetzungen und Definitionen. 

8. Er empfiehlt insoweit eine genaue Definition, wann Angebote im Sinne der 

Verordnung "bereits existierende ähnliche private oder öffentliche Angebote 

in demselben Gebiet duplizieren". Eine Klarstellung, inwieweit sich dies auf 

die Abdeckung eines Bereiches, eine Kommune als Ganzes oder die zur 

Verfügung gestellten Bandbreiten bezieht, wäre aus Sicht des Bundesrates 

wichtig, damit nicht Kommunen benachteiligt werden, die bereits Wi-Fi-

Zugänge zur Verfügung stellen oder in denen andere private oder gewerbliche 

Anbieter dies tun, denn in diesen meist bevölkerungsreichen Kommunen wäre 

die finanzielle Unterstützung von WLAN-Angeboten besonders wirkungsvoll. 

Unter dem Begriff "Gebiet" sollte daher lediglich das jeweilige Ausstrahlungs-

gebiet von bereits existierenden öffentlichen WLAN-Routern zu verstehen 

sein. Es wären also nur Projekte ausgeschlossen, die bereits existierende (zum 

Beispiel auch qualitativ) ähnliche öffentliche Angebote in demselben Gebiet, 

in dem bereits ein entsprechender WLAN-Router ausstrahlt, "duplizieren". 
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9. Der Bundesrat regt an, den Grenzwert für die Geschwindigkeiten der unter-

stützten Zugänge so hoch anzusetzen, dass Kommunen, die bereits Zugänge 

mit niedrigeren Geschwindigkeiten anbieten, weiterhin Unterstützung für 

Breitbandzugänge erhalten können. Dies wäre im Sinne einer Förderung der 

flächendeckenden Verbreitung von Breitbandzugängen. 

10. Er regt an, die in Artikel 2 Nummer 6 beschriebenen Voraussetzungen zu 

prüfen: Wenn ausschließlich Wi-Fi-Zugangspunkte unterstützt werden, die auf 

"modernster Technologie" beruhen und "mit dem Zugang zu innovativen 

digitalen Dienstleistungen" verbunden sind, könnte dies einige Regionen und 

Kommunen ausschließen. Eine digitale Spaltung würde so gerade 

vorangetrieben. Der Bundesrat regt daher flexible Kriterien dafür an, unter 

welchen Voraussetzungen Zugangspunkte gefördert werden können. 

Weitere Stellungnahme und Direktzuleitung an die Kommission 

11. Der Bundesrat behält sich vor, den Verordnungsvorschlag auf Grundlage des 

jeweiligen Diskussionsstandes auf europäischer Ebene erneut aufzurufen und 

zu kommentieren. 

12. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission. 
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Beschluss 
des Bundesrates 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Einrichtung des Gremiums europäischer Regulie-
rungsstellen für elektronische Kommunikation (GEREK) 

COM(2016) 591 final; Ratsdok. 12257/16 

Der Bundesrat hat in seiner 952. Sitzung am 16. Dezember 2016 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

1. Der Bundesrat begrüßt, dass die Unabhängigkeit der nationalen Regulierungs-

behörden gestärkt und ihre Aufgabenstellung vereinheitlicht werden soll. 

2. Er ist der Auffassung, dass sich die bisherige Organisationsform GEREK als 

gemeinsames Dach für den Regulierungsrat, bestehend aus den Vertretern der 

nationalen Regulierungsbehörden und dem GEREK-Büro, bewährt hat. 

Hierdurch wird gewährleistet, dass GEREK den Charakter eines Verbunds der 

nationalen Regulierungsbehörden zur EU-weiten Abstimmung der TK-Regu-

lierung hat und keine bei der Kommission angebundene EU-Agentur mit 

eigenen Hoheitsrechten ist. Der Bundesrat sieht in diesen Strukturen die 

Unabhängigkeit der nationalen Regulierungsbehörden am besten gewahrt. 

3. Er lehnt daher die im Verordnungsvorschlag vorgesehene Einrichtung einer 

Agentur "GEREK" mit eigener Rechtspersönlichkeit, die Zuweisung neuer 

Aufgaben und die geplanten Zuständigkeitsverlagerungen, die bislang den 

nationalen Regulierungsbehörden vorbehalten sind, ab. Bedenken bestehen 

insbesondere im Bereich der Frequenzregulierung, wo die neue Agentur 

wesentliche Befugnisse zu allen Fragen auf Vergabe- und Zuteilungsebene bis 

ins Detail erhalten soll.
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4. Der Bundesrat stellt dazu fest, dass die Kommission eine substantiierte 

Begründung für die Notwendigkeit einer solch umfassenden Zentralisierung 

der Frequenzregulierung schuldig bleibt. 

Stattdessen werden lediglich pauschale Begriffe wie "Harmonisierung", "ein-

heitliche Umsetzung des Rechtsrahmens", "Mängel des bestehenden institutio-

nellen Gefüges", "mangelnde Kohärenz", "effiziente Aufsicht", "größerer Ein-

fluss", "grenzüberschreitende Aspekte" und "zentrales Führen von Registern" 

zur Begründung aufgeführt. 

5. Der Bundesrat lehnt es ab, dass die nationalen Regulierungsbehörden den Vor-

gaben einer europäischen Agentur und der Kommission unterworfen werden 

mit der Folge, dass die Unabhängigkeit der nationalen Regulierungsbehörden 

verloren geht. 

6. Nach seiner Auffassung gilt gleiches für die Zentralisierung der Frequenz-

verwaltung. Den möglichen Vorteilen einer zentralen Koordination stehen 

aufwändige und bürokratische Abstimmungsrunden gegenüber, die mit Rück-

sicht auf den EU-Durchschnitt künftige Entwicklungen bei der Frequenz-

nutzung verlangsamen oder sogar verhindern. 

7. Der Bundesrat widerspricht daher mit Nachdruck sowohl der in dem Verord-

nungsvorschlag vorgenommenen Zentralisierung von GEREK in einer Agen-

tur als auch der Frequenzverwaltung als einer Aufgabe dieser Agentur.  

8. Er spricht sich vielmehr für unabhängige Regulierungsbehörden und eine 

Frequenzverwaltung auf mitgliedstaatlicher Ebene aus. Der Bundesrat unter-

streicht in diesem Zusammenhang, dass sich die bisherigen Strukturen des 

GEREK und der Frequenzverwaltung grundsätzlich bewährt haben und in 

ihrer bisherigen Grundstruktur belassen werden sollten. Eine weitere (auch 

personelle) Stärkung von GEREK im Rahmen der bisherigen Struktur und 

Zuständigkeiten würde aber begrüßt werden. 

9. Der Bundesrat behält sich vor, den Verordnungsvorschlag auf der Grundlage 

des jeweiligen Diskussionsstandes auf europäischer Ebene erneut aufzurufen 

und zu kommentieren. 

10. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission. 
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Beschluss 
des Bundesrates 

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und 
des Rates über den europäischen Kodex für die elektronische 
Kommunikation (Neufassung) 

COM(2016) 590 final; Ratsdok. 12252/16 

Der Bundesrat hat in seiner 952. Sitzung am 16. Dezember 2016 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

Grundsätzliches 

1. Der Bundesrat begrüßt, dass die Kommission im Rahmen ihres Konnektivi-

tätspaketes vom 14. September 2016 auch einen Vorschlag zur Novellierung 

des Telekommunikationsrechtsrahmens vorgelegt hat, um den zwischenzeit-

lichen und künftigen Entwicklungen auf dem Telekommunikations- und Breit-

bandmarkt Rechnung zu tragen. Er betrachtet den vorgelegten Vorschlag als 

eine gute Grundlage für die anstehenden Diskussionsprozesse auf europäischer 

Ebene. Richtig ist es auch aus Sicht des Bundesrates, die bisher auf vier 

Richtlinien verteilten Vorschriften (Rahmen-Richtlinie; Genehmigungs-

Richtlinie; Zugangs-Richtlinie; Universaldienst-Richtlinie) in einer Vorschrift 

zusammenzufassen. Er würde sich aber in diesem Zusammenhang eine 

stärkere textliche Straffung des Kodexes wünschen. 

2. Der Bundesrat hält es für essentiell, dass im Rahmen der Überarbeitung des 

Telekommunikationsrechtsrahmens die erfolgreichen Prinzipien der bis-

herigen Rechtsvorschriften beibehalten und sie nur dort reduziert, modifiziert 

oder ergänzt werden, wo sich dies durch die Marktentwicklung rechtfertigt. 

Grundprinzip muss dabei die Sicherstellung eines wirksamen Wettbewerbs 

sein, der maßgeblich zur Entwicklung der Telekommunikations- und Breit-

bandmärkte beigetragen hat. 
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3. Der Bundesrat begrüßt es daher, dass der neue Rechtsrahmen grundsätzlich 

am Prinzip der Regulierung der Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht 

("significant market power"/ SMP-Regulierung) sowie am Wettbewerb als 

Grundprinzip der Regulierung festhält. Eine Reduzierung der SMP-Regulie-

rung ist aus seiner Sicht nur dann gerechtfertigt, wenn der Wettbewerb 

dadurch nicht gefährdet wird. 

4. Der Bundesrat unterstützt auch die Zielrichtung des neuen Kodexes, 

wesentliche Beiträge zur Schaffung und Nutzung von Netzen mit sehr hoher 

Kapazität ("very high capacity"/VHC-Netze) zu leisten. Gleichzeitig betont er 

seine Auffassung, nach der es auch künftig keine vor- oder nachrangigen Ziele 

im Rechtsrahmen geben darf.  

5. Der Bundesrat hat generell die Befürchtung, dass der neue Kodex nicht zu 

einer wünschenswerten Vereinfachung, sondern zu einer Zunahme der 

Regulierung und zu einer Verkomplizierung der Verfahren führt. 

Ziele 

6. Der Bundesrat begrüßt die Einführung eines neuen Ziels in Artikel 3 Absatz 2 

Buchstabe a, nämlich die Förderung des breiten Zugangs zu und die Nutzung 

von Datenverbindungen mit sehr hoher Kapazität (VHC-Netze). Er hält es 

allerdings für erforderlich, dass in Artikel 3 Absatz 2 die Gleichrangigkeit der 

vier Ziele verdeutlicht wird, da diese nicht nur zusammenhängen, sondern sich 

zum Teil gegenseitig bedingen. So ist der Wettbewerb als der wesentliche 

Innovations- und Investitionstreiber für Infrastrukturinvestitionen in Europa 

anzusehen (vergleiche auch BR-Drucksache 145/15 (Beschluss)). 

Vetorecht der Kommission bei Abhilfemaßnahmen 

7. Der Bundesrat lehnt das in Artikel 33 Absatz 5 Buchstabe c vorgesehene 

Vetorecht der Kommission (gemeinsam mit GEREK; "double-lock-Ver-

fahren") ab, weil dies die grundsätzliche Autonomie der nationalen Regulie-

rungsbehörden unzumutbar beeinträchtigen würde. 

Frequenzpolitik 

8. Er lehnt außerdem die weitreichende Ausweitung der Eingriffsbefugnisse der 

Kommission insbesondere mit Blick auf die beabsichtigten zahlreichen Ein-
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zelregelungen zu allen Grundsatz- und Detailfragen der Frequenzvergabe-

verfahren ab. 

Die insbesondere in den Artikeln 38, 45, 46, 47, 51, 53 und 54 enthaltenen 

bindenden Entscheidungsbefugnisse unter Beteiligung von GEREK ver-

hindern, dass die Mitgliedstaaten Form und Mittel der Regulierung frei wählen 

können. Letzteres wäre nach dem Wortlaut der primärrechtlichen Vorschrift 

des Artikels 288 AEUV aber geboten, so dass die von der Kommission inten-

dierte Regelungstiefe mit dem Rechtscharakter einer hier vorgeschlagenen 

Richtlinie nicht vereinbar ist. 

9. Nach Auffassung des Bundesrates führen die Vorschläge der Kommission im 

Bereich der Frequenzpolitik zu keinem Bürokratieabbau und auch nicht zu 

schnelleren und effizienteren Vergabeverfahren, sondern zu erheblichen Ver-

zögerungen und einer deutlichen Zunahme der Komplexität von Regulierungs-

entscheidungen. 

So führt die beabsichtigte Ausgestaltung des in Artikel 35 dargelegten Peer-

Review-Prozesses aufgrund der Letztentscheidungsbefugnis der Kommission 

für alle Frequenzvergabeentscheidungen zu einer quasi permanenten Rechts-

und Fachaufsicht über die nationalen Regulierungsbehörden und auch über die 

in Deutschland verfassungsrechtlich geschützte föderale Zusammenarbeit 

zwischen Bund und Ländern in der Frequenzregulierung. 

10. Bereits in seiner Stellungnahme zum Vorschlag über die Nutzung des 

Frequenzbandes 470 - 790 MHz in der Union hatte der Bundesrat weitgehende 

Versorgungsauflagen der Kommission für die Nutzung dieses Frequenzbandes 

abgelehnt (vergleiche BR-Drucksache 60/16 (Beschluss)). 

Er wiederholt daher seine Auffassung unter Verweis auf diese Stellungnahme, 

nach der Festlegungen zu Versorgungsauflagen Gegenstand nationaler Ver-

fahren sind, die anhand der nationalen Marktsituation definiert werden 

müssen. 

11. Im Einzelnen lehnt der Bundesrat eine undifferenzierte Festlegung von 

Frequenzzuteilungen für die Dauer von jeweils mindestens 25 Jahren gemäß 

Artikel 49 Absatz 2 ab. Es ist für ihn nicht erkennbar, auf welcher Grundlage 

beziehungsweise nach welcher Prüfung der Auswirkungen auf Marktzugang, 

Wettbewerb, Innovationsanreize und künftige technische Entwicklungen eine 

derart pauschale Festlegung gerechtfertigt wird. 
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12. Ebenso kann der Bundesrat einer Ermächtigung der Kommission gemäß 

Artikel 53 nicht zustimmen, nach der diese befugt sein soll, bereits zugeteilte 

Frequenzbänder in ihrer genehmigten Nutzungsdauer mit dem Argument der 

europaweiten Harmonisierung beliebig zu verkürzen. Eine solche Ent-

scheidung würde ein hohes Maß an Rechtsunsicherheit für die Marktteil-

nehmer und mögliche Schadenersatzansprüche der Rechteinhaber zur Folge 

haben. 

13. Anders als von der Kommission beabsichtigt, sieht der Bundesrat eher 

negative Konsequenzen des Richtlinienvorschlages für "Vorreiterstaaten" 

bezüglich der Vergabe eines Frequenzspektrums in der EU. Bereits in seiner 

Stellungnahme zur Mitteilung der Kommission zur Strategie für einen 

digitalen Binnenmarkt für Europa (BR-Drucksache 212/15 (Beschluss)) hatte 

der Bundesrat seine Auffassung zum Ausdruck gebracht, nach der sich die 

nationale Funkfrequenzverwaltung als effizientes Mittel erwiesen hat, um das 

Gleichgewicht zwischen wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Aspekten 

zu wahren. Im bislang zügigen und vorausschauenden Vorgehen Deutschlands 

in der Frequenzvergabe wird daher weiterhin eine Anreizwirkung für andere 

Mitgliedstaaten gesehen, die ambitionierten Zeitzielvorgaben der Kommission 

zu erfüllen. 

14. Die Vorschläge der Kommission zur Frequenzpolitik gehen daher nach Über-

zeugung des Bundesrates über das gebotene Maß bei weitem hinaus. 

Vielmehr sollten sich die Neuregelungen im Bereich der Frequenzpolitik nach 

Auffassung des Bundesrates auf die zeitliche Vorgabe von Umsetzungsfristen 

innerhalb der EU, die Vorgabe von qualifizierten Mindestanforderungen für 

die Frequenzvergabeverfahren und die Implementierung von entsprechenden 

Durchsetzungsvorschriften und -befugnissen für die Kommission beschrän-

ken. 
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Zugangsregulierung 

15. Marktanalyseverfahren (Artikel 65): Der Bundesrat begrüßt die Fest-

schreibung des Drei-Kriterien-Tests als grundlegende Basis der wettbewerbs-

rechtlichen Regulierungssystematik. Er sieht allerdings die im Vorschlag der 

Kommission vorgesehenen Ausnahmen von der SMP-Regulierung äußerst 

kritisch. Der Bundesrat hat etwa Zweifel, ob VHC-Netze, die im Rahmen 

eines Ko-Investment-Angebots von mehr als einem Netzbetreiber kom-

plementär ausgebaut werden, nicht den bisherigen Zugangspflichten für Dritte 

unterliegen sollten, sofern der (virtuelle) Zugang zum Netz vor dem neuen 

Ausbau gewährleistet ist. Er bezweifelt, dass eine entsprechende Verringerung 

der Wettbewerbsintensität zusätzliche Anreize für Investitionen in neue Netze 

bewirkt. Die Verlängerung der Marktanalysezyklen auf bis zu 5 (+ 1) Jahre 

erscheint vertretbar, jedoch sollten die Möglichkeiten der nationalen 

Regulierungsbehörden, bei neuen Marktentwicklungen auch früher eine neue 

Marktanalyse zu beginnen, präziser beschrieben werden. 

Die Bewertung des Marktversagens allein auf Basis der Betrachtung der 

Endkundenmärkte ist aus Sicht des Bundesrates unzureichend; Marktversagen 

sollte weiterhin (auch) auf die Betrachtung der Vorleistungsmärkte bezogen 

werden. 

16. Zugang zu baulichen Anlagen (Artikel 70 und 71): Aus Sicht des Bundesrates 

ist dieser Zugang zu begrüßen, jedoch sollte er aus systematischen Gründen 

auf SMP-Unternehmen beschränkt sein. Auf die Vorgabe oder Empfehlung 

eines solchen primären Vorleistungsproduktes sollte aber verzichtet werden. 

Vielmehr sollten auf der Grundlage der infrastrukturellen und marktmäßigen 

Voraussetzungen in den einzelnen Mitgliedsstaaten alternative Vorleistungs-

produkte zur Verfügung stehen. 

17. Symmetrische Regulierung (Artikel 59): Der Bundesrat sieht in der durch den 

Kodex vorgesehenen zusätzlichen Einführung von symmetrischen Regulie-

rungselementen einen nicht vertretbaren Paradigmenwechsel zur bisherigen 

Regulierung, die einen Bedarf für Regulierung grundsätzlich nur für Unter-

nehmen mit beträchtlicher Marktmacht postuliert hat. Nach seiner Ansicht 

würde dies zu einem Mehr an Regulierung führen, die Wettbewerbsintensität 

auf den Märkten reduzieren sowie Investitionen der Wettbewerber behindern. 

Hinzu kommt, dass mit der EU-Kostenreduzierungsrichtlinie (in Deutschland 

umgesetzt durch das Gesetz zur Erleichterung des Ausbaus digitaler Hoch-
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geschwindigkeitsnetze (DigiNetzG) bereits zusätzliche Elemente einer 

symmetrischen Regulierung eingeführt wurden, deren Auswirkungen auf die 

Märkte zunächst beobachtet werden sollten. Der Bundesrat lehnt daher die 

Einführung weiterer Elemente einer symmetrischen Regulierung ab. 

18. Länderübergreifende Märkte (Artikel 63 und 64): Der Bundesrat sieht grund-

sätzlich keinen Bedarf für die Prüfung und Regulierung länderübergreifender 

Märkte. Dies beinhaltet zudem die Gefahr der Abwertung der nationalen 

Regulierung. Er bittet die Kommission aber um Prüfung, ob eine "Schieds-

funktion" von GEREK bei Problemen an den Grenzen zwischen den Mitglied-

staaten sinnvoll sein kann. 

19. Kartierung (Artikel 22): Der Bundesrat erkennt das Bemühen der Kommission 

an, dem Problem der "weißen Flecken" im Breitbandausbau und der Gefahr 

des Überbaus bestehender hochleistungsfähiger Netze begegnen zu wollen. Er 

gibt jedoch zu bedenken, dass der Telekommunikationsrechtsrahmen dem 

Wettbewerbsrecht zuzuordnen ist und als Handlungsfeld für Beihilfe- und 

Förderaspekte, geschweige denn für die staatliche Planung des Breitband-

ausbaus nicht geeignet ist. Zudem ist mit dem Instrument der Kartierung ein 

hoher bürokratischer Aufwand verbunden, ohne dass ein konkreter Nutzen im 

Sinne des angestrebten Ziels zu erwarten ist. Sofern nationale Regulierungs-

behörden künftig die Investitionsabsichten der Netzbetreiber in Netzinfra-

strukturen kartieren müssten sowie ermächtigt wären, falsche Informationen 

zu sanktionieren, wäre in dieser Maßnahme kein geeignetes Anreizinstrument 

zu sehen, sondern eher eine größere Zurückhaltung für neue Investitionen zu 

befürchten. Der Bundesrat schlägt daher eine Streichung dieser Bestimmungen 

vor und bittet die Kommission um Prüfung, ob es andere, mit dem Tele-

kommunikationsrechtsrahmen vereinbare Instrumente zur Zielerreichung gibt. 

Des Weiteren regt er eine bessere Verzahnung des Regulierungs- und 

Beihilferegimes an. 

20. Flexibilisierung der Preisbildung bei SMP-Unternehmen (Artikel 72): Der 

Bundesrat bittet die Kommission um Begründung, warum Sonderregelungen 

in Abweichung vom Drei-Kriterien-Test gerechtfertigt sein sollten. 
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21. Regulatorische Behandlung neuer Netzbestandteile (Artikel 74): Der Bundes-

rat sieht in dieser Regelung ("Regulierungsferien") eine erhebliche Beein-

trächtigung des Wettbewerbs. Diese Regelung sollte daher gestrichen werden.

22. Migration zu neuen Netzen (Artikel 78): Der Bundesrat hält die vorgesehene 

Transparenz und Begleitung des Migrationsprozesses durch die nationalen 

Regulierungsbehörden für sehr sinnvoll. Für die neuen Netze müssen aber auf 

der Basis des Drei-Kriterien-Tests grundsätzlich die gleichen regulatorischen 

Bedingungen gelten wie für die bisherigen Netze. 

GEREK 

23. Der Bundesrat begrüßt, dass die Unabhängigkeit der nationalen Regulie-

rungsbehörden gestärkt und ihre Aufgabenstellung vereinheitlicht werden soll. 

24. Er ist der Auffassung, dass sich die bisherige Organisationsform GEREK als 

gemeinsames Dach für den Regulierungsrat, bestehend aus den Vertretern der 

nationalen Regulierungsbehörden und dem GEREK-Büro, bewährt hat. 

Hierdurch wird gewährleistet, dass GEREK den Charakter eines Verbunds der 

nationalen Regulierungsbehörden zur EU-weiten Abstimmung der TK-

Regulierung hat und keine bei der Kommission angebundene EU-Agentur mit 

eigenen Hoheitsrechten ist. Der Bundesrat sieht in diesen Strukturen die 

Unabhängigkeit der nationalen Regulierungsbehörden am besten gewahrt. 

25. Er lehnt daher die im Verordnungsvorschlag vorgesehene Einrichtung einer 

Agentur "GEREK" mit eigener Rechtspersönlichkeit, der Zuweisung neuer 

Aufgaben und den geplanten Zuständigkeitsverlagerungen, die bislang den 

nationalen Regulierungsbehörden vorbehalten sind, ab. Bedenken bestehen 

insbesondere im Bereich der Frequenzregulierung, wo die neue Agentur 

wesentliche Befugnisse zu allen Fragen auf Vergabe- und Zuteilungsebene bis 

ins Detail erhalten soll.

26. Der Bundesrat stellt dazu fest, dass die Kommission eine substantiierte 

Begründung für die Notwendigkeit einer solch umfassenden Zentralisierung 

der Frequenzregulierung schuldig bleibt. Stattdessen werden lediglich 

pauschale Begriffe wie "Harmonisierung", "einheitliche Umsetzung des 

Rechtsrahmens", "Mängel des bestehenden institutionellen Gefüges", "man-

gelnde Kohärenz", "effiziente Aufsicht", "größerer Einfluss", "grenzüber-
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schreitende Aspekte", "zentrales Führen von Registern" zur Begründung auf-

geführt. 

27. Der Bundesrat lehnt es ab, dass die nationalen Regulierungsbehörden den 

Vorgaben einer Europäischen Agentur und der Kommission unterworfen 

werden mit der Folge, dass die Unabhängigkeit der nationalen Regulierungs-

behörden verloren geht.  

28. Nach seiner Auffassung gilt gleiches für die Zentralisierung der Frequenz-

verwaltung. Den möglichen Vorteilen einer zentralen Koordination stehen 

aufwändige und bürokratische Abstimmungsrunden gegenüber, die mit 

Rücksicht auf den EU-Durchschnitt künftige Entwicklungen bei der Fre-

quenznutzung verlangsamen oder sogar verhindern. 

29. Der Bundesrat widerspricht daher mit Nachdruck sowohl der in der vorge-

schlagenen Verordnung vorgenommenen Zentralisierung von GEREK in einer 

Agentur als auch der Frequenzverwaltung als einer Aufgabe dieser Agentur. 

30. Er spricht sich vielmehr für unabhängige Regulierungsbehörden und eine 

Frequenzverwaltung auf mitgliedstaatlicher Ebene aus. Der Bundesrat unter-

streicht in diesem Zusammenhang, dass sich die bisherigen Strukturen des 

GEREK und der Frequenzverwaltung grundsätzlich bewährt haben und in 

ihrer bisherigen Grundstruktur belassen werden sollten. Eine weitere (auch 

personelle) Stärkung des GEREK im Rahmen der bisherigen Struktur und 

Zuständigkeiten würde der Bundesrat aber begrüßen. 

Regulierung für Over-The-Top-Player (OTT) 

31. Er begrüßt grundsätzlich, dass die Kommission OTT-Kommunikationsdienste 

als elektronische Kommunikationsdienste ansieht und dabei auch die grund-

sätzlich anderen Marktmodalitäten beleuchtet, nach denen OTT-

Kommunikationsdienste häufig für eine andere Gegenleistung als Geld 

erbracht werden, wie zum Beispiel personenbezogene Daten oder Aufmerk-

samkeit des Endnutzers für Werbung. 



- 9 - Drucksache 612/16 (Beschluss)

Auch angesichts der hohen Innovationskraft durch OTT-Kommunikations-

dienste ist er der Auffassung, dass telekommunikationsspezifische Regulie-

rungsverpflichtungen nicht eins zu eins auf neue OTT-Dienststrukturen 

übertragen werden können. Der Bundesrat erachtet jedoch eine Gleichbe-

handlung von OTT-Kommunikationsdiensten, die funktionelle Substitute für 

Telekommunikationsdienste darstellen, insbesondere in den Bereichen Daten-

und Verbraucherschutz sowie Datensicherheit für zielführend. 

32. Der Bundesrat teilt die Bewertung der Kommission, dass eine zukunftsorien-

tierte Definition von elektronischen Kommunikationsdiensten nicht allein auf 

technischen Parametern fußen kann, sondern eher auf einem funktionalen 

Ansatz aufbauen muss. Er hat jedoch erhebliche Zweifel, ob die von der 

Kommission vorgeschlagene Unterscheidung in nummerngebundene und 

nummernunabhängige interpersonelle Kommunikationsdienste eine hand-

habbare nachhaltige Basis zur langfristigen Weiterentwicklung des Rechts-

rahmens für elektronische Kommunikation darstellt, da die Frage, ob eine 

nationale oder internationale Nummerierungsressource gemäß ITU-E.164-

Vorgaben verwandt wird, vorrangig einen technischen Parameter darstellt, der 

beispielsweise keine Aussagen zum Substitutionsgehalt eines elektronischen 

Kommunikationsdienstes aus Endkundensicht ermöglicht. 

33. Der Bundesrat stellt fest, dass die Kommission angesichts dieser überaus kom-

plexen Herausforderung vielfach richtige Weichenstellungen vorgenommen 

hat, indem beispielsweise Maßnahmen zur Gewährleistung der Interopera-

bilität im Falle einer tatsächlichen Bedrohung der Konnektivität oder des 

effektiven Zugangs zu Notdiensten initiiert werden können. An anderen 

Stellen des Richtlinienvorschlags bestehen jedoch Zweifel, ob dieser die 

absehbare Innovationsdynamik langfristig angemessen abbilden kann, da bei-

spielsweise soziale Netzwerke ausdrücklich nicht als interpersonelle 

Kommunikationsdienste betrachtet werden, obwohl hier die weitere Inte-

gration von Kommunikationsdiensten möglich erscheint. 

34. Vor diesem Hintergrund sowie angesichts des Umstandes, dass auch das 

Wirkgefüge beispielsweise der kommenden ePrivacy-Richtlinie und der 

Datenschutz-Grundverordnung in Bezug auf wichtige Aspekte interpersoneller 

Kommunikationsdienste wie Daten- und Verbraucherschutz sowie Daten-

sicherheit derzeit noch nicht hinreichend klar erscheint, schlägt der Bundesrat 

eine grundsätzlich entwicklungsoffene Struktur zur Einordnung von OTT-

Kommunikationsdiensten vor: Zu diesem Zweck sollte in den Kodex für die 
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elektronische Kommunikation eine Ermächtigung von GEREK aufgenommen 

werden, dass ein ablösendes oder sachdienlich erscheinendes Identifizierungs-

merkmal verwendet wird, beispielsweise durch entsprechende "GEREK-

Leitlinien für Elektronische Kommunikation", die eine entwicklungsfähige 

und bedarfsgerechte Basis auch zur Einordnung von OTT-Kommunikations-

diensten schaffen können. 

35. Nach Ansicht des Bundesrates würde eine derart entwicklungsoffene Struktur 

es langfristig eher gestatten, bedarfsgerecht auf ein gleiches Datenschutz-, 

Datensicherheits- und Verbraucherschutzniveau bei klassischen Tele-

kommunikationsdiensten und OTT-Kommunikationsdiensten hinzuwirken. Im 

Übrigen verweist er auf seine Entschließung "Anpassung des Rechtsrahmens 

an das Zeitalter der Digitalisierung im Telekommunikationsbereich - Rechts-

sicherheit bei Messengerdiensten, standortbezogenen Diensten und anderen 

neuen Geschäftsmodellen" vom 22. April 2016 (BR-Drucksache 88/16 

(Beschluss)). 

Universaldienste 

36. Der Bundesrat begrüßt die Modernisierung der Universaldienstregelungen 

durch Verzicht auf nicht mehr zeitgemäße Dienstleistungen und den Fokus auf 

Sprachkommunikationsdienste und einen funktionalen Internetzugangsdienst. 

37. Er ist der Auffassung, dass im Sinne einer Harmonisierung der Bedingungen 

in der EU der für die Mitgliedstaaten vorgesehene alleinige Definitions-

mechanismus zur Ausgestaltung der Basisbreitbandversorgung nicht zu einer 

unverhältnismäßig differenzierten Ausgestaltung der Basisbreitbandver-

sorgung führen darf. Der Bundesrat bittet daher im weiteren Verfahren dafür 

Sorge zu tragen, dass für die einzelstaatlichen Festlegungen EU-weit 

harmonisierte Rahmenregelungen und -verfahren vorgesehen werden. 

38. Er spricht sich ebenfalls dafür aus, dass das erfolgreiche Modell des markt-

getriebenen Breitbandausbaus in Deutschland in Verbindung mit den für 

Deutschland entwickelten marktkonformen Fördermodellen zur Erschließung 

"Weißer Flecken" der Breitbandversorgung nicht durch eine unzweckmäßige 

Ausgestaltung der universaldienstorientierten Basisbreitbandversorgung 

konterkariert wird. 
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Verbraucherschutz 

39. Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich eine weitergehende Harmonisierung der 

europaweiten Vorschriften zum Verbraucherschutz. 

40. Er weist darauf hin, dass in Deutschland in den vergangenen Jahren dem 

sektorspezifischen Verbraucherschutz im Telekommunikationsbereich eine 

besondere Aufmerksamkeit gewidmet worden ist. 

41. Der Bundesrat stellt fest, dass in Deutschland ein hohes sektorspezifisches 

Verbraucherschutzniveau gewährleistet ist und die Unternehmen der Tele-

kommunikationswirtschaft sich regelmäßig und mit erheblichem Aufwand auf 

die entsprechenden Regelungen und Verfahren eingestellt haben. 

42. Er bittet daher sicherzustellen, dass der bestehende deutsche sektorspezifische 

Verbraucherschutzrahmen mit einem möglichst hohen Maß an Kontinuität und 

Verlässlichkeit in den neu zu schaffenden EU-weit harmonisierten 

sektorspezifischen Regelungsrahmen zum Verbraucherschutz überführt wird. 

43. Der Bundesrat behält sich vor, den Richtlinienvorschlag auf der Grundlage des 

jeweiligen Diskussionsstandes auf europäischer Ebene erneut aufzurufen und 

zu kommentieren. 

Direktzuleitung an die Kommission 

44. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission. 
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Beschluss 
des Bundesrates 

Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und 
des Rates über einen gemeinsamen Rahmen für die Bereit-
stellung besserer Dienste für Kompetenzen und Qualifikationen 
(Europass) und zur Aufhebung der Entscheidung Nr. 
2241/2004/EG 

COM(2016) 625 final 

Der Bundesrat hat in seiner 952. Sitzung am 16. Dezember 2016 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

1. Der Bundesrat unterstützt den Europass als Transparenzinstrument zur 

Förderung von Vergleichbarkeit von Qualifikationen und zur Erhöhung der 

Mobilität in Europa. Er befürwortet die Beibehaltung des Europass-

Lebenslaufs, um Fertigkeiten und Qualifikationen transparent darzustellen. 

Grundsätzlich begrüßt er die Absicht der Kommission, den Europass aktuell 

zu halten und zu verbessern, sofern dies erforderlich ist. Der Kommissions-

vorschlag bleibt jedoch an vielen Stellen unklar. Daher sollten in dem 

Vorschlag Konkretisierungen vorgenommen und dabei die Bedenken des 

Bundesrates berücksichtigt werden. 

2. In Bezug auf die von der Kommission vorgeschlagene weitreichende Um-

gestaltung des Europasses gibt der Bundesrat zu bedenken, dass der bisherige 

Europass nicht mit zusätzlichen Instrumenten und Zielsetzungen überfrachtet 

werden darf. Der Europass muss seine bisherige Stärke, grenzüberschreitend 

erworbene Qualifikationen und Kompetenzen zu dokumentieren, beibehalten. 

Eine Umwandlung des Europasses in Richtung eines Anerkennungsin-

struments lehnt der Bundesrat ab. Auch angesichts der Tatsache, dass der 
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Europass in den einzelnen Mitgliedstaaten unterschiedliche Akzeptanz findet, 

sollte davon abgesehen werden, unter dem Markennamen "Europass" neue 

Instrumente zu schaffen, deren Mehrwert nicht dargelegt wurde, zumal auch 

im Vorfeld des Vorhabens weder eine Folgenabschätzung noch eine öffent-

liche Konsultation durchgeführt wurden. 

3. Bezüglich des Aufbaus einer Informationsplattform unter der Marke "Euro-

pass" gibt der Bundesrat zu bedenken, dass die Datensammlung einen 

Mehrwert aufweisen muss. Er hinterfragt, ob die Daten durch die Mitglied-

staaten zur Verfügung gestellt werden sollen, und gibt zu bedenken, dass in 

diesem Zusammenhang keine weiteren Berichtspflichten gegenüber der EU 

entstehen dürfen. Zugleich hegt der Bundesrat Bedenken, was die auto-

matisierte Sammlung von Informationen aus den Mitgliedstaaten durch Web-

crawling anbelangt. Er weist darauf hin, dass die Informationen qualitativ 

hochwertig und verlässlich sein müssen. 

4. Der Bundesrat sieht die geplante Verknüpfung der europäischen Klassifi-

zierung für Fähigkeiten/Kompetenzen, Qualifikationen und Berufe (ESCO) 

mit dem Europass sowie die endgültige Verankerung und Etablierung der Ter-

minologie in einem Rechtsdokument im Bildungsbereich mit Sorge. Insbe-

sondere lehnt er die Zugrundelegung von ESCO als Bezugsterminologie ab: 

- Er weist darauf hin, dass ESCO sich noch im Projektstadium befindet und 

die Funktionsfähigkeit sowie der Mehrwert des Instruments nicht abzu-

sehen sind (siehe auch Ziffer 8 der BR-Drucksache 317/16 (Beschluss)). 

ESCO stellt darüber hinaus ein Kommissionsprojekt dar, das von den 

Mitgliedstaaten bislang noch nicht gebilligt worden ist. 

- Zudem kann eine verpflichtende Verwendung der ESCO-Terminologie zu 

Eingriffen in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten und der Hochschulen 

führen, was der Bundesrat ablehnt. Er erinnert in diesem Zusammenhang 

daran, dass die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten zu beachten ist und weist 

auf die in Artikel 165 und 166 AEUV eng gesteckten Kompetenzen der EU 

hin. 

- Der Bundesrat gibt zudem zu bedenken, dass ESCO als Bezugsterminologie 

umfangreiche Anpassungsmaßnahmen erfordern würde, die nicht nur einen 

hohen Aufwand erzeugen, sondern auch die Kompatibilität mit den
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Instrumenten des 48 Teilnahmestaaten umfassenden Europäischen Hoch-

schulraums beeinträchtigen könnten. Dies gilt insbesondere für die 

potentielle Verwendung der ESCO-Terminologie im Diplomzusatz 

(Diploma Supplement). Angesichts der Verantwortung von UNESCO und 

Europarat für den Diplomzusatz könnte eine Umgestaltung dieses In-

struments nicht losgelöst von diesen Institutionen und Prozessen inter-

nationaler Zusammenarbeit stattfinden. Außerdem sind die laufenden Über-

arbeitungen des Diplomzusatzes abzuwarten.  

- Zudem weist der Bundesrat darauf hin, dass die kleinteilige Struktur von 

ESCO mit einem nicht modularisierten System, wie es in Deutschland mit 

dem ganzheitlichen Bildungskonzept in der allgemeinen und beruflichen 

Bildung zu finden ist, schwer vereinbar erscheint. 

5. Der Kommissionsvorschlag vermittelt den Eindruck, dass die Errichtung einer 

nationalen Kompetenz-Koordinierungsstelle unter Zusammenlegung der natio-

nalen Europass- und Euroguidance-Zentren sowie der nationalen Koordinie-

rungsstellen zur Umsetzung des Europäischen Qualifikationsrahmens (EQR) 

beabsichtigt ist. Der Bundesrat unterstreicht in diesem Zusammenhang 

abermals, dass die nationale Durchführung und Verwaltung in der alleinigen 

Kompetenz der Mitgliedstaaten liegen und in Deutschland auch an den 

föderalen Strukturen ausgerichtet sein muss. Daher kann die Errichtung einer 

solchen zentralen Stelle nicht seitens der EU vorgegeben werden (so bereits 

Ziffer 27 der BR-Drucksache 767/11 (Beschluss) und Ziffer 3 der BR-Druck-

sache 317/16 (Beschluss)). Er betont zudem die Notwendigkeit der unter-

schiedlichen nationalen Kontaktstellen zur Koordinierung und Implementie-

rung der jeweiligen Instrumente aufgrund unterschiedlicher Herausforde-

rungen und Zielgruppen. 

6. Im Hinblick auf die Europass-Qualifikationserläuterungen weist der Bundesrat 

auf die etablierten Vorgaben für den Europass-Diplomzusatz für den Hoch-

schulbereich und die Europass-Zeugniserläuterungen für den Bereich der 

beruflichen Bildung hin und plädiert für die Beibehaltung der bestehenden 

Instrumente. Er weist darauf hin, dass der Vorschlag für einen neuen Euro-

pass-Beschluss Fragen offen lässt, unter anderem ob die Qualifikations-

erläuterungen auf den allgemeinbildenden Bereich ausgeweitet werden sollen 

und somit der Kommission bei der Umsetzung des Beschlusses zu weit-

gehende Spielräume gewährt würden. Aus Sicht des Bundesrates müsste unter 
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anderem auch im neuen Europass-Beschluss klargestellt werden, dass aus den 

Qualifikationserläuterungen kein Anspruch auf formale Anerkennung 

erwächst und sie keinen Ersatz für den Original-Befähigungsausweis dar-

stellen. Er hegt zudem Bedenken, dass die Ausweitung der Erläuterungen auf 

andere Bildungsbereiche zu einer Erhöhung von Verwaltungslasten für die 

ausstellenden Stellen führen würde. Überdies scheint die Vorgabe, die 

Qualifikationserläuterungen allein in elektronischer Form auszustellen, zu 

weitgehend. 

7. Überdies stellt der Bundesrat fest, dass im Vorschlag unklar bleibt, welche 

Instrumente zur Bewertung individueller Kompetenzen in Zukunft zur Ver-

fügung gestellt werden und wie diese gestaltet werden sollen. Dies gilt auch 

für EU-Selbstbewertungsinstrumente und Instrumente zur Bewertung durch 

Dritte und die Integration von Daten anderer verfügbarer EU-Selbstbewer-

tungsinstrumente wie des Jugendpasses. Er weist darauf hin, dass auch diesbe-

züglich eine Präzisierung der Rechtsgrundlage für den Europass erforderlich 

ist. 

8. Das von der Kommission vorgeschlagene Monitoring im Rahmen des Euro-

passes schließt unter anderem die Organisation von "Peer Reviews" ein. In 

diesem Zusammenhang weist der Bundesrat erneut darauf hin, dass sich Akti-

vitäten des Voneinanderlernens auf europäischer Ebene aufgrund der Kom-

petenzverteilung im Bildungsbereich allein auf einen freiwilligen Austausch 

beziehen können (siehe unter anderem BR-Drucksache 386/15 (Beschluss), 

Ziffer 14). Er lehnt deshalb die Durchführung von "Peer Reviews" im Bil-

dungsbereich ab. Stattdessen sollte weiterhin an dem in der Praxis bewährten 

Instrument des "Peer Learning" festgehalten werden. 

9. Aus Sicht des Bundesrates bleibt unklar, wie die Überarbeitung der Europass-

Rechtsgrundlage in Zusammenhang mit der Überarbeitung des EQR und der 

Rechtsgrundlage von Cedefop steht. Diesbezüglich bittet er um weitere Er-

läuterungen und verweist hinsichtlich Cedefop zudem auf seine Stellung-

nahme in BR-Drucksache 475/16 (Beschluss). Der Bundesrat weist ferner 

darauf hin, dass die Überarbeitung der diesbezüglichen Rechtsgrundlagen 

noch nicht abgeschlossen ist und das Ende dieser Beratungen abgewartet 

werden sollte, da die einzelnen Rechtsgrundlagen aufeinander Bezug nehmen. 
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10. Der Bundesrat erkennt an, dass der EQR als Instrument der Förderung von 

Transparenz und Vergleichbarkeit grundsätzlich auch im Rahmen des Euro-

passes einen informatorischen Mehrwert bringen könnte. Er hinterfragt in 

diesem Zusammenhang jedoch, welche Auswirkung der Verweis auf den EQR 

in einem bindenden Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates 

haben würde. Der EQR selbst basiert auf einer rechtlich nicht bindenden 

Empfehlung. Durch Bezugnahmen in bindenden Rechtstexten darf nicht 

mittelbar der auf freiwilliger Grundlage ablaufende Kooperationsprozess bei 

der Arbeit am EQR verpflichtend gestaltet werden. 

11. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission. 
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COM(2016) 683 final; Ratsdok. 13731/16 

Der Bundesrat hat in seiner 952. Sitzung am 16. Dezember 2016 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

Zur Vorlage allgemein 

1. Eine von allen Mitgliedstaaten mitgetragene EU-weite einheitliche und kon-

solidierte Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage bietet die Chance, die 

Transparenz der Unternehmensbesteuerung zu erhöhen, die Befolgungskosten 

für die Unternehmen zu reduzieren, bestehende Hindernisse für den Binnen-

markt zu beseitigen und grenzüberschreitende Tätigkeiten zu erleichtern. Inso-

fern begrüßt und unterstützt der Bundesrat die Bestrebungen der Kommission, 

eine einheitliche und konsolidierte Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage 

zu schaffen. 

2. Die positiven Effekte einer stärkeren Steuerharmonisierung werden aber nur 

dann eintreten, wenn die Konsolidierung EU-weit für alle Mitgliedstaaten gilt. 

Der von der Kommission angestrebte zweistufige Ansatz muss daher sicher-

stellen, dass im Falle einer Einigung auf eine Gemeinsame konsolidierte 

Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage (GKKB) für alle Mitgliedstaaten 

bindend auch eine konsolidierte Gewinnermittlung und -aufteilung auf der 

Basis der einheitlichen Bemessungsgrundlage erfolgt. Nicht akzeptabel wäre, 

wenn Mitgliedstaaten einseitig die Konsolidierung ablehnen könnten. 
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3. Die Ausgestaltung des Richtlinienvorschlags als semi-obligatorisches System, 

welches eine Konsolidierung nur für solche körperschaftsteuerpflichtigen 

Unternehmensgruppen verpflichtend vorsieht, die bestimmte Größenmerkmale 

erfüllen, und für andere körperschaftsteuerpflichtige Unternehmensgruppen, 

die diese Größenmerkmale nicht erfüllen, ein Wahlrecht zur Inanspruchnahme 

der Konsolidierung einräumt, ist zu überdenken. Die Konsequenz der Optio-

nalität ist, dass die Finanzverwaltung parallel zwei Systeme einschließlich ab-

weichender Verfahrensrechte administrieren müsste, was zu einem erheb-

lichen Verwaltungsmehraufwand führt. Der Bundesrat ist daher der Auf-

fassung, dass die einheitliche und konsolidierte Körperschaftsteuer-Be-

messungsgrundlage für alle körperschaftsteuerpflichtigen Unternehmens-

gruppen gelten sollte. 

4. Nach seiner Ansicht ist eine Konsolidierung allerdings nur tragfähig, wenn sie 

von einer Harmonisierung der Steuersätze unter den Mitgliedstaaten und einer 

gerechten Aufteilung begleitet wird, die weder Deutschland einseitig benach-

teiligt, noch missbräuchliche Gestaltungen zulässt. Hiervon ist derzeit (noch) 

nicht auszugehen. 

5. Die Harmonisierung der Steuersätze ist nicht Gegenstand des Richtlinien-

vorschlags. Der Bundesrat hat bereits mehrfach (vergleiche BR-Drucksache 

971/01 (Beschluss), BR-Drucksache 281/06 (Beschluss), BR-Drucksache 

463/07 (Beschluss), BR-Drucksache 155/11 (Beschluss)) die Befürchtung 

geäußert, dass die einseitige Strategie der Kommission zugunsten einer Har-

monisierung und Konsolidierung der körperschaftsteuerlichen Bemessungs-

grundlage ohne gleichzeitige Angleichung der Nominalsteuersätze einen 

zusätzlichen Steuerwettlauf bei der Besteuerung mobiler Wirtschaftsfaktoren 

auslöst. Durch eine solche Steuersenkungsspirale verlieren letztendlich alle 

Mitgliedstaaten immer mehr Steuersubstrat. Die Harmonisierung und Kon-

solidierung der Bemessungsgrundlage sollte daher zwingend von einer Har-

monisierung der Steuersätze - zumindest durch Schaffung eines Steuersatz-

korridors mit einer substanziellen Begrenzung nach unten - begleitet werden. 

6. Der im Richtlinienvorschlag vorgesehene Verteilungsmechanismus erlaubt 

derzeit keine sachgerechte Verteilung des Steuersubstrats auf die beteiligten 

Mitgliedstaaten. So werden Hochtechnologiestaaten wie Deutschland bei-

spielsweise dadurch benachteiligt, dass der Wert selbstgeschaffener immateri-
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eller Wirtschaftsgüter in die Aufteilung der Bemessungsgrundlage nicht ein-

bezogen wird. 

7. Bedenklich erscheint auch, dass der Staat, in dem die Geschäftsleitung der 

Muttergesellschaft liegt, die Aufteilung autonom vornimmt. Er nimmt damit 

die Aufteilung auch "in eigener Sache" vor, so dass stets die Besorgnis einer 

Benachteiligung der anderen aufkommensberechtigten Mitgliedstaaten be-

steht. Effektive Kontrollmechanismen für die anderen aufkommensbe-

rechtigten Mitgliedstaaten bestehen nicht. 

8. Die Umsetzung der GKKB bedingt die Schaffung eines besonderen Ver-

fahrensrechts, welches im deutschen Recht derzeit (noch) keine Entsprechung 

findet (zum Beispiel Selbstveranlagungssystem im Ertragsteuerbereich). 

Damit ist auch die Errichtung neuer Verwaltungsinstanzen verbunden. Es ist 

zu erwarten, dass hierdurch zusätzlicher Verwaltungsaufwand entsteht. 

9. Der Bundesrat spricht sich dafür aus, in der vorgeschlagenen Richtlinie noch 

umfassender auf die Vorschriften des nationalen Gerichtsverfassungs- und 

Prozessrechts zu verweisen. Im Richtlinienvorschlag vorgesehene Sonder-

regelungen zum nationalen Gerichtsverfassungs- und Prozessrecht sollten auf 

das absolut Unerlässliche beschränkt bleiben. 

10. Die Delegation von Rechtsakten auf die Kommission, wie sie in dem Richt-

linienvorschlag für bestimmte Regelungen vorgesehen ist, birgt die Gefahr, 

dass mitgliedstaatliche Kompetenzen im Bereich der direkten Steuern auf die 

Kommission verlagert werden. Eine Aushöhlung der mitgliedstaatlichen 

Rechte im Wege delegierter Rechtsakte ist abzulehnen. 

11. Der Richtlinienvorschlag ist darüber hinaus in einer Vielzahl weiterer Punkte 

änderungs-, ergänzungs- und klarstellungsbedürftig. Er sollte vor diesem 

Hintergrund grundsätzlich überarbeitet werden. Dies gilt vor allem auch für 

die administrativen Regelungen im Richtlinienvorschlag. Auch dürfen die 

Rechte der Länderfinanzverwaltungen beim Steuervollzug nicht eingeschränkt 

werden. 
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12. Die Einführung einer gemeinsamen und konsolidierten Bemessungsgrundlage 

ist ein ambitioniertes Ziel, das sich nicht kurzfristig verwirklichen lässt. 

Angesichts der beträchtlichen Auswirkungen, die ein gemeinsames euro-

päisches Unternehmenssteuerrecht mit sich bringen wird, ist eine sorgfältige 

Prüfung des Vorhabens einschließlich der haushaltsmäßigen Auswirkungen 

unerlässlich. Mit der Planung einer Evaluierung der Wirkungen des Richt-

linienvorschlags sollte zeitnah begonnen werden, da die Erstellung eines 

Modells beziehungsweise die Durchführung eines Planspiels einen erheb-

lichen Zeitaufwand beanspruchen dürften. 

13. Die Frage, ob eine Zustimmung Deutschlands zum Richtlinienvorschlag er-

folgen soll, sollte so lange offen bleiben, bis alle Bestandteile des Richt-

linienvorschlags abschließend bewertet sind. Der Bundesrat behält sich die 

Abgabe weiterer Stellungnahmen zu Einzelbestimmungen des Vorschlags vor. 

Vorlagenbezogene Vertreterbenennung 

14. Der Bundesrat benennt für die Beratungen der Vorlage in den Gremien des 

Rates gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG in Verbindung mit Abschnitt I der Bund-

Länder-Vereinbarung 

einen Vertreter des Landes 

Hessen, 

Ministerium der Finanzen 

(RD Torsten Falk).

Direktzuleitung an die Kommission 

15. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission. 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über eine Gemeinsame 
Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage 

COM(2016) 685 final; Ratsdok. 13730/16 

Der Bundesrat hat in seiner 952. Sitzung am 16. Dezember 2016 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

Zur Vorlage allgemein 

1. Eine von allen Mitgliedstaaten mitgetragene EU-weite einheitliche Körper-

schaftsteuer-Bemessungsgrundlage bietet die Chance, die Transparenz der 

Unternehmensbesteuerung zu erhöhen, die Befolgungskosten für die Unter-

nehmen zu reduzieren, bestehende Hindernisse für den Binnenmarkt zu be-

seitigen und grenzüberschreitende Tätigkeiten zu erleichtern. Insofern begrüßt 

und unterstützt der Bundesrat die Bestrebungen der Kommission, eine ein-

heitliche und konsolidierte Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage zu 

schaffen. 

2. Die positiven Effekte einer stärkeren Steuerharmonisierung werden aber nur 

dann eintreten, wenn die gemeinsamen Regeln zur Ermittlung der Körper-

schaftsteuer-Bemessungsgrundlage in allen Mitgliedstaaten gelten. Der von 

der Kommission angestrebte zweistufige Ansatz muss daher sicherstellen, dass 

im Falle einer Einigung auf eine Gemeinsame konsolidierte Körperschaft-

steuer-Bemessungsgrundlage (GKKB) für alle Mitgliedstaaten bindend auch 

eine konsolidierte Gewinnermittlung und -aufteilung auf der Basis der einheit-

lichen Bemessungsgrundlage erfolgt. Nicht akzeptabel wäre, wenn Mitglied-

staaten einseitig die Konsolidierung ablehnen könnten. 
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3. Die Harmonisierung der Steuersätze ist nicht Gegenstand des Richtlinien-

vorschlags. Der Bundesrat hat bereits mehrfach (vergleiche BR-Drucksache 

971/01 (Beschluss), BR-Drucksache 281/06 (Beschluss), BR-Drucksache 

463/07 (Beschluss), BR-Drucksache 155/11 (Beschluss)) die Befürchtung 

geäußert, dass die einseitige Strategie der Kommission zugunsten einer Har-

monisierung der körperschaftsteuerlichen Bemessungsgrundlage ohne gleich-

zeitige Angleichung der Nominalsteuersätze einen zusätzlichen Steuerwettlauf 

bei der Besteuerung mobiler Wirtschaftsfaktoren auslöst. Durch eine solche 

Steuersenkungsspirale verlieren letztendlich alle Mitgliedstaaten immer mehr 

Steuersubstrat. Die Harmonisierung der Bemessungsgrundlage sollte daher 

zwingend von einer Harmonisierung der Steuersätze - zumindest durch 

Schaffung eines Steuersatzkorridors mit einer substanziellen Begrenzung nach 

unten - begleitet werden. 

4. Die Ausgestaltung des Richtlinienvorschlags als semi-obligatorisches System, 

welches eine einheitliche Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage nur für 

solche körperschaftsteuerpflichtigen Unternehmensgruppen verpflichtend 

vorsieht, die bestimmte Größenmerkmale erfüllen, und für andere körper-

schaftsteuerpflichtige Unternehmen, die diese Größenmerkmale nicht erfüllen, 

ein Wahlrecht zur Inanspruchnahme der vorgeschlagenen Richtlinie einräumt, 

ist zu überdenken. Die Konsequenz der Optionalität ist, dass die Finanz-

verwaltung parallel zwei Gewinnermittlungsregime administrieren müsste, 

was zu einem erheblichen Verwaltungsmehraufwand führt. Zudem ist der 

Wechsel in und aus dem Gemeinsame-Körperschaftsteuer-Bemessungs-

grundlage-(GKB)-System von ganz erheblicher Komplexität. Der Bundesrat 

ist daher der Auffassung, dass die einheitliche Körperschaftsteuer-

Bemessungsgrundlage für alle körperschaftsteuerpflichtigen Unternehmen 

gelten sollte. 

Ferner ist zu berücksichtigen, dass die Mehrzahl der deutschen Unternehmen 

als Personenunternehmen organisiert ist, die von der Anwendung der vor-

geschlagenen Richtlinie ausgeschlossen sind. Um auch hier das Neben-

einander verschiedener Gewinnermittlungssysteme zu vermeiden, sollte den 

Mitgliedstaaten ermöglicht werden, den Anwendungsbereich der vorge-

schlagenen Richtlinie auch auf Personengesellschaften auszuweiten. 



- 3 - Drucksache 641/16 (Beschluss)

5. Zu unterstützen ist die Kommission in ihren Bestrebungen, eine einfache und 

breite Bemessungsgrundlage zu erreichen. Eine breite Bemessungsgrundlage 

möglichst ohne Sonderregelungen und Sondervergünstigungen für bestimmte 

Branchen oder Gruppen erhöht die Transparenz eines Steuersystems. 

6. Abzulehnen ist daher der Vorschlag der Kommission, die Schaffung einer 

einheitlichen Bemessungsgrundlage mit der Einführung einer Sonderförderung 

für den Abzug von Forschungs- und Entwicklungskosten zu verknüpfen. Diese 

stellt einen Fremdkörper innerhalb eines Systems zur Vereinheitlichung der 

Bemessungsgrundlage dar. Sie ist weder mit dem derzeitigen Konzept einer 

direkten Projektförderung abgestimmt, noch trägt sie zur Vereinfachung und 

Verbreiterung der Bemessungsgrundlage bei. Die Mitgliedstaaten sollten auch 

in Zukunft in alleiniger Zuständigkeit darüber entscheiden, ob und auf welche 

Weise (direkte oder steuerliche Förderung) sie Forschung und Entwicklung 

fördern wollen. 

7. Auch der Vorschlag der Kommission, Eigenkapitalfinanzierungen gegenüber 

der Finanzierung mit Fremdkapital durch einen Freibetrag für Wachstum und 

Innovation zu stärken, ist im Rahmen einer einheitlichen Bemessungsgrund-

lage nicht zu unterstützen. Der Abzug als Betriebsausgabe würde die Be-

messungsgrundlage schmälern und hätte Mindereinnahmen für den Staat zur 

Folge. Ferner besteht mit dem Instrument der Zinsschranke bereits ein 

wirkungsvolles Instrument zur Verfügung, um Gewinnverlagerungen im 

Konzern durch übermäßige Fremdkapitalfinanzierungen zu begegnen. 

8. Es ist sicherzustellen, dass durch die Einführung einer EU-weit einheitlichen 

Bemessungsgrundlage keine substantiellen Steuermindereinnahmen für 

Deutschland verbunden sind. Gegen den vorgeschlagenen Grundansatz zur 

Harmonisierung der Gewinnermittlung bestehen in weiten Teilen zwar keine 

grundsätzlichen Bedenken. Es ist allerdings für Deutschland zu befürchten, 

dass es in Teilbereichen nicht zu einer Verbreiterung, sondern zu einer 

Verringerung der Bemessungsgrundlage kommt. Das trifft im Besonderen für 

die vorgesehene Behandlung von Abschreibungen und die Bewertung von 

Rückstellungen zu. 
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9. Der Anwendungsbereich der Regelung zum Verlustuntergang bei einem 

qualifizierten Anteilseignerwechsel ("Mantelkauf") ist gegenüber dem natio-

nalen Recht stark eingeschränkt. Es besteht damit die Gefahr eines Handels 

mit Verlustmänteln mit der Folge erheblicher Steuerausfälle. Zudem enthält 

der Entwurf durch die Anknüpfung an bestimmte Umsatzgrenzen gestaltungs-

anfällige und schwer zu administrierende Voraussetzungen. Der Vorschlag ist 

daher insoweit abzulehnen. 

10. Die im Richtlinienvorschlag vorgesehene Möglichkeit zur grenzüberschreiten-

den Verlustverrechnung ist abzulehnen. Die Diskussion über die Anerkennung 

ausländischer Verluste ist auf der zweiten Stufe der Reform (Konsolidierung) 

zu führen. Zur Harmonisierung der Gewinnermittlungsvorschriften bedarf es 

eines derartigen Ansatzes nicht. 

11. Nach deutschem Recht werden Unternehmensgewinne neben der Körper-

schaftsteuer auch mit der Gewerbesteuer belastet. Aus deutscher Sicht bedarf 

es einer Prüfung, inwieweit sich eine neue einheitliche europäische Be-

messungsgrundlage für die Körperschaftsteuer auf die Bemessungsgrundlage 

für die Gewerbesteuer auswirkt, deren Ausgangsgröße bisher der nach den 

Vorschriften des Einkommensteuergesetzes und des Körperschaftsteuer-

gesetzes zu ermittelnde Gewinn ist. Eine eigenständige gewerbesteuer-

rechtliche Ermittlung der Ausgangsgröße führt zu zusätzlichem Verwaltungs-

aufwand sowohl für die betroffenen Unternehmen als auch für die Steuer-

verwaltungen. Die Auswirkungen des Richtlinienvorschlags auf die Gewerbe-

steuer sind in den weiteren Entscheidungsprozess einzubeziehen. 

12. Die Delegation von Rechtsakten auf die Kommission, wie sie in dem 

Richtlinienvorschlag für bestimmte Regelungen vorgesehen ist, birgt die große 

Gefahr, dass mitgliedstaatliche Kompetenzen im Bereich der direkten Steuern 

auf die Kommission verlagert werden. Eine Aushöhlung der mitglied-

staatlichen Rechte im Wege delegierter Rechtsakte ist daher abzulehnen. 
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13. Der Richtlinienvorschlag ist darüber hinaus in einer Vielzahl weiterer Punkte 

änderungs-, ergänzungs- und klarstellungsbedürftig. Insbesondere auch die 

Vorschriften zur Bekämpfung der Steuervermeidung bedürfen noch der 

Abstimmung mit anderen, bereits beschlossenen Rechtsakten der EU (zum 

Beispiel Richtlinie (EU) 2016/1164 des Rates vom 12. Juli 2016 mit Vor-

schriften zur Bekämpfung von Steuervermeidungspraktiken mit unmittelbaren 

Auswirkungen auf das Funktionieren des Binnenmarkts). Er sollte vor diesem 

Hintergrund grundsätzlich überarbeitet werden.  

14. Die Einführung einer gemeinsamen Bemessungsgrundlage ist ein überaus 

ambitioniertes Ziel, das sich nicht kurzfristig verwirklichen lässt. Angesichts 

der beträchtlichen Auswirkungen, die ein gemeinsames europäisches Unter-

nehmenssteuerrecht mit sich bringen wird, ist eine sorgfältige Prüfung des 

Vorhabens einschließlich der haushaltsmäßigen Auswirkungen unerlässlich. 

Mit der Planung einer Evaluierung der Wirkungen des Richtlinienvorschlags 

sollte zeitnah begonnen werden, da die Erstellung eines Modells beziehungs-

weise die Durchführung eines Planspiels einen erheblichen Zeitaufwand 

beanspruchen dürften. 

15. Die Frage, ob eine Zustimmung Deutschlands zum Richtlinienvorschlag er-

folgen soll, sollte so lange offen bleiben, bis alle Bestandteile des Richt-

linienvorschlags abschließend bewertet sind. Der Bundesrat behält sich die 

Abgabe weiterer Stellungnahmen zu Einzelbestimmungen des Vorschlags vor. 

Vorlagenbezogene Vertreterbenennung 

16. Der Bundesrat benennt für die Beratungen der Vorlage in den Gremien des 

Rates gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG in Verbindung mit Abschnitt I der Bund-

Länder-Vereinbarung 

einen Vertreter des Landes 

Hessen, 

Ministerium der Finanzen 

(RD Torsten Falk).
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Direktzuleitung an die Kommission 

17. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission. 
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Beschluss 
des Bundesrates 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie (EU) 2016/1164 bezüglich hybrider Gestaltungen mit 
Drittländern 

COM(2016) 687 final; Ratsdok. 13733/16 

Der Bundesrat hat in seiner 952. Sitzung am 16. Dezember 2016 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

Zur Vorlage allgemein 

1. Der Bundesrat begrüßt die Fortsetzung der Arbeiten der Kommission bei der 

Bekämpfung der Steuervermeidung. Maßnahmen gegen hybride Gestaltungen 

sind ein Kernelement der OECD/G20-Vorschläge zur Bekämpfung von BEPS 

(Base Erosion Profit Shifting).

2. Eine europaweit einheitliche Lösung und eine Ergänzung der "Richtlinie mit 

Vorschriften zur Bekämpfung von Steuervermeidungspraktiken mit unmittel-

baren Auswirkungen auf das Funktionieren des Binnenmarkts" (Anti-Tax 

Avoidance Directive - ATAD) vom 12. Juli 2016 sind dabei zielführend. 

3. Der Bundesrat setzt sich bereits seit langem für Maßnahmen gegen miss-

bräuchliche Steuervermeidungspraktiken ein, insbesondere zur Vermeidung 

hybrider Gestaltungen. Er begrüßt dabei ein europa- und OECD-weit abge-

stimmtes Vorgehen. Dadurch darf aber die nationale Umsetzung nicht behin-

dert oder verzögert werden. 
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4. Der Richtlinienvorschlag folgt zwar dem Grundansatz der OECD, weist aber 

an mehreren Stellen Abweichungen und Lücken auf. Der Bundesrat fordert 

deshalb die Bundesregierung auf, sich für Änderungen am Richtlinienvor-

schlag einzusetzen, um eine OECD-konforme Ausgestaltung zu erreichen. 

5. Er bedauert, dass die Richtlinie auch mit den vorgeschlagenen Ergänzungen 

nur körperschaftsteuerpflichtige Unternehmen erfasst. Hinsichtlich der deshalb 

erforderlichen ergänzenden Maßnahmen begrüßt der Bundesrat, dass der 

Deutsche Bundestag als ersten Schritt den Gesetzesvorschlag zur Vermeidung 

des Doppelabzugs von Betriebsausgaben bei Personengesellschaften (ver-

gleiche Ziffer 2 der BR-Drucksache 406/16 (Beschluss)) aufgegriffen hat. 

6. Im Übrigen fordert er die Bundesregierung auf, die nationalen Arbeiten an 

Regelungen zur Vermeidung hybrider Gestaltungen gemäß den Empfehlungen 

der OECD zügig abzuschließen und schnellstmöglich in nationales Recht 

umzusetzen.

Vorlagenbezogene und themenbezogene Vertreterbenennung 

7. Der Bundesrat benennt für die Beratungen der Vorlage sowie für die Arbeits-

gruppe des Rates Steuerfragen (Direkte Steuern), Themenbereich Steuerver-

meidung, gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG in Verbindung mit Abschnitt I der 

Bund-Länder-Vereinbarung 

einen Vertreter des Landes 

Nordrhein-Westfalen, 

Finanzministerium 

(RD Marcus Spahn). 

Direktzuleitung an die Kommission 

8. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission. 
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Beschluss 
des Bundesrates 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates über die Haushaltsordnung für den Gesamthaus-
haltsplan der Union und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
2012/2002, der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 
1301/2013, (EU) Nr. 1303/2013, EU Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 
1305/2013, (EU) Nr. 1306/2013, (EU) Nr. 1307/2013, (EU) Nr. 
1308/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 
223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und (EU) Nr. 652/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates sowie des Beschlusses 
Nr. 541/2014/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

COM(2016) 605 final 

Der Bundesrat hat in seiner 952. Sitzung am 16. Dezember 2016 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

Zur Vorlage insgesamt 

1. Der Bundesrat begrüßt die Zielsetzung der Kommission, die allgemeinen 

Finanzvorschriften in der Haushaltsordnung zu vereinfachen und zu flexibi-

lisieren sowie die sektorspezifischen Finanzvorschriften anzupassen. 

2. Er erkennt die Bemühungen hin zu einer einfacheren und kohärenteren 

Gestaltung der allgemeinen und sektorspezifischen Finanzvorschriften im 

Rahmen der Halbzeitrevision des Mittelfristigen Finanzrahmens 2014 bis 2020 

an. Einzelne Änderungsvorschläge werden ausdrücklich begrüßt, da und 

soweit von ihnen eine optimierende Wirkung zu erwarten ist, ohne dass der 

laufende Umsetzungsprozess der Strukturfonds-Programme gehemmt wird. 
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Dazu gehört die Festlegung neuer Pauschalsätze für den Europäischen Fonds 

für regionale Entwicklung (EFRE) und den Europäischen Sozialfonds (ESF), 

die ohne weitere Berechnung verwendet werden dürfen, und die Möglichkeit, 

bei Vorhaben, die Finanzinstrumente umfassen, die aufgrund von Unregel-

mäßigkeiten gestrichenen Beiträge in demselben Vorhaben wiederverwenden 

zu können. 

Dazu gehören ferner die Festlegung zur Anwendung des Single-Audit-Prinzips 

auch bei der in der Gemeinsamen Agrarpolitik relevanten geteilten Mittelver-

waltung und die vorgesehenen Erleichterungen beim Nachweis "aktiver 

Landwirt". 

Die Vereinfachungen dürfen aber nicht dazu führen, dass die ordnungsgemäße 

Mittelbewirtschaftung gefährdet wird. 

3. Gegen den Verordnungsvorschlag bestehen auch darüber hinaus erhebliche 

Bedenken. Problematisch ist aus Sicht des Bundesrates, dass die Vielzahl der 

Änderungen des geltenden Rechts dem umfassenden Ziel der Vereinfachung 

und Erhöhung der Flexibilität kaum gerecht wird. Unabhängig von dem 

konkreten Sachverhalt wird die Vielzahl der Änderungen zum jetzigen Zeit-

punkt die gerade angelaufene Umsetzung der Programme eher hemmen und 

die Komplexität der Rechtsmaterie erhöhen. Es ist sinnvoller, in Anbetracht 

der begrenzten Ressourcen, sich auf die Vorbereitung der neuen Förderperiode 

nach 2020 zu konzentrieren. 

4. Die Einführung des Rückgriffs auf eine Experteneinschätzung wird für eine 

geeignete Methode zur Bestimmung der Pauschalbeträge, Kosten je Einheit 

oder Pauschalfinanzierung gehalten. Um Missbrauch auszuschließen, bedarf 

es jedoch weiterer Konkretisierungen, wer diese Experteneinschätzung vor-

nehmen darf, insbesondere welche Qualifikationen Sachverständige mit-

bringen müssen. 

5. Die geplante Ausweitung der freihändigen Gewährung von Finanzhilfen auf 

Einrichtungen mit Monopolstellung oder bestimmte Direktempfänger sollte 

nicht erfolgen. Der Bundesrat begrüßt, dass mit der Vorlage einer nach-

prüfbaren Projektplanung ex post eine Erfolgskontrolle und damit die Prüfung 

der ordnungsgemäßen Verwendung öffentlicher Mittel und deren Wirksamkeit 

ermöglicht wird. 
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Zur Anwendung eines einheitlichen Regelwerks bei Kombinationen verschiedener 

Maßnahmen oder Instrumente 

6. Der Bundesrat begrüßt zudem den Ansatz der Kommission, bei hybriden 

Maßnahmen oder bei Kombinationen verschiedener Maßnahmen oder In-

strumente ein einheitliches Regelwerk anzuwenden. 

Die Vereinfachung der indirekten Mittelverwaltung durch Festlegung eines 

einheitlichen Regelungsrahmens bei der Kombination von verschiedenen 

Maßnahmen oder Instrumenten wird deswegen begrüßt, weil sie den Ver-

waltungsaufwand reduziert. Dies gilt auch für die Beschränkung der Prüfung, 

ob eine staatliche Beihilfe vorliegt, auf eine Kohärenzprüfung, wenn Mittel 

der Europäischen Struktur- und Investitionsfonds (ESI) mit EU-Finanz-

instrumenten kombiniert werden. 

Dieser Grundsatz sollte - über die partiellen Ansätze im Verordnungsvor-

schlag hinaus - so umfassend wie möglich umgesetzt werden. Dies kann im 

Rahmen des Programms "Von der Bevölkerung betriebene lokale Ent-

wicklung" (Community-Led local Development, CLLD) auch mit einer 

Stärkung des federführenden Fonds-Ansatzes einhergehen. 

7. Die vereinfachte Kombination von ESI- und EFSI-Fondsmitteln wird im 

Einzelfall für sinnvoll gehalten. In der Praxis dürfte es aber schwierig werden, 

passende Projekte zu finden. Es wird daher eher eine Parallelität geben als 

eine echte Kombination. 

Zu den Finanzierungsinstrumenten 

8. Der Bundesrat sieht mit Sorge die immer weitere Ausweitung von Even-

tualverbindlichkeiten für den EU-Haushalt. Die damit verbundenen nicht 

abschätzbaren Kosten für den EU-Haushalt bergen ein erhebliches finanzielles 

Risiko. Er spricht sich daher auch gegen die Einrichtung von Eventual-

verbindlichkeiten als eigenständigem Instrument in der Haushaltsordnung aus. 

Für Finanzierungsinstrumente muss es bei dem bisherigen Grundsatz bleiben, 

dass keine Eventualverbindlichkeiten für den Haushalt entstehen dürfen. Eine 

Einbeziehung der Finanzierungsinstrumente in den geplanten gemeinsamen 

Dotierungsfonds wird daher ebenfalls kritisch gesehen. 
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Zur flexibleren Haushaltsverwaltung 

9. Die geplante Ausweitung der EU-Treuhandfonds auf interne Politikbereiche 

wird wegen der damit verbundenen Verlagerung der Mittelverwaltung außer-

halb des Haushaltsplans abgelehnt. 

10. Der Bundesrat erkennt an, dass es bei Bedarf möglich sein muss, kurzfristig 

Mittel für aktuelle politische Herausforderungen im EU-Haushalt bereit-

zustellen. Insbesondere ist auch für ausreichende finanzielle Spielräume für 

außergewöhnliche Krisenereignisse zu sorgen. Bei der Übertragung nicht 

mehr gebundener Mittel sollte die Möglichkeit bestehen, Einschränkungen 

unter der Maßgabe der Zustimmung des Rates aufzuheben. Eine automatische, 

mit frei werdenden Mitteln gespeiste Krisenreserve wird abgelehnt. 

11. Die vorgesehene Regelung zur Zulassung von Sponsoring der EU-Organe und 

Einrichtungen wird kritisch gesehen. Es wird die Gefahr gesehen, dass sich 

dadurch die Einflussnahme durch Lobbyvertretungen erhöht. Der damit 

verbundene potentielle Ansehensverlust der EU in der Öffentlichkeit dürfte 

schädlicher sein als der Nutzen durch die damit bezweckte finanzielle Ent-

lastung des Haushaltes. 

Finanzinstrumente 

12. Der Bundesrat ist der Ansicht, dass zusätzliche Anforderungen an die Finanz-

instrumente zur Bekämpfung von Steuervermeidungsmechanismen vermieden 

werden sollten. Für regionale Finanzinstrumente mit Finanzprodukten, die 

zum Teil sogar unterhalb der Meldeschwellen der Geldwäscheregelungen 

liegen, erscheinen diese Anforderungen als unverhältnismäßig. Zudem ist 

bereits bei der jetzigen Verordnung unklar, wie die Anforderungen zur 

Prävention der Geldwäsche sowie zur Bekämpfung des Terrorismus und der 

Steuerhinterziehung bei der Umsetzung der Finanzinstrumente zu überprüfen 

sind. Der Bundesrat lehnt die zusätzlichen Anforderungen zur Bekämpfung 

von Steuervermeidungsmechanismen daher ab. 

13. In der Ex-ante-Evaluierung der Finanzinstrumente soll gemäß des 

Kommissionsvorschlags nicht nur die Notwendigkeit einer bevorzugten Be-

handlung privater Investoren, sondern auch der Umfang eines solchen Vorteils 
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bestimmt werden. Der Bundesrat sieht den zweiten Aspekt kritisch. Die 

konkrete Chancen-Risiken-Verteilung zwischen privaten und öffentlichen 

Investoren kann nur das Ergebnis der Verhandlungen der am Finanzinstrument 

beteiligten Partner sein und sich nicht an einem Wert orientieren, der im 

Rahmen einer allgemeinen Marktanalyse ermittelt wurde. Diese kann allen-

falls eine grobe Einschätzung der Bereitschaft und Leistungsfähigkeit privater 

Investoren für die Mitwirkung an solchen Vorhaben geben. 

14. Der Bundesrat begrüßt ausdrücklich die geschaffene Möglichkeit, Verluste 

beim Nennbetrag der ESI-Fonds aufgrund von Negativzinsen wiederver-

wenden zu dürfen. Er weist jedoch darauf hin, dass die Berücksichtigung von 

Negativzinsen unabhängig von einem aktiven Fondsmanagement möglich sein 

sollte. 

Verpflichtende Anwendung von vereinfachten Kostenoptionen (Pauschalen) 

15. Der Bundesrat stimmt mit der Kommission überein, dass mit Pauschalen 

deutliche Vereinfachungen für die Begünstigten der EFRE- und ESF-Mittel zu 

erreichen sind. Er lehnt allerdings die Einführung verpflichtender Pauschalen 

für EFRE-Förderungen bis 100 000 Euro in der laufenden Förderperiode 2014 

bis 2020 ab. Dasselbe gilt für die vorgesehene Ausweitung der verpflichtenden 

Pauschalen für ESF-Förderungen von bisher 50 000 Euro auf 100 000 Euro 

sowie auf "De-minimis"-Beihilfen. Der Bundesrat stellt fest, dass die 

Einführung beziehungsweise Ausweitung verpflichtender Pauschalen 

umfassende Vorbereitungsarbeiten, Datenanalysen und Abstimmungen mit 

Richtlinienverantwortlichen beziehungsweise Bewilligungsstellen erfordert. 

Dies gilt auch für die in der vorgeschlagenen Verordnung teilweise neu 

eingeführten Pauschalsätze, da sie als Maximalwerte ("bis zu") definiert sind 

und auf der Grundlage von Datenanalysen herzuleiten sein werden. Um 

Verzögerungen zu vermeiden, muss mit der Vorbereitung in den Ländern 

begonnen werden, ohne dass bekannt ist, welche Regelungen in den ebenfalls 

vorgesehenen delegierten Rechtsakten und Leitlinien getroffen werden sollen. 

Dies führt zu Fehlerrisiken. Es ist ein Einbruch im Mittelabfluss nach 

Fertigstellung der Halbzeitbewertung zum 31. Dezember 2018 zu erwarten. 
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16. Hilfsweise sollte der gemäß Artikel 265 Ziffer 60 des Verordnungsvorschlags 

geplante Übergangszeitraum von sechs Monaten für die Anwendung der 

Kostenpauschalen nach Artikel 67 Absatz 2a Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 

auf die gesamte Förderperiode ausgeweitet werden. 

17. Gemäß Artikel 265 Ziffer 26 Buchstabe c Doppelbuchstabe ii des Verord-

nungsvorschlags soll in Artikel 67 Absatz 5 Unterabsatz 4 Verordnung (EU) 

Nr. 1303/2013 eine zusätzliche Ermächtigungsgrundlage für delegierte 

Rechtsakte der Kommission geschaffen werden. Der Bundesrat ist aber der 

Auffassung, dass der Erlass weiterer delegierter Rechtsakte während der 

laufenden Förderperiode zu einer weiteren Aufblähung des bereits bestehen-

den umfassenden Regelwerks führt. 

Er bittet die Bundesregierung daher, sich in den weiteren Verhandlungen auf 

EU-Ebene für eine Streichung der Ermächtigungsgrundlage gemäß Ar-

tikel 265 Ziffer 26 Buchstabe c Doppelbuchstabe ii des Verordnungsvor-

schlags einzusetzen.

18. Der Bundesrat geht davon aus, dass der für Personalkosten neu vorgesehene 

Pauschalsatz von bis zu 20 Prozent der direkten Kosten verwendet werden 

darf, ohne dass der Mitgliedstaat eine Berechnung des anzuwendenden Satzes 

anstellen muss. Eine solche Formulierung ist für die Parallelregelungen bereits 

enthalten. Er bittet insoweit um Klarstellung. Die Klarstellung gewährleistet, 

dass der neue Pauschalsatz zur Vereinfachung beiträgt. 

19. Der Bundesrat sieht ferner den Kompromissvorschlag der Präsidentschaft der 

Ratsarbeitsgruppe Strukturmaßnahmen kritisch, der die Verwaltungsbehörden 

von den Pflichtpauschalen befreit, wenn die Anwendung zu einem unver-

hältnismäßigen Aufwand führt und dies zuvor von der Kommission 

notifiziertworden ist. Der Vorschlag ist abzulehnen, da die Notifizierung den 

Verwaltungsaufwand weiter erhöht und gleichzeitig zu Rechtsunsicherheiten 

und Zeitverzögerungen führt. Der Vorschlag lässt ferner außer Acht, dass 

nicht alle Vorhaben fachlich für die Pauschalierung geeignet sind. 
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Zur Ergebnisorientierung und gestrafften Berichterstattung 

20. Die Stärkung der Ergebnisorientierung durch die Einführung von Leistungs-

indikatoren, Pauschalbeträgen und -finanzierungen in der Mittelverwaltung ist 

im Grundsatz zu begrüßen. Eine verpflichtende Einführung von Pauschalen 

wird abgelehnt. Diese neuen Kostenerstattungsarten als zusätzliche Alternative 

zur bisherigen Kostenerstattung für bestimmte Bereiche einzuführen wird als 

der richtige Weg angesehen. Dabei muss aber gewährleistet werden, dass 

gerade in Verbindung mit der Leistung von Pauschalbeiträgen und im Lichte 

der geplanten Abschaffung des Gewinnverbotes keine Überkompensation der 

tatsächlichen Kosten erfolgt. Außerdem muss die Darstellung und Über-

prüfung der Ergebniserreichung mit angemessenem Aufwand möglich sein. 

Ansonsten dürfte das Instrument wegen zu hoher Verwaltungskosten poten-

tielle Empfänger abschrecken, EU-Programme und -Gelder in Anspruch zu 

nehmen, und den Verwaltungsaufwand für die Verwaltungsbehörden unange-

messen erhöhen. 

Indikatoren im ESF 

21. Für die Outputindikatoren für Teilnehmende soll nunmehr statt des ver-

pflichtenden Monitorings ein Stichprobenverfahren zur Anwendung kommen. 

Es werden Daten Dritter erhoben, die nicht im Zusammenhang mit der 

eigentlichen ESF-Förderung stehen. Ferner sollen Teilnehmende erst nach 

Eintritt in die ESF-Maßnahme Angaben machen, zu denen sie vor Beginn der 

Maßnahme keine Einwilligung gegeben haben. Das Stichprobenverfahren ist 

zeit- und kostenaufwändig und muss unter Umständen mehrfach durchgeführt 

werden. Der notwendige Einführungsaufwand in die bestehenden IT-Systeme 

steht in keinem Verhältnis zum Mehrwert. Die fristgerechte Ermittlung und 

Übermittlung der Indikatoren ist risikobehaftet, da Angaben zu Indikatoren-

werten in einem vergleichsweise kleinen Zeitfenster bis zur Abgabe des 

jeweiligen Durchführungsberichts erfolgen müssen. Der Bundesrat sieht die 

Änderung zur Erhebung der ESF-Indikatoren zur Haushaltssituation von  

Teilnehmenden aus datenschutzrechtlichen Gründen kritisch und lehnt sie als 

nicht praktikabel und unverhältnismäßig ab. 
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22. Darüber hinaus ist er der Ansicht, dass die Erhebung der drei Outputindi-

katoren zur Haushaltssituation von Teilnehmenden aus der ESF-Verordnung 

gestrichen werden sollte. 

Zu einzelnen Vorschriften 

23. Die Kommission hat sich die Vereinfachung und den Bürokratieabbau in den 

ESI-Fond zum Ziel gesetzt. Der intendierten Vereinfachung der ESI-Fonds 

wird der Vorschlag jedoch nicht in allen Punkten gerecht. Im Einzelnen sieht 

der Bundesrat folgenden Änderungsbedarf: 

24. Mit der geplanten Ergänzung von Artikel 16 der ESI-Verordnung sollen 

zusätzliche Änderungs- und Genehmigungspflichten für die Partnerschaftsver-

einbarung eingeführt werden. Diese Ergänzung würde zu höherem Verwal-

tungsaufwand führen und ist als zusätzliche bürokratische Hürde abzulehnen. 

25. Das oben genannte Ziel soll insbesondere auch durch die effizientere Nutzung 

von Finanzierungsinstrumenten erreicht werden. Echte Vereinfachungen in der 

Abwicklung der Finanzinstrumente, wie sie auch durch die hochrangige 

Gruppe unabhängiger Sachverständiger zur Überwachung der Vereinfachung 

des Verwaltungsaufwands für die Begünstigten der ESI gefordert wurden, sind 

im aktuellen Verordnungsvorschlag aber nicht enthalten. Die Bundesregierung 

wird daher gebeten, sich auf EU-Ebene dafür einzusetzen, dass der Verord-

nungsvorschlag um die folgenden Aspekte ergänzt wird. 

26. Die Ex-Ante-Bewertung sollte hinsichtlich der effizienteren Nutzung von 

Finanzierungsinstrumenten vereinfacht werden. Hierfür sollten Absätze 2 und 

3 des Artikels 37 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 durch eine Bestimmung 

ersetzt werden, die vorsieht, dass spätestens mit der Einzahlung in das Finan-

zierungsinstrument der Kommission ein Dokument zu übermitteln ist, aus 

welchem die Begründung für den instrumentellen Ansatz und die indikative 

Mittelausstattung hervorgehen. 
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27. Artikel 37 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 sollte dahingehend 

ergänzt werden, dass Finanzinstrumenten die Finanzierung von Unternehmen 

in Schwierigkeiten, abweichend vom grundsätzlichen Verbot in Artikel 3 Ab-

satz 3 Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 1301/2013, für den Fall erlaubt 

wird, dass das zu finanzierende Unternehmen erst nach einer bereits erfolgten 

ersten Unterstützung in Schwierigkeiten geraten ist und sich gleichzeitig alle 

privaten Investoren ebenfalls an einer erneuten Finanzierung des Unter-

nehmens beteiligen. 

28. Die Flexibilisierung der Tranchenvorgaben in Artikel 41 der Verordnung (EU) 

Nr. 1303/2013 sollte 50 Prozent je Tranche statt - wie derzeit vorgesehen - 25 

Prozent je Tranche betragen. 

29. Artikel 44 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 sollte dahingehend ergänzt 

werden, dass die möglichen Erträge des Finanzinstruments auch bei beihilfe-

frei ausgestalteten Finanzinstrumenten bereits während der Förderperiode an 

die Investoren des Finanzinstruments ausgeschüttet werden können. 

30. Artikel 9 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 480/2014 sollte dahingehend 

ergänzt werden, dass dort die bereits aufgrund der normalen Geschäftstätigkeit 

der Banken/Fonds anfallenden Prüfungen stärker berücksichtigt werden. 

31. Ergänzend zu den Vorschlägen der Kommission zu Artikel 61 der Verordnung 

(EU) Nr. 1303/2013 tritt der Bundesrat dafür ein, die Betriebskostenregelung 

in Artikel 61 Absatz 1 Unterabsatz 1 Satz 3 zu streichen. Dies würde zum 

einen erheblich zur Verwaltungsvereinfachung und Vermeidung von Rechts-

unsicherheiten beitragen. Zum anderen könnte somit ein Anreiz für 

ambitioniertere Energieeinspar- und CO2-Minderungsziele bei energetischen 

Sanierungen gesetzt werden. Die aktuelle Regelung läuft diesem Ziel der 

Strategie Europa 2020 entgegen. 

32. Insbesondere neue Verpflichtungen zur Anwendung bestimmter Regularien, 

wie zum Beispiel vereinfachte Kostenoptionen oder Finanzinstrumente sowie 

zusätzliche Änderungs- und Genehmigungspflichten für die Partnerschafts-

vereinbarung, widersprechen der angestrebten Flexibilisierung. Der Bundesrat 

bittet deshalb die Bundesregierung, sich bei den Beratungen des Vorschlags 
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dafür einzusetzen, dass die mit der Ergänzung zu Artikel 67 der Verordnung 

(EU) Nr. 1303/2013 verbundenen Regelungen zur verpflichtenden Anwen-

dung vereinfachter Kostenoptionen gestrichen werden. Außerdem sollte darauf 

hingewirkt werden, dass eine mögliche verpflichtende Anwendung oder 

entsprechende Mindestquoten zur Anwendung von Finanzinstrumenten für die 

ESI-Fonds vermieden werden. 

33. Die Erleichterungen bezüglich der Verwendung der ESI-Fonds für Ziele aus 

dem Bereich Migration/Flüchtlinge, insbesondere Artikel 264 Nummer 2 des 

vorliegenden Vorschlags zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1301/2013, 

werden begrüßt. Angesichts der bereits genehmigten operationellen Pro-

gramme (OP) hält es der Bundesrat für eine zeitnahe, von Programmände-

rungen unabhängige Hilfe darüber hinaus für sinnvoll, in der Verordnung 

(EU) Nr. 1303/2013 klarzustellen, dass die Förderung von Migranten/Flücht-

lingen immer ein zulässiges Nebenziel darstellen kann. Dies ermöglicht bei-

spielsweise, dass Förderpräferenzen und Auswahlkriterien ohne OP-Änderung 

rechtssicher und flexibel auf die Förderung von Migranten/Flüchtlingen hin 

angepasst werden können, solange die OP-Festlegungen - insbesondere die in 

den OP festgelegten Primärziele - gewahrt bleiben. 

34. Ausfluss des Gedankens einer unbürokratischen Abwicklung der Struktur-

fondsprogramme ist auch die Regelung einer Bagatellgrenze bei wiederein-

zuziehenden Beträgen. Die bestehende Bagatellgrenze in Höhe von 250 Euro 

soll gemäß Artikel 265 Ziffer 48 des Verordnungsvorschlags nun jeweils auf 

ein Geschäftsjahr bezogen werden. Dies würde aber nach Auffassung des 

Bundesrates zusätzlichen Verwaltungsaufwand verursachen, weil jeweils 

erfasst werden müsste, in welcher Höhe auf eine Wiedereinziehung verzichtet 

wurde; die einzelnen Beträge pro Geschäftsjahr wären dann aufzuaddieren. 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung daher, in den weiteren Verhand-

lungen auf eine Streichung der Koppelung der Bagatellgrenze an das 

Geschäftsjahr gemäß Artikel 265 Ziffer 48 Buchstabe b des Verordnungs-

vorschlags zu dringen. 

35. Die Schaffung von zusätzlichen Prüfungspflichten, wie in Artikel 265 

Ziffer 50 Buchstabe a des Verordnungsvorschlags zu Artikel 125 Absatz 4 

Verordnung (EU) 1303/2013 vorgesehen, steht dem Ziel der Vereinfachung 

und des Bürokratieabbaus in den ESI-Fonds entgegen. 
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Der Bundesrat bittet die Bundesregierung daher, sich in den weiteren Ver-

handlungen für eine Streichung zusätzlicher Prüfungspflichten der Ver-

waltungsbehörden gemäß Artikel 265 Ziffer 50 des Verordnungsvorschlags 

einzusetzen. 

36. Gleichfalls im Widerspruch zur geplanten einfacheren und kohärenteren 

Gestaltung der Finanzvorschriften stehen die weiteren Ermächtigungen für 

delegierte Rechtsakte. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, sich daher 

für eine möglichst weitgehende Reduzierung der Ermächtigungen einzusetzen. 

Er hält insbesondere den vorgeschlagenen Verweis in Artikel 268 Nummer 5 

(Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013) auf eine Leitlinie für 

grundsätzlich bedenklich und unterstützt die ablehnende Haltung der 

Bundesregierung. Durch den Verweis würde die "Leitlinie zur Festsetzung 

von Finanzkorrekturen, die bei Verstößen gegen die Vorschriften für die 

Vergabe öffentlicher Aufträge auf von der EU im Rahmen der geteilten 

Mittelverwaltung finanzierte Ausgaben anzuwenden sind" im Basisrechtsakt 

verankert und quasi Gesetzescharakter erlangen. 

37. Der Bundesrat betont mit Blick auf die Vereinfachungsvorschläge in Arti-

kel 269 des Verordnungsvorschlags zur Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 

(Direktzahlungen) seine Stellungnahme vom 25. November 2016 (BR-

Drucksache 533/16 (Beschluss)) hinsichtlich den Vorschlägen zum "aktiven 

Landwirt" und zu Cross-Compliance sowie zu der Herausnahme von Frucht-

folgen verschiedener Futterpflanzen und Brachen von der Dauergrünland-

entstehung. Er unterstützt insbesondere die Vorschläge der Bundesregierung 

zur weiteren Vermeidung negativer Anreize für ökologisch unerwünschte 

Umwandlungen von Dauergrünland. 

38. Der Bundesrat hält die Vorschläge zur Anpassung der Junglandwirteförderung 

in Artikel 269 Nummer 4 und 5 für zu weitreichend und bittet die Bundes-

regierung, für eine fakultative Ausgestaltung einzutreten, um den Mitglied-

staaten die bisherige Regelung weiterhin zu ermöglichen. 

39. Er schlägt als einen Beitrag zur Reduzierung bürokratischer Lasten zudem vor, 

die in der Praxis bewährte "Kleinerzeugerregelung" für mehr Betriebe zu 

öffnen, indem die Obergrenze in Artikel 63 der Direktzahlungenverordnung 

angemessen erhöht wird. 
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40. Aus Sicht des Bundesrates ist der von der Kommission vorgeschlagene 

Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung von Prüfungen, Bewertungen oder 

Genehmigungen ausdrücklich zu begrüßen. Ergänzend hierzu sollten nach 

seiner Ansicht in den sektorspezifischen Verordnungen für die ESI-Fonds 

Bestimmungen zur angemessenen Festlegung der Prüftiefe der Auditoren der 

Kommission und der Prüfbehörden getroffen werden, die einen Single-Audit-

Ansatz und eine deutliche Verringerung des Verwaltungsaufwandes ermög-

lichen. Die Bundesregierung wird daher gebeten, sich auf EU-Ebene dafür 

einzusetzen, dass der Verordnungsvorschlag wie folgt ergänzt wird: 

- Ergänzung von Artikel 75 Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 durch die 

Aufnahme einer Regelung, die die Kommission bei der Prüfung der Über-

einstimmung von Förderungen und Fördersystemen mit dieser Verordnung 

sowie sonstigen Rechtsvorschriften auf eine Plausibilitätskontrolle be-

schränkt und die Mitgliedstaaten verpflichtet, die Rechtsvorschriften nach 

anerkannten Methoden auszulegen, wobei sie an Recht und Gesetz 

gebunden sind. 

- Ergänzung von Artikel 125 Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 durch eine 

Vorschrift, die die Bindung der Verwaltungsbehörde an Recht und Gesetz 

vorsieht, die Verantwortlichkeit der Verwaltungsbehörde für die Recht-

mäßigkeit der Umsetzung der OP festschreibt und ihr das Recht zugesteht, 

eine Auslegungsprärogative festzulegen, wobei sie sich anerkannter 

Auslegungsmethoden bedient. 

- Ergänzung von Artikel 127 Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 um eine 

Regelung, wonach die Prüfbehörde an die Auslegungsprärogative der 

Verwaltungsbehörde bei der Prüfung der Rechtmäßigkeit gebunden ist. 

Direktzuleitung an die Kommission 

41. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission. 
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Beschluss 
des Bundesrates 

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und 
den Rat: Halbzeitüberprüfung/Halbzeitrevision des mehrjährigen 
Finanzrahmens 2014 bis 2020 - Ergebnisorientierter EU-Haushalt 

COM(2016) 603 final 

Der Bundesrat hat in seiner 952. Sitzung am 16. Dezember 2016 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

Strategische Ausrichtung 

1.  Der Bundesrat betont die Bedeutung eines effizienten, ergebnisorientierten 

und am europäischen Mehrwert orientierten EU-Haushalts. Er fordert vor 

diesem Hintergrund, den mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) auch nach 2020 

weiterhin an politischen Langfriststrategien und den damit verbundenen 

europäischen Zielsetzungen auszurichten. Dabei gilt es, auch den regionalen 

Strategien, zum Beispiel im Bereich der Europäischen Struktur- und 

Investitionsfonds (ESIF), genügend Raum zu gestatten und hierfür eine 

entsprechende Mittelausstattung vorzusehen. 

Dabei muss den Mitgliedstaaten und ihren Gliederungen ausreichend de-

zentraler Gestaltungsspielraum gewährt werden, um auf dem für sie jeweils 

effektivsten Weg einen Beitrag zur Erreichung eines europäischen Mehrwerts 

im Sinne gemeinsamer europäischer Werte und Ziele leisten zu können. 

2. In diesem Zusammenhang kommt der Kohäsionspolitik als wichtigster In-

vestitionspolitik der EU eine besondere Bedeutung zu. Um deren Wirksamkeit 

wieder zu steigern, ist eine konsequente Vereinfachung erforderlich. Der 

Bundesrat beobachtet zudem mit Sorge die Tendenz der Kommission, zentral 
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verwalteten Instrumenten Vorrang gegenüber den Instrumenten der geteilten 

Mittelverwaltung einzuräumen. 

3. Gleichzeitig gilt es, den wachsenden Herausforderungen zur Sicherung der 

Lebensfähigkeit, Dynamik und Integrationsfähigkeit ländlicher Räume, der 

Gewährleistung einer sicheren und nachhaltigen Versorgung mit hochwertigen 

Nahrungsmitteln und Rohstoffen, der Sicherung der natürlichen Ressourcen, 

der Bewältigung des Klimawandels, dem Umwelt- und Tierschutz sowie der 

Erhaltung der vielfältigen Natur- und Kulturlandschaften europaweit ange-

messen Rechnung zu tragen. 

Haushaltsobergrenze 

4. Vor dem Hintergrund der in der Kommissionsmitteilung zur Halbzeit-

bewertung des MFR enthaltenen Vorschläge zur Flexibilisierung und im 

Hinblick auf die ungewissen Folgen des angekündigten Austritts des 

Vereinigten Königreichs aus der EU hält der Bundesrat eine Diskussion über 

eine Erhöhung der Ausgabenobergrenzen derzeit nicht für zielführend. Er 

weist darauf hin, dass er keinen fiskalischen Spielraum für eine Steigerung der 

Haushaltsobergrenzen im Rahmen der Überprüfung des MFR sieht. 

5. Strikte Haushaltsdisziplin sollte auch in Zukunft gewahrt werden. Zusätzliche 

Ausgaben sollten vorrangig durch Umschichtungen der Mittel finanziert 

werden. 

Reform der Eigenmittel 

6. Der Bundesrat unterstützt die Forderung nach einer Reform der EU-Eigen-

mittel. 

Er unterstützt die Forderung nach Abschaffung der Mehrwertsteuer-Eigen-

mittel, insbesondere weil diese die wirtschaftlichen Gegebenheiten in den 

Mitgliedstaaten nicht sachgerecht abbilden sowie in der Berechnung komplex 

und verwaltungsintensiv sind. 
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7. Die Bruttonationaleinkommen (BNE)-Eigenmittel bilden die wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit der Mitgliedstaaten zuverlässig ab, das heißt: Sie sind 

einfach und gerecht, sie können flexibel an den finanziellen Bedarf der EU 

angepasst werden und sind ohne großen Verwaltungsaufwand festzusetzen. 

Sie stellen somit eine stabile Finanzierung des EU-Haushalts sicher. 

8. Zudem befürwortet der Bundesrat - insbesondere wegen des anstehenden 

Wegfalls des Britenrabatts - eine Prüfung der Abschaffung aller bisherigen 

mitgliedstaatsbezogenen Rabatte. Er fordert an ihrer Stelle einen allgemeinen 

Korrekturmechanismus, der allen durch ihre Nettobeiträge außergewöhnlich 

hoch belasteten Mitgliedstaaten zugutekommt und Sonderregelungen zu 

Gunsten einzelner Mitgliedstaaten überflüssig macht. 

Laufzeit des MFR der EU-Förderprogramme 

9. Der Bundesrat betont die Notwendigkeit einer möglichst hohen Planungs-

sicherheit und befürwortet deshalb, die siebenjährige Laufzeit auch nach 2020 

beizubehalten. Die Kongruenz von MFR und den Laufzeiten der EU-Förder-

programme sollte zur Absicherung der Programmfinanzierung in jedem Fall 

erhalten bleiben. 

Zugleich weist er darauf hin, dass mit der Halbzeitüberprüfung des MFR eine 

Möglichkeit für gegebenenfalls erforderliche Anpassungen des MFR an 

wirtschaftliche und politische Entwicklungen innerhalb des Zeitrahmens und 

für die längerfristigen Weichenstellungen für die nächste Finanzperiode 

geschaffen worden ist. 

Flexibilität 

10. Der Bundesrat hält die vorhandenen Spielräume für Flexibilität im laufenden 

MFR grundsätzlich für sinnvoll. Bei Bedarf muss es möglich sein, kurzfristig 

Mittel für aktuelle politische Herausforderungen innerhalb des MFR 

bereitzustellen. Er befürwortet deshalb, im Rahmen des MFR zukünftig eine 

bestmögliche Ausschöpfung der Gesamtobergrenzen zuzulassen. 



Drucksache 521/16 (Beschluss) - 4 - 

11. Insbesondere ist auch für ausreichende finanzielle Spielräume für außer-

gewöhnliche Krisenereignisse zu sorgen. 

12. Der Bundesrat weist zudem nachdrücklich darauf hin, dass vor allem 

mehrjährige EU-Förderprogramme Planungssicherheit und Verlässlichkeit 

benötigen, um ihre Ziele zu erreichen. Größere Flexibilität im MFR darf daher 

nicht dazu führen, dass Umschichtungen oder neue politische Initiativen auf 

Kosten bereits genehmigter Programme finanziert werden. 

Finanzinstrumente 

13. Der Bundesrat ist der Auffassung, dass Finanzinstrumente sinnvoll sein und 

eine Alternative oder Ergänzung zu Zuschüssen darstellen können. Dies gilt 

jedoch nicht für alle Politikbereiche und Regionen gleichermaßen. Zudem 

hängt die Wirksamkeit von Finanzinstrumenten maßgeblich von den 

makroökonomischen Rahmenbedingungen ab, die sich in den europäischen 

Regionen derzeit höchst unterschiedlich darstellen. 

14. Der Einsatz von Finanzinstrumenten sollte nicht grundsätzlich bevorzugt 

werden, sondern nur dort erfolgen, wo es vor Ort für sinnvoll oder notwendig 

erachtet wird. 

Die Kommission hat in der Vorbereitung der Förderperiode 2014 bis 2020 die 

Anforderungen an den Einsatz von Finanzinstrumenten deutlich erschwert. 

Auch hier gilt es, die Wirksamkeit und Attraktivität der Finanzinstrumente 

durch eine konsequente Vereinfachung zu erhöhen. 

Der Bundesrat lehnt eine etwaige Verpflichtung zur weiteren Erhöhung des 

Anteils der Finanzinstrumente in der kommenden Förderperiode ab. Für die 

ESI-Fonds wird die generelle Festlegung eines Mindestumfangs für Finanzie-

rungsinstrumente abgelehnt. 
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Verknüpfung des EU-Haushalts mit der wirtschaftspolitischen Koordinierung im 

Rahmen des Europäischen Semesters 

15. Der Bundesrat erkennt an, dass es unter bestimmten Bedingungen und hier 

insbesondere unter strikter Beachtung der Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten 

sachgerecht sein kann, notwendige Strukturreformen auch über eine stärkere 

Verknüpfung des Europäischen Semesters mit den ESIF zu unterstützen.  

Er erinnert aber daran, dass die jährlich an die Mitgliedstaaten gerichteten 

sogenannten länderspezifischen Empfehlungen mit dem Ansatz der mittel- und 

langfristigen Programmplanung für die ESIF inhaltlich und verfahrensmäßig 

schwer zu vereinbaren sind. 

Der Bundesrat weist ferner darauf hin, dass die Umsetzung der länder-

spezifischen Empfehlungen nur dann durch die ESIF unterstützt werden kann, 

wenn ein sachlicher Zusammenhang mit den Inhalten der ESIF-Programme 

besteht. Im Übrigen sind für die Umsetzung der ESIF oft Regionen (in 

Deutschland: Länder) zuständig, während die länderspezifischen Emp-

fehlungen an die Mitgliedstaaten gerichtet sind.  

Makroökonomische Konditionalitäten als Fördervoraussetzung lehnt der 

Bundesrat daher weiterhin ab (vergleiche BR-Drucksache 399/11 (Beschluss) 

und BR-Drucksache 629/11 (Beschluss)). 

Gemeinsame Agrarpolitik nach 2020

16. Der Bundesrat weist mit Nachdruck darauf hin, dass die Gemeinsame Agrar-

politik (GAP) auch nach 2020 integraler Bestandteil des europäischen Projekts 

bleiben muss, um die aktuellen Herausforderungen, wie Ernährungssicherheit, 

Klimawandel, Tier-, Umwelt- und Ressourcenschutz, Biodiversität, Vitalität 

ländlicher Räume, demografischer Wandel sowie die Gewährleistung dauer-

hafter Lebensperspektiven für junge Menschen und Familien auf dem Lande, 

meistern zu können. Als unverzichtbarer Pfeiler für Stabilität und Solidarität 

leistet sie wichtige Beiträge zu Beschäftigung und Wachstum im Rahmen der 

Strategie Europa 2020 und steht zugleich vor neuen und komplexen 

gesellschaftlichen Herausforderungen. 
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17. Eine starke und finanziell gut ausgestattete GAP muss es ermöglichen, die von 

wettbewerbsfähigen bäuerlichen Betrieben geprägte, flächendeckende und 

nachhaltige Landwirtschaft als Rückgrat ländlicher Räume zu erhalten. 

Zugleich muss sie in der Lage sein, auf globale, europäische und nationale 

Herausforderungen unbürokratischer zu reagieren und so ihre öffentliche 

Akzeptanz aktiv zu erhalten. Sie muss landwirtschaftliche Betriebe befähigen, 

wachsende gesellschaftliche Ansprüche an Nachhaltigkeit, Tierwohl, 

Qualitätsproduktion, Umweltschutz und Innovation noch besser erfüllen zu 

können. 

18. Der Bundesrat weist darauf hin, dass sich die letzte Greening-Reform aktuell 

im Beginn der Umsetzungsphase befindet und die Ergebnisse der Evaluierung 

abzuwarten sind, bevor neue grundlegende Reformen diskutiert werden. Um 

die Maßnahmen effizienter zu gestalten, ist das Hauptaugenmerk auf eine kon-

sequente Vereinfachung zu legen. 

Umwelt-, Natur- und Klimaschutz 

19. Der Bundesrat begrüßt, dass die EU ihren internationalen Verpflichtungen im 

Bereich Klimaschutz und Biodiversität gerecht werden und eine Vorreiterrolle 

übernehmen will. 

Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovation sowie Connecting- Europe-

Fazilität 

20. Der Bundesrat stimmt mit der positiven Bewertung des Programms "Horizont 

2020" und der "Connecting-Europe-Fazilität" (CEF) durch die Kommission 

überein. 

21. Die europäische Förderung im Bereich der Forschung, Entwicklung und 

Innovation (F&E&l) leistet einen wesentlichen Beitrag zur nachhaltigen 

Gewährleistung von Wachstum und Beschäftigung. Der Bundesrat betont 

daher die Notwendigkeit, die wettbewerblichen Rahmenprogramme für 

F&E&l auch künftig in angemessener Höhe finanziell zu untersetzen, die 

Fördermittel weiterhin nach den Kriterien Exzellenz, Wirkung sowie Qualität 

und Effizienz der Durchführung zu vergeben, die Finanzierungsregeln einfach, 
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Entscheidungsverfahren schnell und Berichterstattungspflichten überschaubar 

zu gestalten und die F&E&I-Förderung vor finanziellen Eingriffen zugunsten 

anderer Ausgabenposten besser zu schützen. 

22. Letzteres gilt für auch für die CEF, die sich als ein zielgerichtetes In-

vestitionsprogramm für wichtige Infrastrukturen erwiesen hat, das erfolgreich 

einen Beitrag zum Lückenschluss in den europäischen Verkehrs- und 

Energietrassen und digitalen Netzen leistet und mit großem europäischen 

Mehrwert zur territorialen Kohäsion beiträgt. 

Rolle der Kohäsionspolitik 

23. Der Bundesrat spricht sich entschieden dafür aus, der Kohäsionspolitik auch 

nach 2020 ihre hervorgehobene Rolle im MFR zu sichern: Die 

Kohäsionspolitik ist unverzichtbar, um die Entwicklungsunterschiede 

zwischen den europäischen Regionen zu verringern und den wirtschaftlichen, 

sozialen und territorialen Zusammenhalt zu festigen. 

24. Die ESIF sind ein unentbehrliches Instrument, um Innovation, Wirtschaft, 

Beschäftigung, Stadtentwicklung, Umwelt- und Klimaschutz zu fördern und 

die Entwicklung der ländlichen Räume zu stärken. 

Sie leisten einen wesentlichen Beitrag zur Stärkung des Binnenmarktes und 

unterstützen eine an langfristigen strategischen Zielen orientierte Politik des 

intelligenten, integrativen und nachhaltigen Wachstums. So sind sie nicht nur 

Ausdruck gelebter europäischer Solidarität, sondern auch Ausdruck eines 

europäischen Gesamtinteresses an einer möglichst harmonischen Entwicklung, 

die keine Region zurücklässt. 

25. Der Bundesrat sieht vor diesem Hintergrund die besondere Bedeutung der 

Kohäsionspolitik darin, dass sie strategische Vorgaben zur Bewältigung 

drängender Herausforderungen auf europäischer und globaler Ebene mit 

langfristigen Entwicklungsstrategien auf regionaler Ebene verbindet. Die 

Umsetzung dieser Politiken vor Ort kann deren Wirksamkeit verstärken und 

durch die größere Bürgernähe zu einer stärkeren Identifizierung mit den 

europäischen Politiken und Projekten beitragen. Hierin liegt der oft 

unterschätzte europäische Mehrwert dieser Politik. 
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26. Auch in Zukunft sollte die nachhaltige Stadtentwicklung durch Strategien mit 

integrierten Maßnahmen zur Bewältigung der besonderen Herausforderungen 

im urbanen Raum unterstützt werden. Dabei sollte auf den Ergebnissen der 

unter dem Dach der EU-Städteagenda gegründeten Partnerschaften aufgebaut 

werden. 

27. Der Bundesrat erinnert daran, dass die Kohäsionspolitik innerhalb 

Deutschlands in den vergangenen 25 Jahren einen wesentlichen Beitrag zur 

positiven wirtschaftlichen und sozialen gesamtdeutschen Entwicklung 

geleistet hat. 

Angemessene Finanzausstattung für alle Regionen 

28. Der Bundesrat fordert auch für die Zeit nach 2020 die Fortsetzung einer 

strategiebasierten, kohärenten, differenzierten und auf der Wirtschaftskraft 

basierenden Kohäsionspolitik für alle Regionen. Das regionale Bruttoinlands-

produkt, gemessen in Kaufkraftparität in Relation zum EU-Durchschnitt, hat 

sich als Indikator für die Gebietsabgrenzung bewährt und sollte beibehalten 

werden. Voraussetzung für eine glaubwürdige EU-weite Umsetzung dieser 

Politik ist eine angemessene Finanzzuweisung im künftigen MFR. 

Der Bundesrat bekräftigt in Übereinstimmung mit Artikel 174 AEUV, dass die 

Unterstützung der am wenigsten entwickelten Gebiete auch weiterhin den 

Schwerpunkt der Kohäsionspolitik bilden sollte, um mittel- und langfristig 

ihre strukturellen Defizite zu beseitigen. Die Strukturfonds sind dafür das 

richtige Instrument und unterstützen die oft nötigen Strukturreformen vor Ort. 

29. Aber auch die Übergangs- wie auch die weiter entwickelten Regionen stehen 

vor erheblichen strukturellen Herausforderungen (unter anderem aufgrund der 

Migration, des demografischen Wandels, der Digitalisierung, der Bewältigung 

des Klimawandels und der Dekarbonisierung). Gleichzeitig erfordern auch in 

diesen Regionen bestehende wirtschaftliche und soziale Probleme weiterhin 

Aufmerksamkeit und finanzielle Ressourcen. Zugleich müssen sie in ihrer 

Rolle als Lokomotiven der Innovation und Regionalentwicklung gestärkt 

werden. Die bereits erreichte Entwicklung in den Übergangsregionen muss 

gefestigt und weiter befördert werden, damit sie - wie die weiter entwickelten 

Regionen - ihre Zugkraft zugunsten weniger entwickelter Räume innerhalb der
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EU sowie im globalen Kontext dynamisch weiter entfalten können ("Stärken 

stärken"). 

Daher erachtet der Bundesrat den für die Übergangs- und die weiter ent-

wickelten Regionen zur Verfügung gestellten Anteil an den für die Ko-

häsionspolitik bereitgestellten Mittel für nicht ausreichend. Er sollte nach 2020 

angehoben werden. 

30. Der Bundesrat erachtet dabei den Einsatz der Kohäsionspolitik weiterhin in 

allen Regionen für notwendig, um den wirtschaftlichen, sozialen und 

territorialen Zusammenhalt zu festigen und den Beitrag zu einem intelligenten, 

integrativen und nachhaltigen Wachstum auszubauen; die Mittelzuweisung für 

die einzelnen Regionen muss auch künftig ihrer jeweiligen Wirtschafts- und 

Beschäftigungssituation Rechnung tragen. 

31. Bei einem EU-Austritt des Vereinigten Königreichs dürfen durch die damit 

einhergehenden statistischen Effekte die davon betroffenen Regionen nicht 

ohne angemessene Übergangsfristen schlechter gestellt werden, als es bei 

einem Verbleib des Vereinigten Königreichs in der EU der Fall wäre. Denn 

die sozioökonomische Situation der betroffenen Regionen wird dadurch nicht 

verändert. 

Planungssicherheit 

32. Der Bundesrat betont die Bedeutung von Planungssicherheit gerade im 

Bereich der Kohäsionspolitik und fordert, diese auch im Falle einer künftigen 

Flexibilisierung des EU-Haushalts zu wahren. Denn die Kohäsionspolitik zielt 

auf die strukturelle Stärkung aller Regionen und die Begünstigung von 

dynamischen und nachhaltigen Entwicklungsprozessen in der EU ab und ist 

zur Beförderung dieser Ziele auf verlässlich finanzierte, mittel- und langfristig 

wirkende Programme und Maßnahmen angewiesen. 

Verhältnis zwischen den ESIF und dem Europäischen Fonds für Strategische 

Investitionen (EFSI) 

33. Die Zielsetzungen des EFSI und der ESIF unterscheiden sich grundsätzlich. 

Während der EFSI ausschließlich auf die Ankurbelung von Investitionen setzt, 
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sind die ESIF auf langfristige, planvolle Regionalentwicklungsprozesse und 

die Begleitung von Strukturreformen mit den entsprechenden zielgerichteten 

Investitionen vor Ort ausgerichtet. Dementsprechend ist der EFSI regional 

nicht verankert und programmatisch kaum gesteuert. Er stellt daher keine 

Alternative zur Kohäsionspolitik dar. Ob die Kommissionsvorschläge eine 

bessere Komplementarität von ESIF und EFSI schaffen, bleibt abzuwarten. 

Der Bundesrat besteht darauf, dass EFSI und ESIF nicht in Konkurrenz 

gegeneinander in Stellung gebracht werden. 

34. Der Bundesrat weist darauf hin, dass es keineswegs gesichert ist, dass der 

EFSI die ihm gesetzten Ziele tatsächlich erreicht: Die Zusätzlichkeit der im 

Rahmen des EFSI geförderten Vorhaben erscheint nicht zweifelsfrei gesichert. 

Die weitgehende Abwesenheit einer programmatischen Steuerung zeigt sich 

auch an der unausgewogenen geographischen und sektoralen Verteilung der 

EFSI-geförderten Projekte. So gibt es Mitgliedstaaten, in denen es noch keine 

durch den EFSI geförderten Projekte gibt. Mitgliedstaaten, die noch unter den 

Folgen der Finanzkrise leiden, profitierten bislang nur in geringem Maße von 

dem Fonds, während in Deutschland der EFSI wegen des niedrigen 

Zinsniveaus kaum nachgefragt wird. 

35. Der Bundesrat lehnt daher Vorschläge für eine sofortige Aufstockung und 

Verlängerung des EFSI als voreilig ab. 

Partnerschaftliche Programmierung und Ergebnisorientierung 

36. Der Bundesrat spricht sich dafür aus, die EU-Kohäsionspolitik auch künftig 

auf einen strategisch-ergebnisorientierten Ansatz hin auszurichten. Kohäsions-

politik kann nur gelingen, wenn den Akteuren vor Ort das Vertrauen und die 

Flexibilität eingeräumt werden, die sie benötigen, um die im gemeinsamen 

Interesse liegenden Ziele zu verfolgen. Sie soll dadurch charakterisiert sein, 

dass sie im Rahmen des Subsidiaritätsprinzips die Autonomie der kleineren 

Einheiten respektiert und mittels Förderanreizen deren Initiative, Kreativität 

und Gemeinwohlorientierung ermutigt und stärkt. 
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37. Demgegenüber haben das derzeitige Ausmaß der Steuerungsinstrumente, die 

sich daraus ergebenden regulatorischen Erschwernisse und die mangelnde 

Rechts- und Planungssicherheit in der laufenden Förderperiode zu einer 

Überkomplexität geführt, die die Vereinbarkeit mit den Prinzipien der 

Subsidiarität und Partnerschaft gefährdet und sich auf das Erreichen der Ziele 

der Kohäsionspolitik zunehmend kontraproduktiv auswirkt. Insbesondere wird 

das innovative Potential der Strukturfonds gehemmt. Thematische Kon-

zentration und deren restriktive Durchsetzung im Rahmen der Verhandlungen 

zu den Programmen und Partnerschaftsvereinbarungen dürfen die Spielräume 

für in sich stimmige Programme der Regionen nicht verengen. 

Der Bundesrat regt daher an, die Programmierung für die neue Förderperiode 

als klar und schlüssig strukturierten, schlanken und partnerschaftlich 

ausgestalteten Prozess zwischen Kommission, Mitgliedstaaten und Regionen 

auszugestalten. Im Rahmen der europäischen strategischen Vorgaben sollte 

die Eigenverantwortung der Mitgliedstaaten und Regionen im Sinne des Sub-

sidiaritätsprinzips gestärkt werden. Am Ende dieses Verhandlungsprozesses 

sollten Programme stehen, die den Charakter von knappen strategischen 

Leitdokumenten tragen.  

Er spricht sich dafür aus, dass die Kommission die Umsetzung dieser Pro-

gramme künftig durch einen rein strategisch-partnerschaftlichen Dialog mit 

der Region begleitet. Dieser Dialog soll auch zur Vereinfachung der Pro-

grammumsetzung und Berichterstattung beitragen. Die Wirksamkeit der Pro-

gramme sollte vorrangig anhand der erzielten Ergebnisse beurteilt werden. 

Stärkung der Europäischen Territorialen Zusammenarbeit 

38. Mit Blick auf die vielfältigen Beziehungen zu ihren europäischen Partner- und 

Nachbarregionen spricht sich der Bundesrat für die Fortsetzung und weitere 

Stärkung einer effizienten und zielgerichteten Förderung der grenzüber-

schreitenden, transnationalen und interregionalen Kooperation im Rahmen des 

Ziels Europäische Territoriale Zusammenarbeit (ETZ/Interreg) aus. 

Der Bundesrat stellt fest, dass der europäische Mehrwert in diesem Förder-

bereich besonders sichtbar ist. Er resultiert aus der unmittelbaren Verwirk-

lichung integrationspolitischer Ziele und der Förderung eines guten nach-

barschaftlichen Miteinanders. 
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Die Zusammenarbeit von Projektpartnern unterschiedlicher europäischer 

Länder, der europaweit mögliche Austausch von Wissen sowie die 

gemeinsame Erarbeitung neuer Lösungen für die Optimierung öffentlicher und 

privater Verwaltungs- und Entwicklungsleistungen sind wichtige Bestandteile 

zur Vertiefung der Integration Europas und zur Stärkung des territorialen 

Zusammenhaltes. Daher müssen die europäischen Grenzregionen und die 

Zusammenarbeit in größeren Räumen mit ähnlichen Stärken und Heraus-

forderungen wie beispielsweise in den transnationalen Programmräumen 

sowie deren Synergieeffekte mit makroregionalen Strategien im Sinne eines 

gelebten Europas der Regionen auch weiterhin durch diese Programme 

gestärkt werden. 

Der Bundesrat spricht sich allerdings auch dafür aus, dass in der zukünftigen 

Gesetzgebung zur Umsetzung der ETZ den besonderen verwaltungs-

technischen und rechtlichen Herausforderungen bei der Implementierung und 

Steuerung von bi- beziehungsweise multinationalen Förderprogrammen noch 

konsequenter Aufmerksamkeit geschenkt wird. 

Aufgrund der Komplexität der Programmierung würden sich insbesondere hier 

die Beihilfefreistellung und eine den Erfordernissen und Herausforderungen 

der ETZ gerecht werdende Indikatorenbildung positiv auswirken. 

Einen wesentlichen Beitrag dazu, dass der europäische Gedanke und das 

Wirken der EU unmittelbar von den Menschen vor Ort wahrgenommen 

werden, leisten Kleinprojekte und Begegnungsmaßnahmen (People-to-people-

Projekte), die auch zukünftig in der Förderung zu belassen sind. 

Überregelung und Verwaltungs- und Kontrollbelastung 

39. Der Bundesrat weist eindringlich darauf hin, dass die Umsetzung der ESIF 

mittlerweile stark überregelt und die Grenze der zumutbaren Kontroll- und 

Verwaltungslasten für die Umsetzung der Programme für die Projektträger 

und die beteiligten Verwaltungen bereits deutlich überschritten ist. Es gilt zu 

vermeiden, dass wünschenswerte und sinnvolle Projekte aufgrund eines hohen 

Abrechnungs- und Kontrollaufwandes nicht mehr durchgeführt werden. Die 

Vielzahl an zusätzlichen Pflichten für die mit der Umsetzung befassten Ver-

waltungen verursacht aufwändige administrative sowie zeit- und kosten-

intensive Mehrbelastungen, die sich mittelbar auch sehr nachteilig auf die Be-

günstigten auswirken. 
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Die zunehmende Komplexität des Programmvollzugs steigert Fehlerwahr-

scheinlichkeit und Fehlerquoten. 

40. Das System der nachgelagerten Rechtsakte und Leitlinien, die noch dazu sehr 

spät verabschiedet wurden, hat außerdem massive Verzögerungen bei den 

operativen Programmstarts verursacht und Anforderungen an die Ver-

waltungssysteme gestellt, unter denen eine rechtskonforme Umsetzung kaum 

mehr leistbar ist. Als Konsequenz hat sich die Programmumsetzung von 

Förderperiode zu Förderperiode immer stärker verzögert. All dies bedroht 

nicht nur die Kohäsionspolitik selbst, sondern beeinträchtigt aufgrund der 

großen Sichtbarkeit und Erlebbarkeit der Politik vor Ort auch die 

Wahrnehmung und die Glaubwürdigkeit der EU insgesamt. 

41. Der Bundesrat hält deshalb eine umfassende Überprüfung und Reduzierung 

der Anforderungen, die von der europäischen Ebene an die Programmierung 

sowie die Verwaltungs- und Kontrollsysteme der ESIF einschließlich der 

ETZ-Programme gestellt werden, für erforderlich.  

Dabei kommt es ihm insbesondere auch auf größere Rechtssicherheit, 

Rechtsklarheit und Kontinuität an. Wichtig sind daher die rechtzeitige Vorlage 

des neuen Rechtsrahmens sowie aller Dokumente in der jeweiligen 

Amtssprache deutlich vor Beginn einer Förderperiode und der Verzicht auf die 

rückwirkende Anwendung von Normen und deren Auslegung. Auch eine 

deutliche Verschlankung des Rechtsrahmens und dessen Fixierung für die 

Verwaltungs- und Kontrollsysteme über einzelne Förderperioden hinaus sind 

dringend erforderlich. Dies gilt auch für die mit beträchtlichen Kosten 

entwickelten Mechanismen der eCohesion. 

42. Vor diesem Hintergrund sieht der Bundesrat die Initiative der Kommission zur 

Vereinfachung der Förderung aus den ESIF und die in diesem Zuge erfolgte 

Einberufung der Hochrangigen Gruppe unabhängiger Experten zur Ver-

waltungsvereinfachung als ein positives Zeichen dafür, dass die Dimension 

des Problems wahrgenommen wird. 
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Vereinfachungsversuche dürfen nicht tatsächlich, wie in der Vergangenheit, zu 

weiteren Erschwernissen für Verwaltung und Begünstigte führen. Nicht selten 

haben Forderungen der Mitgliedstaaten nach größerer Rechtssicherheit zum 

Erlass weiterer Umsetzungsregelungen, Durchführungsbestimmungen und 

Leitlinien durch die Kommission geführt und damit letztlich die Komplexität 

und die Fehleranfälligkeit des Systems weiter erhöht. Deshalb müssen 

überschaubare Regularien und Vereinfachungen, insbesondere zum Ver-

waltungs- und Kontrollverfahren, ein wesentliches Ziel für die nächste MFR-

Periode sein. 

Umsetzung nach nationalem Recht und konsequenter Single-Audit-Ansatz 

43. Der Bundesrat fordert daher ein am Subsidiaritätsprinzip orientiertes 

grundsätzliches Umsteuern für die Programmplanung und -umsetzung, das 

auch einer stärkeren Ergebnisorientierung entspräche. Grundsätzlich sollte die 

verwaltungsmäßige Umsetzung der Programme künftig - mit Ausnahme der 

ETZ - dem nationalen Recht folgen. 

Er fordert zudem, künftig einen konsequenten Single-Audit-Ansatz zu ver-

folgen, um doppelte Kontrollen zu vermeiden, Wertungswidersprüche 

zwischen den Kontrollorganen auszuschließen und die Kontrollkosten zu 

reduzieren. Die Prüfungen durch die europäischen Institutionen sollten sich 

auf Betrugs- und Korruptionsbekämpfung beschränken. 

Beihilferegime 

44. Der Bundesrat spricht sich erneut und entschieden dafür aus, die Anwendung 

der beihilferechtlichen Vorschriften beim Einsatz der ESIF weiter zu verein-

fachen. So erhöht etwa die Ungleichbehandlung von direkt verwalteten EU-

Fonds, wie EFSI und "Horizont 2020", und den ESIF im beihilferechtlichen 

Bereich die Verwaltungslast und behindert Synergien zwischen den Fonds, 

wie sie auch von der Kommission selbst angestrebt werden. 
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Verhältnismäßigkeit 

45. Insgesamt fordert der Bundesrat, künftig dem Grundsatz der Verhältnis-

mäßigkeit im Bereich der Umsetzung und Kontrolle der ESIF stärker 

Rechnung zu tragen. Er hält insbesondere die Höhe des Programmvolumens, 

die Fehleranfälligkeit, die Qualität des Verwaltungsvollzugs und die Höhe des 

Eigenanteils für die zentralen Kriterien, die in die Überlegungen zur Aus-

gestaltung der Verwaltungs- und Kontrollsysteme nach 2020 einfließen 

müssen.

Direktzuleitung an die Kommission 

46. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission. 
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Entschließung des Bundesrates zur "Konsultation der Euro-
päischen Kommission zur Zwischenevaluierung des Rahmen-
programms für Forschung und Innovation "Horizont 2020" "

Der Bundesrat hat in seiner 952. Sitzung am 16. Dezember 2016 beschlossen, die 

aus der Anlage ersichtliche Entschließung zu fassen. 
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Anlage

Entschließung des Bundesrates zur "Konsultation der Euro-
päischen Kommission zur Zwischenevaluierung des Rahmen-
programms für Forschung und Innovation "Horizont 2020" "

1. Der Bundesrat stellt fest, dass die europäische Forschungs- und Innovations-

förderung die Kooperation nationaler Forschungs- und Innovationssysteme 

stärkt und damit die Stellung Europas insgesamt auf diesem Gebiet weltweit 

festigt. Das Rahmenprogramm "Horizont 2020" ist das wichtigste Instrument 

auf europäischer Ebene zur Ausgestaltung des Europäischen Forschungs-

raums. Es ist erfolgreich gestartet, jedoch sind in verschiedenen Bereichen An-

passungen notwendig, die in einem künftigen Rahmenprogramm Niederschlag 

finden müssen. 

2. Die extrem hohe Überzeichnung von "Horizont 2020" belegt nach Auffassung 

des Bundesrates die nicht ausreichende Finanzausstattung des Programms, die 

darüber hinaus durch die Umschichtung von Forschungsmitteln in der 

laufenden Programmperiode weiter verschlechtert worden ist. Er erwartet 

daher, dass das zukünftige Rahmenprogramm in angemessener Höhe 

finanziell untersetzt wird, um die zu hohe Ablehnungsquote sehr guter 

Förderanträge wesentlich zu verringern. 

3. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, sich nachdrücklich dafür 

einzusetzen, dass keine weiteren Mittel aus "Horizont 2020" für die Auf-

stockung des Europäischen Fonds für Strategische Investitionen (EFSI) oder 

für Umschichtungen in andere Programme verwendet werden. Dies gilt auch 

für die geplante Neuauflage des EFSI nach 2018, da entgegen der 

Ankündigung der Kommission lediglich ein sehr geringer Anteil der EFSI-

Mittel tatsächlich für Forschungs- und Entwicklungsprojekte eingesetzt wird. 
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4. Der Bundesrat beobachtet, dass Forschungsprojekte zunehmend über Kredit-

linien, "Venture Capital" (Risikokapital) und andere Finanzierungsinstrumente 

ko-finanziert werden. Dieser Weg steht den deutschen, staatlichen Hoch-

schulen nur ganz bedingt offen. Er bittet daher die Bundesregierung, sich 

gegen Wettbewerbsverzerrungen in diesem Bereich einzusetzen. 

5. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung zudem, sich für eine Flexibilisierung 

der Programmgestaltung einzusetzen, um auf aktuelle Problemstellungen wie 

zum Beispiel Migration und Immigration schnell reagieren zu können. Im 

Schwerpunkt "Gesellschaftliche Herausforderungen" sollten die politischen 

Prioritäten der "Europa-2020-Strategie" stärkere Berücksichtigung finden. 

6. Er fordert die Bundesregierung auf, sich dafür einzusetzen, dass die Finan-

zierung von Grundlagenforschung und anwendungsorientierter Grund-

lagenforschung weiter gestärkt wird und auch außerhalb des Europäischen 

Forschungsrates und der Förderlinie "Future and Emerging Technologies" 

(FET) zum Zuge kommt. 

7. Ein wesentlicher Pfeiler der EU-Forschungsförderung ist die bewährte grenz-

überschreitende Verbundforschung mit der Konzentration auf die angewandte 

Forschung. Zusätzlich wurden in "Horizont 2020" neue Förderinstrumente, 

wie das Kleine-und-mittlere-Unternehmen (KMU)-Instrument geschaffen, das 

dazu beitragen soll, disruptive Innovationen schneller zur Marktreife zu 

bringen. Ein künftiges Rahmenprogramm für Forschung und Innovation muss 

einerseits die erfolgreiche anwendungsorientierte Verbundforschung 

adressieren und gezielt auf diese klassische Stärke der europäischen und 

außereuropäischen Zusammenarbeit setzen. Andererseits müssen die An-

strengungen mit Nachdruck fortgesetzt werden, gerade auch kleine und 

mittlere Unternehmen darin zu unterstützen, dass Innovationen schneller an 

den Markt kommen können. 

8. Der Bundesrat bittet darauf hinzuwirken, dass bei Ausschreibungen in 

"Horizont 2020" zwischen technologieorientierter Grundlagenforschung und 

wirtschaftsnahen Innovationsthemen eine gute Balance bewahrt bleibt. 
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9. Der Bundesrat ist der Meinung, dass zur Bewältigung der großen gesell-

schaftlichen Herausforderungen die Entwicklung neuer technologischer 

Lösungen von großer Bedeutung ist. Er betont gleichzeitig, dass in diesem 

Zusammenhang Forschung und Entwicklung in den Sozial-, Wirtschafts- und 

Geisteswissenschaften unverzichtbar sind. Interdisziplinäre Ausschreibungen 

mit gezielter Ansprache der Sozial-, Wirtschafts- und Geisteswissenschaften 

sind daher verstärkt in "Horizont 2020" und einem Folgeprogramm 

notwendig, ebenso wie eigenständige Ausschreibungen für diese Forschungs-

bereiche. 

10. Der Bundesrat begrüßt, dass die Kommission in "Horizont 2020" die Ver-

fahren deutlich vereinfacht und beschleunigt hat. Er bittet die Bundes-

regierung, sich für die kontinuierliche Überprüfung des Prozesses zur weiteren 

Verbesserung hinsichtlich vereinfachter, rechtssicherer und transparenter 

Regelungen einzusetzen. Damit verbunden sind unter anderem auch die 

Vermeidung einer weiteren Fragmentierung des Rahmenprogramms sowie 

eine Eingrenzung der Diversität der Förderformen. In einem künftigen 

Rahmenprogramm müssen die Bemühungen zur Vereinfachung der Verfahren 

fortgesetzt werden. 

11. Um die gesellschaftliche und politische Akzeptanz der EU-Forschungs-

förderung europaweit auch in Zukunft sicherzustellen, muss durch geeignete 

Maßnahmen die Beteiligung von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern 

aus den EU-13-Staaten an "Horizont 2020" und einem Nachfolgeprogramm 

signifikant erhöht werden. 

12. Der Bundesrat weist darauf hin, dass der von der Kommission geforderte 

synergetische Einsatz von EU-Strukturfondsmitteln und EU-Forschungs-

förderung in der praktischen Umsetzung nur schwer durchführbar ist. Er bittet 

die Bundesregierung, sich dafür einzusetzen, dass rechtzeitig vor Beginn neuer 

Förderperioden die unterschiedlichen Förderinstrumente besser aufeinander 

abgestimmt werden. 

13. Der von der Kommission vorgeschlagene "Europäische Innovationsrat" (Euro-

pean Innovation Council (EIC)) sollte die unter "Horizont 2020" existierenden 

Aktivitäten zur Förderung von Innovation strategisch bündeln und als 
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Beratungsgremium für die Mitgliedstaaten, die Kommission und die For-

schungsförderorganisationen bei der weiteren Programmgestaltung dienen. 

Hauptaufgabe des EIC sollte es sein, einen wirksamen Beitrag zur be-

schleunigten Umsetzung gerade auch von disruptiven Innovationen zu leisten 

und das Zusammenwirken von innovationsorientierten Wissenschaftlerinnen 

und Wissenschaftlern, Gründerinnen und Gründern sowie Unternehmen zu 

ermöglichen. Der Bundesrat weist in diesem Zusammenhang nachdrücklich 

darauf hin, dass zwischen dem "European Research Council" (ERC), der auf 

eine Stärkung der Grundlagenforschung abzielt, und dem EIC eine gute 

Kooperation beziehungsweise eine ausgewogene Balance notwendig ist; eine 

Konkurrenz zwischen beiden Gremien wäre kontraproduktiv. 

14. Der Bundesrat ist der Auffassung, dass eine verteidigungsorientierte 

Forschung aufgrund ihrer besonderen Sensibilität und ihrer speziellen 

Erfordernisse und Zielsetzungen nicht in "Horizont 2020" oder ein 

Nachfolgeprogramm integriert werden sollte. 

15. Er behält sich vor, zu einem späteren Zeitpunkt zur Zwischenevaluierung und 

zu den weiteren Entwicklungen zu einem Nachfolgeprogramm von "Horizont 

2020" erneut Stellung zu nehmen. 

16. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission. 

Begründung: 

Am 20. Oktober 2016 hat die Kommission eine öffentliche Konsultation zur 
Zwischenevaluation des Rahmenprogramms für Forschung und Innovation 
"Horizont 2020" veröffentlicht. Aus diesem Anlass haben die Länder eine 
Positionsbestimmung erarbeitet, die in das nationale und europäische 
Meinungsbild einfließen soll. 

Das Programm startete Anfang 2014 mit einer Laufzeit von sieben Jahren und 
einem anfänglichen Gesamtbudget von knapp 80 Milliarden Euro. Ziel ist es, 
durch Investitionen in Forschung und Innovation intelligentes, nachhaltiges 
und integratives Wachstum in Europa zu fördern. Es ist das wichtigste 
Instrument auf europäischer Ebene zur Ausgestaltung des Europäischen For-
schungsraums und fördert Aktivitäten entlang der gesamten Innovationskette 
von der Grundlagen- beziehungsweise Pionierforschung über die anwendungs-
nahe Forschung bis zur Vorbereitung marktfähiger Produkte und Dienst-
leistungen. Als weltweit größtes Forschungs- und Innovationsprogramm er-
möglicht "Horizont 2020" zusätzliche Kooperationen und einen Austausch 
über Ländergrenzen hinweg. Nationale Maßnahmen werden auf diese Weise 
wirkungsvoll mit europäischen Initiativen verknüpft. 
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Die Länder sind von der positiven Wirkung der europäischen Forschungs- und 
Innovationsförderung überzeugt. Die extrem hohe Überzeichnung belegt je-
doch die nicht ausreichende generelle Finanzausstattung des Programms, die 
überdies durch die Umschichtung von Forschungsmitteln in der laufenden 
Programmperiode weiter verschlechtert worden ist. Die erste Bilanz ergibt, 
dass das Programm an verschiedenen Stellen verbesserungswürdig ist. 

1. Programmbeteiligung und Überzeichnung 

Das Antragsvolumen in "Horizont 2020" übersteigt bei weitem die verfügbaren 
Mittel. Dies hat unter anderem einen Rückgang der Bewilligungsquote (7. For-
schungsrahmenprogramm circa 20 Prozent) auf circa 13 Prozent zur Folge. 
Diese geringen Erfolgsaussichten halten zahlreiche hoch qualifizierte Wissen-
schaftler und Wissenschaftlerinnen davon ab, sich am Programm zu beteiligen. 
Die Methode der Erarbeitung der Arbeitsprogramme zu "Horizont 2020" und 
die damit verbundene "Mittelbindung" engen die Möglichkeiten des Pro-
gramms, auf aktuelle Problemstellungen schnell zu reagieren, ein. So werden 
beispielsweise unter dem Themenpunkt "Demographie" Bevölkerungsentwick-
lungen nachgezeichnet; das gravierende Problem der Migration und Immi-
gration, mit dem Europa konfrontiert ist, kann dagegen damit nur unzureichend 
angegangen werden. Neben einer angemessenen Mittelausstattung - innerhalb 
der Haushaltsobergrenzen - ist daher eine zusätzliche Flexibilisierung der 
Programmgestaltung erforderlich. Der zweijährige Rhythmus der Arbeits-
programme erlaubt es interessierten Akteuren, sich frühzeitig auf eine Antrag-
stellung vorzubereiten, und sollte daher beibehalten werden. 

2. Finanzielle Gestaltung von "Horizont 2020" und dem folgenden Rahmen-
programm 

Der ERC, die Marie-Skłodowska-Curie-Maßnahmen (MSCA) und die Investi-
tionen in Europäische Großforschungsinfrastrukturen sind Erfolgsgaranten der 
europäischen Forschungsförderung. Der Programmbereich "Gesellschaftliche 
Herausforderungen" spiegelt die politischen Prioritäten der Europa-2020-
Strategie wider und behandelt wichtige Problemstellungen, zu denen die 
Bürgerinnen und Bürger von Wissenschaft und Politik Lösungen erwarten. Die 
in diesem Programmbereich geförderte grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
in der Verbundforschung ist daher ebenso auszubauen wie die Förderung der 
Grundlagenforschung. 

Die Kommission tendiert in jüngster Zeit dazu, produktnahe angewandte For-
schung anstelle von Fördermitteln durch Kreditlinien, Venture Capital und 
andere Finanzierungsinstrumente zu fördern. Eine solche kreditfinanzierte For-
schungsförderung stellt einen schwerwiegenden Wettbewerbsnachteil für 
deutsche Hochschulen und Forschungseinrichtungen dar, da diese in der Regel 
nicht berechtigt sind, Kredite aufzunehmen. Der Einsatz dieser neuen Finanz-
instrumente ist daher äußerst kritisch zu sehen. 

Die für Forschung und Innovation zur Verfügung stehenden Mittel müssen 
tatsächlich gezielt für diese Zwecke eingesetzt werden. Die von der 
Kommission vorgeschlagene Ausweitung und Verlängerung des EFSI über 
2020 - also über die jetzige Förderperiode hinaus - wird derzeit abgelehnt. Der
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EFSI hat - entgegen allen anderweitigen Ankündigungen - keinen Nutzen für 
die deutschen Hochschulen und Forschungseinrichtungen gebracht. Eine er-
neute Kürzung von "Horizont 2020" hätte hingegen signifikante negative 
Auswirkungen für Forschung und Innovation. 

Bisher sind EFSI-Projekte mit einem Gesamtvolumen von 12,8 Milli-
arden Euro (aus der Pressemitteilung der Kommission vom 01.06.2016) ge-
nehmigt worden. Lediglich ein minimaler Anteil dieser Projekte sind reine 
Forschungs- und -Entwicklungs (F&E)-Vorhaben. Dies entspricht nicht den 
ursprünglichen Versprechen der Kommission, die aus "Horizont 2020" um-
gewidmeten Gelder auch in denselben Bereichen über EFSI zu reinvestieren. 

Nicht nachgewiesen ist, ob die Hebelwirkung des EFSI-Fonds über die bereits 
in "Horizont 2020" vorhandenen Instrumente hinausgehen wird. Zu dieser 
Unklarheit trägt auch die unzureichende Auswertung der möglichen Rein-
vestitionen in F&E durch die Kommission und die Europäische Investitions-
bank (European Investment Bank (EIB)) bei. Hier muss mehr Transparenz 
geschaffen werden und eine verbesserte Ausweisung der gesamten F&E-
Investitionen im Rahmen von EFSI erfolgen.  

Im globalen Wettbewerb der Ideen und Ökonomien können die EU und ihre 
Mitgliedstaaten nur durch stärkere Investitionen in Wissenschaft, Forschung 
und Innovation bestehen. Jeder hier investierte Euro ist daher eine Investition 
in die Zukunft der EU. Die Budgetsteigerungen zwischen dem 6. Forschungs-
programm und dem 7. Forschungsprogramm beziehungsweise zwischen dem 
7. Forschungsprogramm und "Horizont 2020" lagen bei circa 30 bis 40 Prozent 
des jeweiligen Programmvolumens, wenn auch diese Steigerungsraten nicht 
reale Budgeterhöhungen waren, sondern vor allem durch die Eingliederungen 
externer Programmteile erzielt worden sind. Eine vergleichbare Budget-
steigerung wäre auch für die nächste Finanzierungsperiode von 2021 bis 2027 
wünschenswert. 

3. Grundlagenforschung 

Der ERC hat sich - ebenso wie das Marie-Skłodowska-Curie-Programm - in 
den vergangenen zehn Jahren als weltweit anerkannter europäischer Leucht-
turm für die Förderung exzellenter Grundlagen- und Pionierforschung etabliert. 
Die ERC-Förderung trägt zum europäischen Fundus an Grundlagenforschung 
bei, aus dem disruptive Innovationen entstehen können. Durch die Förderung 
einzelner Spitzenwissenschaftlerinnen und Spitzenwissenschaftler und deren 
Ideen ist der ERC ein wichtiger Standortvorteil im internationalen Wissen-
schaftswettbewerb und schafft somit einen unbestrittenen europäischen Mehr-
wert. 

Der ERC ist integraler Teil der darüber hinaus wichtigen exzellenten Grund-
lagenforschung, die als erstes Glied der Wertschöpfungskette die Basis für 
Innovationen in Forschung und Industrie legt und damit für die Wett-
bewerbsfähigkeit Europas ausschlaggebend ist. Bahnbrechende Entdeckungen 
in der Grundlagenforschung sind nicht planbar und werden durch ein hohes 
Maß an Freiheit und einen weiten Horizont vorangetrieben. 
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Insbesondere die Hochschulen spielen bei der Grundlagenforschung eine 
übergeordnete Rolle und garantieren in vielen EU-Projekten den Nachschub an 
Ideen für neue Entwicklungen. Auch in Zukunft sollte die Exzellenz weiterhin 
das Hauptauswahlkriterium bei der Förderung bleiben.   

Ein entsprechender Budgetzuwachs, um den zukünftigen Herausforderungen 
der Grundlagenforschung gerecht zu werden, sollte somit auch nach "Horizont 
2020" verfolgt werden. Dass zumindest der ERC und das Marie-Skłodowska-
Curie-Programm von den Kürzungen, die für den EFSI erfolgt sind, 
ausgenommen wurden, ist ein positives Zeichen. 

Insgesamt sollte auf eine ausgewogene Verteilung der Fördermittel zwischen 
Grundlagenforschung und wirtschaftsnahen Innovationen geachtet werden. 
Zusätzliche Ausschreibungen sollten die Grundlagenforschung auch außerhalb 
von ERC und FET fördern.  

4. Gesellschaftliche Herausforderungen/Verbundprojekte (inklusive Sozial-, 
Wirtschafts- und Geisteswissenschaften (SWG)) 

Ein wesentlicher Pfeiler der EU-Forschungsförderung ist die bewährte 
grenzüberschreitende Verbundforschung mit Konzentration auf die angewandte 
Forschung. Ebenfalls wichtig und unverzichtbar sind die zusätzlich in 
"Horizont 2020" geschaffenen neuen Förderinstrumente wie das KMU-Instru-
ment, das dazu beitragen soll, disruptive Innovationen schneller zur Marktreife 
zu bringen. Auch grenzüberschreitende Netzwerke aus Wissenschaft und 
Wirtschaft unter Beteiligung exzellent qualifizierter Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler benötigen Förderung mit geeigneten Instrumenten. Ein 
künftiges Rahmenprogramm für Forschung und Innovation muss daher das 
gesamte Spektrum abdecken: Es muss einerseits die erfolgreiche 
anwendungsorientierte Verbundforschung adressieren und gezielt auf diese 
klassische Stärke der europäischen und außereuropäischen Zusammenarbeit 
setzen. Andererseits müssen die Anstrengungen mit Nachdruck fortgesetzt 
werden, gerade auch kleine und mittlere Unternehmen darin zu unterstützen, 
dass Innovationen schneller an den Markt kommen können. 

Die großen Herausforderungen der Zukunft können nicht allein mit einem 
hohen Grad der Technologieentwicklung bewältigt werden. Unverzichtbar sind 
hier ebenso die SWG. Dem muss die Forschungsförderung Rechnung tragen: 
Gleichberechtigte interdisziplinäre Ausschreibungen mit gezielter Ansprache 
von SWG, vor allem mit einem eigenständigen konzeptionellen Stellenwert 
von SWG, sind hier zielführend und wichtig. Die besonders hohen Über-
zeichnungsraten, gerade in der vorrangig an SWG adressierten 6. Gesell-
schaftlichen Herausforderung "Europe in a changing world - inclusive, inno-
vative and reflective societies“ in der 3. Säule von "Horizont 2020", zeigen, 
dass hier den Interessen und auch Angeboten aus der Wissenschaft, einen 
Beitrag zu leisten, noch weniger als in den anderen Themenbereichen 
entsprochen werden konnte.  

5. Vereinfachung, Rechtssicherheit und Förderformen 

Die Neuerungen in den administrativen Bereichen sowohl in der Antragsphase 
als auch in der Projektdurchführung haben zum Ziel, die Verfahren deutlich zu 
vereinfachen und zu beschleunigen. 
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Insbesondere die Einführung des "Participant Portals" hat den Arbeitsprozess 
teilweise erleichtert und durch die Automatisierung die Kommunikation 
deutlich optimiert. Zu beanstanden ist allerdings, dass Anfragen an die 
Kommission nur schleppend beantwortet werden und dass noch nicht alle EU-
Programme über dieses Instrument abgewickelt werden können. Die einfache 
Übernahme der im "Participant Portal" eingegebenen Informationen aus der 
Antragstellung für den Vertragsabschluss ist nicht möglich. Dies führt zu 
unproduktiver Doppelarbeit. Die Benutzung des Portals ist nicht selbst-
erklärend und müsste vereinfacht werden. Eine weitere Optimierung der Ver-
fahren und Abläufe ist erforderlich. 

Zur Vermeidung des Aufwands bei der Antragstellung sollte das zweistufige 
Antragsverfahren vermehrt angewendet werden: Hier gilt es allerdings, die 
Antragsstellung in der ersten Phase verbindlich zu regeln (zum Beispiel durch 
Einreichung von Skizzen) und die Einhaltung der Bewilligungsquote von 
33 Prozent in der zweiten Phase, wie sie die Kommission plant. Zudem sollte 
die Problematik abweichender Evaluierungen bei der 1. und 2. Stufe gelöst 
werden (zum Beispiel durch Einrichtung einer Clearingstelle). Allerdings kann 
das zweistufige Verfahren nicht allein das Ungleichgewicht zwischen dem 
Antragsvolumen und den bereitstehenden Mitteln ausgleichen.  

Die Einführung der einheitlichen Förderquote und der Overheadpauschale 
sowie die Erstattungsfähigkeit der Mehrwertsteuer für Hochschulen bei der 
finanziellen Abwicklung von Projekten werden ausdrücklich begrüßt. 
Allerdings deckt die Pauschale von 25 Prozent bei den indirekten Kosten in der 
Regel nicht den für das Projekt erforderlichen Aufwand. Die Abrechnung der 
Infrastrukturkosten - interne Leistungsverrechnung - als direkte Kosten er-
fordert einen hohen administrativen Aufwand. Die Abschaffung des jährlichen 
Adjustments der Personalkosten stellt die Hochschulen vor große Probleme, da 
sich hieraus finanzielle Verluste ergeben, die zur Unrentabilität der Projekte 
beitragen. 

Es besteht nach wie vor die Notwendigkeit, mit Beginn eines neuen Rahmen-
programms klare und umfassende Regelungen für die Abrechnung er-
stattungsfähiger Kosten festzulegen. Dieses gilt insbesondere für Personal-
kosten und interne Leistungsverrechnungen, um Systemfehler bei der Be-
rechnung von Anfang an zu vermeiden. Hier muss dringend Rechtssicherheit 
für die teilnehmenden Forscherinnen und Forscher und deren Einrichtungen 
geschaffen werden. 

Zu begrüßen ist insbesondere auch die einheitliche Förderquote pro Projekt, die 
den administrativen Aufwand verringert und eine Teilnahme am Rahmen-
programm vereinfacht. Gleichwohl werden hinsichtlich der Anzahl der Förder-
formen und Instrumente Optimierungsmöglichkeiten gesehen. 

Durch die weitere Fragmentierung erhöht sich die Komplexität des Rahmen-
programms, was deutliche Auswirkungen auf die Beratungstätigkeit und die 
Antragstellung zur Folge hat. Bund und Länder haben darauf mit einem 
leistungsstarken Beratungsangebot reagiert. In der überwiegend erforderlichen 
und gewünschten Zusammenarbeit mehrerer Partner aus den Mitgliedstaaten 
und assoziierten Staaten ist die Diversität der Förderformen noch weiter ein-
zugrenzen. Weitere Ausdifferenzierungen durch zusätzliche oder spezifische 
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Anpassungen bei bestimmten Förderformen sollten zugunsten einer kon-
sequenten Anwendung der Beteiligungsregeln vermieden werden. 

6. Ausweitung der Beteiligung (widening participation) 

Der innerhalb der EU bestehende "innovation gap" ist eine politische Heraus-
forderung, der sich die EU stellen muss. Um die gesellschaftliche und poli-
tische Akzeptanz der EU-Forschungsförderung auch in zukünftigen Finan-
zierungsperioden sicherzustellen, ist es von zentraler Bedeutung, die Beteili-
gung von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus den EU-13-Staaten 
an "Horizont 2020" und einem Nachfolgeprogramm signifikant zu erhöhen.  

Die von der Kommission genutzten Instrumente haben dieses Ziel bisher nicht 
erreicht. Eine stärkere Beteiligung von EU-13-Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern ist daher über neu zu entwickelnde innovative Be-
teiligungsmethoden zu gewährleisten. Hierbei können bestehende makro-
regionale Ansätze, Ideen und Strukturen, wie zum Beispiel in der EU-
Ostseestrategie, im Sinne eines "Testlabors für den Europäischen Forschungs-
raum (EFR)" genutzt werden. Eine Ausweitung darf nicht durch Quotierungen, 
sondern sollte durch positive Anreizstrukturen erzielt werden. Am maß-
geblichen Exzellenzkriterium innerhalb der EU-Forschungsförderung ist dabei 
festzuhalten. 

7. Trends in "Horizont 2020" -  EIC als neues Instrument

Der von der Kommission vorgeschlagene EIC soll als sogenannter "one stop 
shop" für den Bereich Innovation wirken und die unter "Horizont 2020" 
existierenden entsprechenden Aktivitäten zusammenführen. Der EIC soll in 
gleichem Maße Innovationen unterstützen wie der ERC die exzellente Wissen-
schaft. Aktuell ist allerdings noch unklar, wie ein solcher Rat aufgebaut wäre, 
welche Aufgaben er hätte und wie in Analogie zum Exzellenzansatz des ERC 
eine herausragende Innovationsförderung aussehen würde. 

Der EIC sollte die unter "Horizont 2020" existierenden Aktivitäten zur Förde-
rung von Innovation strategisch bündeln und die Mitgliedstaaten, die 
Kommission und die Forschungs- und Innovationsförderorganisationen in der 
weiteren Gestaltung der Programme beraten. 

Hauptaufgabe des EIC sollte es sein, einen wirksamen Beitrag zur beschleu-
nigten Umsetzung gerade auch von disruptiven Innovationen zu leisten und das 
Zusammenwirken von innovationsorientierten Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern, Gründerinnen und Gründern sowie Unternehmen zu 
ermöglichen und zu fördern. Unbedingt zu vermeiden ist eine Konkurrenz 
zwischen dem ERC, der auf eine Stärkung der Grundlagenforschung abzielt, 
und dem EIC; notwendig ist vielmehr eine gute Kooperation beziehungsweise 
Balance zwischen beiden Gremien. 

Beispiel Verbundforschung von kleineren und mittelgroßen Teams aus 
Wirtschaft und Wissenschaft: Sie stellt ein Bindeglied zwischen der Grund-
lagenforschung und der Innovationsentwicklung in bestehenden Unternehmen 
beziehungsweise der Unternehmensgründung dar. Dieses unentbehrliche 
Instrument gilt es, im Rahmen von "Horizont 2020" wieder zu stärken. 
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Wie bereits festgestellt, ist die Ablösung von Zuschüssen durch Darlehen für 
die öffentlichen Forschungseinrichtungen abzulehnen. Der EIC kann daher 
nicht als Finanzierungsinstrument, sondern bestenfalls als Plattform wirken, die 
dazu beiträgt, Innovationslücken zu füllen. Voraussetzung dafür ist allerdings, 
dass dem EIC die notwendige Expertise zur Verfügung steht. 

8. Synergien zwischen Strukturfonds und "Horizont 2020" 

In immer mehr Ausschreibungen wird der Einsatz von EU-Strukturfonds-
mitteln gefordert. Die Forderung nach synergetischen Effekten zwischen 
"Horizont 2020" - Vorhaben und Vorhaben der EU-Strukturfonds ist jedoch in 
der praktischen Umsetzung nur schwer durchführbar. Es bedarf einer besseren 
Abstimmung der beiden sehr unterschiedlichen Förderinstrumente aufeinander. 
Zudem wäre mehr Vorlauf hilfreich gewesen, um es den Ländern zu erlauben, 
mit ihren Programmen rechtzeitig auf die neuen Anforderungen zu reagieren. 
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